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  BauGB 

 

 § 1 BauGB (Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung) 

1 BauGB § 1 III 1 

Der festgesetzte Ausschluss einzelner Nutzungen eines Gewerbegebiets ist bereits dann im Sinne des § 1 III 1 BauGB städtebaulich 
gerechtfertigt, wenn sich die Gemeinde im Rahmen ihrer durch Planungsziele konkretisierten städtebaulichen Entwicklungs- 
und Ordnungsvorstellungen hält und den Festsetzungen in Bezug auf diese Ziele Förderpotential zukommt. Den Ausschluss 
sämtlicher Nutzungen, die die städtebauliche Zielsetzung in gleicher Weise gefährden, fordert § 1 III 1 BauGB nicht. (Rn.18) 

BVerwG, Urt. v. 10.09.2015 – 4 CN 8.14 – BVerwGE 153, 16 = ZfBR 2016, 44 = UPR 2016, 114 = NVwZ 2016, 704, Jesco-Alexander 
Thies, jurisPR-UmwR 12/2015 Anm. 3, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 4/2016 Anm. 1, Helmut Redeker, IBR 2016, 114 - 
Bernhäuser Straße Süd 

Welche Anforderungen § 1 III 1 BauGB an die Erforderlichkeit der Planung stellt, hat der Senat in seinen Urteilen vom 

26.3.2009 - 4 C 21.07 - (BVerwGE 133, 310 Rn. 17) und vom 27.3.2013 - 4 C 13.11 - (BVerwGE 146, 137 Rn. 8 f. m.w.N.; 

siehe zuletzt Urt. v. 5.5.2015 - 4 CN 4.14 - ZfBR 2015, 689 Rn. 10) zusammengefasst und näher erläutert: Dem Kriterium 

der Erforderlichkeit kommt in der gemeindlichen Bauleitplanung dieselbe Funktion zu wie demjenigen der 

Planrechtfertigung im Planfeststellungsrecht, nämlich die Planung, die ihre Rechtfertigung nicht in sich selbst trägt, im 

Hinblick auf die damit verbundenen Rechtseinwirkungen in Einklang mit den gesetzlich zulässigen Planungszielen zu 

bringen und auf diese Weise grundsätzlich zu rechtfertigen. Welche Planungsziele in der Bauleitplanung zulässig sind, hat 

der Bundesgesetzgeber in § 1 III 1 BauGB geregelt. Hiernach haben die Gemeinden die Bauleitpläne aufzustellen, sobald 

und soweit dies für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Was in diesem Sinne erforderlich ist, 

bestimmt sich nach der planerischen Konzeption der Gemeinde. Der Gesetzgeber ermächtigt die Gemeinden, diejenige 

Städtebaupolitik zu betreiben, die ihren städtebaulichen Entwicklungs- und Ordnungsvorstellungen entspricht. Nicht 

erforderlich im Sinne des § 1 III 1 BauGB sind u.a. Pläne, die einer positiven städtebaulichen Planungskonzeption entbehren 

und ersichtlich der Förderung von Zielen dienen, für deren Verwirklichung die Planungsinstrumente des Baugesetzbuches 

nicht bestimmt sind. 

In dieser Auslegung setzt § 1 III 1 BauGB der Bauleitplanung eine erste, wenn auch strikt bindende Schranke, die lediglich 

grobe und einigermaßen offensichtliche Missgriffe ausschließt. Für die Einzelheiten einer konkreten planerischen Lösung 

ist demgegenüber das Abwägungsgebot maßgeblich, das gemäß § 1 VII BauGB darauf gerichtet ist, die von der Planung 

berührten öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen und unverhältnismäßige 

oder gleichheitswidrige Belastungen zu vermeiden (BVerwG, Urt. v. 27.8.2009 - 4 CN 5.08 - BVerwGE 134, 355 Rn. 27). 

Erforderlichkeit und Abwägungsgebot unterliegen im Hinblick auf gerichtliche Kontrolldichte, Fehlerunbeachtlichkeit und 

heranzuziehende Erkenntnisquellen unterschiedlichen rechtlichen Maßstäben. Die Abgewogenheit einer Planung und ihrer 

Festsetzungen kann deshalb nicht bereits zum Maßstab für deren städtebauliche Rechtfertigung gemacht werden. 

2 BauGB § 1 IV 

Allein mit der Behauptung, das Anpassungsgebot des § 1 IV BauGB sei verletzt, ist grundsätzlich kein abwägungsrelevanter 
Belang bezeichnet, mit dem im Sinne des § 47 II 1 VwGO eine Verletzung des Abwägungsgebots geltend gemacht werden kann. 
(Rn.7) 

BVerwG, B. v. 30.08.2016 – 4 BN 10.16 – ZfBR 2017, 64 

3 BauGB § 1 IV 

Die Prüfungsanforderungen im Rahmen einer nach § 34 I BNatSchG erforderlichen FFH-Verträglichkeitsprüfung sind 
sachnotwendig von den im Rahmen der Planung verfügbaren Detailkenntnissen abhängig, die Festlegung gegebenenfalls 
erforderlicher Kohärenzsicherungsmaßnahmen ist an die Leistungsgrenzen des jeweiligen planerischen Instruments gebunden. 
Nach Maßgabe dieser Erkenntnis- und Leistungsgrenzen der Planung kann eine nach § 34 I BNatSchG erforderliche FFH- 
Verträglichkeitsprüfung auch auf ein nachfolgendes immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren verlagert werden. 
(Rn.34) 

BVerwG, B. v. 24.03.2015 – 4 BN 32.13 – ZfBR 2015, 484 = BauR 2015, 1278 = NuR 2015, 401 = UPR 2015, 348 = NVwZ 2015, 1452, 
Julian Asmus Nebel, jurisPR-UmwR 7/2015 Anm. 4 - "Porphyrsteinbruch mit Wachenberg" der Stadt Weinheim 

Die Bewertung, ob eine Konzentrationsflächenplanung für die betreffende Nutzung in substanzieller Weise Raum schafft, 

obliegt grundsätzlich den Tatsachengerichten. Deren Kriterien sind revisionsgerichtlich hinzunehmen, wenn sie nicht von 

einem Rechtsirrtum infiziert sind, gegen Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze verstoßen oder ansonsten für die 

Beurteilung des Sachverhalts schlechthin ungeeignet sind (BVerwG, Urt. v. 13.12.2012 - 4 BN 1.11 - BVerwGE 145, 231 

Rn. 18 und B. v. 22.5.2014 - 4 B 56.13 - ZfBR 2014, 583 Rn. 10).  

In der Rechtsprechung des Senats (BVerwG, B. v. 22.5.2014 - 4 B 56.13 - ZfBR 2014, 583 Rn. 6 f.) geklärt ist ferner, dass 

die für die Konzentrationszonen bestimmten Flächen nicht so beschaffen sein müssen, dass sie eine bestmögliche 

Ausnutzung gewährleisten, sondern dass es ausreicht, wenn an dem Standort die Voraussetzungen für eine dem Zweck 

angemessene Nutzung gegeben sind. Von Letzterem ist der VGH ersichtlich ausgegangen mit der Feststellung, dass im 

Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bauleitplan noch Potentiale vorhanden gewesen seien. Der Eigentümer oder 

Nutzungsberechtigte eines Grundstücks muss es grundsätzlich hinnehmen, dass ihm eine möglicherweise rentablere 

Nutzung planungsbedingt verwehrt wird (BVerwG, Urt. v. 13.3.2003 - 4 C 4.02 - BVerwGE 118, 33 <44>). Soweit die 

Beschwerde schließlich meint, im Rahmen der Abwägung komme es auch darauf an, dass durch die Darstellung von 
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Konzentrationsflächen für einen mittelfristigen Zeitraum ausreichende Mengen des abzubauenden Bodenschatzes für eine 

ausreichende Versorgung der Region oder zumindest des Gemeindegebiets zur Verfügung gestellt würden, beruft sie sich 

der Sache nach auf entsprechende Grundsätze der Raumordnung (§ 2 II Nr. 4 Satz 4 ROG), die für die gemeindliche 

Bauleitplanung über das Anpassungsgebot (§ 1 IV BauGB) Bedeutung erlangen. Dass die Flächennutzungsplan-Änderung 

insoweit Probleme aufwerfen könnte, hat der VGH jedoch nicht festgestellt. 

4 BauGB § 1 VI 

Welche der in § 1 VI BauGB aufgeführten oder sonstigen Belange bei der Planung zu berücksichtigen sind oder mit welchem 
Gewicht sie zu Buche schlagen, ist gesetzlich nicht vorprogrammiert. Die zu berücksichtigenden Belange und ihr Gewicht 
bestimmen sich vielmehr nach den Besonderheiten der konkreten Planungssituation. (Rn.4) 

Es gibt keinen Planungsgrundsatz, nach dem die vorhandene Bebauung eines Gebiets nach Art und Maß bei einer Überplanung 
weiterhin zugelassen werden muss. (Rn.5) 

BVerwG, B. v. 05.10.2015 – 4 BN 31.15 – ZfBR 2016, 157 = BRS 83 Nr 10 (2015) - Klosterinsel 

In der Rechtsprechung des BVerwG ist hinreichend geklärt, dass die in § 1 VI BauGB genannten Belange weder 

abschließend sind noch in ihrer Zusammenstellung einen Vorrang in sich oder gegenüber privaten Belangen enthalten (vgl. 

z.B. BVerwG, Urt. v. 1.11.1974 - 4 C 38.71 - BVerwGE 47, 144 <148>). Aus diesem Grund lässt sich ein auch nur relativer 

Vorrang des einen benannten Belangs gegenüber einem anderen nicht abstrakt festlegen (BVerwG, B. v. 5.4.1993 - 4 NB 

3.91 - BVerwGE 92, 231 <239, 240>; siehe ferner B. v. 28.6.1993 - 4 NB 23.93 - Buchholz 406.11 § 1 BauGB Nr. 67 = 

juris Rn. 6). Gesetzlich vorprogrammiert ist weder, welche der in § 1 VI BauGB aufgeführten oder sonstigen Belange bei 

der Planung zu berücksichtigen sind, noch mit welchem Gewicht sie bei der Abwägung zu Buche schlagen (BVerwG, B. v. 

20.8.1992 - 4 NB 20.91 – Buchholz 406.11 § 1 BauGB Nr. 57 = juris Rn. 15). Zu berücksichtigende Belange und deren 

Gewicht bestimmen sich vielmehr nach den Besonderheiten der konkreten Planungssituation (BVerwG, B. v. 15.11.1989 - 

4 NB 28.89 - juris Rn. 6). Deren Feststellung und Bewertung obliegt weitgehend der tatrichterlichen Beurteilung durch das 

Normenkontrollgericht.  

5 BauGB § 1 VI Nr. 8 Buchstabe b 

Zu den landwirtschaftlichen Belangen im Sinne des § 1 VIII Buchst. b BauGB können auch die spezifischen Belange eines 
landwirtschaftlichen Betriebs gehören, namentlich zu befürchtende Einschränkungen des Bestandes und seiner 
Entwicklungsmöglichkeiten durch heranrückende Bebauung. (Rn.3) 

BVerwG, B. v. 11.11.2015 – 4 BN 39.15 – ZfBR 2016, 156 = BRS 83 Nr 171 (2015) - Schafhaltungsbetrieb 

Der Inhaber eines Schafhaltungsbetriebs kann u.a. Belange der Landwirtschaft (§ 1 VI Nr. 8 Buchst. b BauGB) für sich 

reklamieren. Zu ihnen können auch die spezifischen Belange eines landwirtschaftlichen Betriebs gehören, namentlich zu 

befürchtende Einschränkungen des Bestandes und seiner Entwicklungsmöglichkeiten durch eine heranrückende Bebauung 

(Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielen- berg/Krautzberger, BauGB, § 1 Rn. 162; allgemein: BVerwG, Urt. v. 16.4.1971 - 4 C 

66.67 - Buchholz 406.11 § 35 BBauG Nr. 90). Ob sie in der konkreten Planungssituation Berücksichtigung finden müssen 

oder nicht abwägungsbeachtlich sind, insbesondere weil sie geringwertig, nicht schutzwürdig oder für die Gemeinde bei 

der Entscheidung über den Plan nicht erkennbar sind (vgl. BVerwG, Urt. v. 16.6.2011 - 4 CN 1.10 - BVerwGE 140, 41 Rn. 

15), beurteilt sich nach den jeweiligen Umständen des Einzelfalls. 

6 BauGB § 1 VII 

Die Orientierungswerte der DIN 18005-1 können zur Bestimmung der zumutbaren Lärmbelastung in einer Kleingartenanlage 
im Rahmen einer gerechten Abwägung als Orientierungshilfe herangezogen werden. Je weiter der dort empfohlene 
Orientierungswert von 55 dB(A) überschritten wird, desto mehr hat die Gemeinde die baulichen und technischen Möglichkeiten 
auszuschöpfen, die ihr zu Gebote stehen, um die Auswirkungen zu verhindern. (Rn.4) 

BVerwG, B. v. 19.08.2015 – 4 BN 24.15 – ZfBR 2015, 784 = UPR 2016, 113 = BRS 83 Nr 48 (2015) - Kleingartenanlage 

7 BauGB § 1 VII 

Bei einer Änderungsplanung darf die Gemeinde die durch die Erstplanung vorgegebene rechtliche Situation der überplanten 
Grundstücke nicht ignorieren und muss deshalb das Interesse der Planbetroffenen an der Beibehaltung des bisherigen Zustands 
in die Abwägung einstellen. Diese Anforderungen gelten nach § 1 VIII BauGB auch für die teilweise Aufhebung eines 
Bebauungsplans. (Rn.4) 

BVerwG, B. v. 18.05.2016– 4 BN 7.16 –  ZfBR 2016, 589 = BauR 2016, 1444 - teilweise Aufhebung eines Bebauungsplans 

Bei einer Änderungsplanung darf die Gemeinde die durch die Erstplanung vorgegebene rechtliche Situation der überplanten 

Grundstücke nicht ignorieren und muss deshalb das Interesse des Planbetroffenen an der Beibehaltung des bisherigen 

Zustandes in die Abwägung einstellen (BVerwG, B. v. 18.10.2006 - 4 BN 20.06 - BRS 70 Nr. 18 = juris Rn. 10). Diese 

Anforderungen gelten nach § 1 VIII BauGB auch für die teilweise Aufhebung eines Bebauungsplans. Hiervon ausgehend 

hat der VGH die Abwägungsentscheidung gebilligt, in die der Antragsgegner auch den Gebietsbewahrungsanspruch der 

Antragsteller eingestellt hat (UA Rn. 37). 

8 BauGB § 1 VII 

Besteht ein Recht zur Bebauung, kommt seiner normativen Entziehung erhebliches Gewicht zu, das sich im Rahmen der 
Abwägung auswirken muss. Die Frage, ob das betreffende Grundstück insgesamt Baulandqualität besitzt, darf deshalb nicht 
offenbleiben. (Rn.6) 

BVerwG, B. v. 13.03.2017 – 4 BN 25.16 –ZfBR 2017, 589 - Baulandeigenschaft 

Geklärt ist ferner, dass ein (wirksamer) Bebauungsplan Inhalt und Schranken des Eigentums im Sinne von Art. 14 I 2 GG 

bestimmt. Die Gemeinde darf durch ihre Bauleitplanung die (bauliche) Nutzbarkeit von Grundstücken verändern und dabei 

auch die privaten Nutzungsmöglichkeiten einschränken oder gar aufheben. Allerdings setzt eine wirksame städtebauliche 
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Planung voraus, dass hinreichend gewichtige städtebaulich beachtliche Allgemeinbelange für sie bestehen (BVerwG, Urt. 

v. 12.12.1969 - 4 C 105.66 - BVerwGE 34, 301 <305>). Diese Allgemeinbelange müssen umso gewichtiger sein, je stärker 

die Festsetzungen eines Bebauungsplans die Befugnisse des Eigentümers einschränken oder Grundstücke von einer 

Bebauung ganz ausschließen, denn das durch Art. 14 GG gewährleistete Eigentumsrecht gehört in hervorgehobener Weise 

zu den von der Bauleitplanung zu berücksichtigenden Belangen (BVerfG, KammerB. v. 19.12.2002 - 1 BvR 1402/01 - 

NVwZ 2003, 727 = juris Rn. 15; BVerwG, Urt. v. 16.4.1971 - 4 C 66.67 - Buchholz 406.11 § 35 BBauG Nr. 90). Es umfasst 

neben der Substanz des Eigentums auch die Beachtung des verfassungsrechtlichen Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 

und des allgemeinen Gleichheitssatzes (BVerfG, B. v. 19.12.2002 a.a.O.; BVerwG, Urt. v. 27.8.2009 - 4 CN 5.08 - 

BVerwGE 134, 355 Rn. 16 und B. v. 24.11.2010 - 4 BN 40.10 - BRS 76 Nr. 28 = juris Rn. 4). Die Beschränkung der 

Nutzungsmöglichkeiten eines Grundstücks muss daher von der Gemeinde als ein wichtiger Belang privater 

Eigentümerinteressen in der nach § 1 VII BauGB gebotenen Abwägung der öffentlichen und der privaten Belange beachtet 

werden (BVerwG, B. v. 16.1.1996 - 4 NB 1.96 - Buchholz 406.11 § 1 BauGB Nr. 88 = juris Rn. 4). Im Rahmen der 

Abwägungsentscheidung nach § 1 VII BauGB hat die Gemeinde folglich die Nachteile einer Planung für Planunterworfene 

zu berücksichtigen. 

Besteht ein Recht zur Bebauung, kommt der normativen Entziehung desselben erhebliches Gewicht zu, das sich im Rahmen 

der Abwägung auswirken muss. Die Frage, ob das betreffende Grundstück insgesamt Baulandqualität besitzt, darf deshalb 

nicht offen bleiben (BVerfG, KammerB. v. 19.12.2002 - 1 BvR 1402/01 - NVwZ 2003, 727 = juris Rn. 18). 

9 BauGB § 1 VII 

Die Antragsbefugnis eines Denkmaleigentümers, der eine Verletzung der Belange des Denkmalschutzes geltend macht, setzt 
gemäß § 47 II 1 VwGO voraus, dass seine privaten Belange mehr als nur geringfügig betroffen und deshalb abwägungsrelevant 
sind. (Rn.5) 

Schutzwürdige Interessen des Denkmaleigentümers können sich nur aus Art. 14 I 2 GG ergeben mit der Folge, dass der 
Denkmaleigentümer "eigene" Belange erst dann im Sinne von § 47 II 1 VwGO als verletzt bezeichnen kann, wenn die Planung 
den mit der Unterschutzstellung des Denkmals angestrebten Zweck erheblich beeinträchtigen und die vom Denkmaleigentümer 
in Erfüllung der ihm auferlegten Erhaltungspflicht getätigten Investitionen in die Denkmalsubstanz nachträglich entwerten 
kann. (Rn.10) 

BVerwG, B. v. 12.01.2016 – 4 BN 11.15 – ZfBR 2016, 263, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 9/2016 Anm. 4 

10 BauGB § 3 

Ein Plangeber muss sicherstellen, dass die Planbetroffenen sich vom Inhalt einer DIN-Norm verlässlich Kenntnis verschaffen 
können, wenn eine Festsetzung auf eine DIN-Vorschrift verweist und sich erst aus dieser Vorschrift ergibt, unter welchen 
Voraussetzungen ein Vorhaben planungsrechtlich zulässig ist. (Rn.3) Allein die Nennung einer DIN-Vorschrift in einem von der 
Gemeinde im Verwaltungsverfahren eingeholten schalltechnischen Gutachten verfehlt die rechtsstaatlichen Anforderungen an 
die Verkündung von Rechtsnormen. (Rn.5) 

BVerwG, B. v. 30.09.2014 – 4 B 49.14 – ZfBR 2015, 60 - DIN-Vorschriften 

11 BauGB § 3 II 1 

Die Anforderungen an die Bekanntmachung der Arten verfügbarer Umweltinformationen nach § 3 II 2 Halbs. 1 BauGB, wie sie 
der Senat in seinem Urt. v. 18.7.2013 - BVerwG 4 CN 3.12 - (BVerwGE 147, 206) formuliert hat, sind einer Ausnahme nicht 
zugänglich. (Rn.11) 

BVerwG, Urt. v. 11.09.2014 – 4 CN 1.14 – NVwZ 2015, 232 = UPR 2015, 68 = BauR 2015, 446, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 
1/2015 Anm. 2, Christian Dusch, NVwZ 2015, 233, Jörg Michael Schindler, Anja Benner, NVwZ 2015, 644 - Langgewann und 
Gewerbegebiet Nord - Hinweis auf die Arten verfügbarer Umweltinformationen 

Nach § 3 II 2 Halbs. 1 BauGB sind Ort und Dauer der Auslegung der Entwürfe von Bauleitplänen sowie Angaben dazu, 

welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, mindestens eine Woche vor der Auslegung ortsüblich 

bekannt zu machen. Wie der Senat bereits entschieden hat (Urt. v. 18.7.2013 - BVerwG 4 CN 3.12 - BVerwGE 147, 206), 

sind die Gemeinden danach verpflichtet, die in den vorhandenen Stellungnahmen und Unterlagen behandelten 

Umweltthemen nach Themenblöcken zusammenzufassen und diese in der Auslegungsbekanntmachung schlagwortartig zu 

charakterisieren. Das Bekanntmachungserfordernis erstreckt sich dabei auch auf solche Arten verfügbarer 

Umweltinformationen, die in Stellungnahmen enthalten sind, die die Gemeinde für unwesentlich hält und deshalb nicht 

auszulegen beabsichtigt. Der (bloße) Hinweis auf den Umweltbericht genügt nicht, denn dieser ermöglicht keine inhaltliche 

Einschätzung darüber, welche Umweltbelange in einer konkreten Planung bisher thematisiert worden sind (a.a.O. Rn. 22). 

12 BauGB § 3 II 1 

Sind DIN-Normen, auf die in einer der Gemeinde vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahme Bezug genommen wird, der 
Stellungnahme nicht beigefügt, so hat es mit deren Auslegung ohne die DIN-Normen sein Bewenden. § 3 II 1 BauGB verpflichtet 
die Gemeinde nicht, die Normen zu beschaffen und der Öffentlichkeit anlässlich der Auslegung der Stellungnahme zugänglich 
zu machen. (Rn.3) 

BVerwG, B. v. 11.08.2016 – 4 BN 23.16 – ZfBR 2016, 789 = BauR 2017, 55 = NVwZ 2017, 165, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 
20/2016 Anm. 6, Laura Arenz, UPR 2017, 92. Die gegen diese Entscheidung erhobene Verfassungsbeschwerde hat das 
Bundesverfassungsgericht mit B. v. 20.10.2016 - 1 BvR 2208/16 - nicht zur Entscheidung angenommen. 

13 BauGB § 3 II 2 HS 1 

Revisionszulassung zur Klärung der Frage, ob die Unbeachtlichkeit eines Verstoßes gegen die Anforderungen des § 3 II 2 Halbs. 
1 BauGB nach Ablauf der Jahresfrist des § 215 I Nr. 1 BauGB mit den Anforderungen des Unionsrechts in Einklang steht. (Rn.1) 

BVerwG, B. v. 03.03.2016 – 4 BN 40.15 – 
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14 BauGB § 3 II 2 

Ausführungen in einem Umweltbericht zum umweltbezogenen Zustand eines Plangebietes sind auch dann umweltbezogene 
Informationen im Sinne von § 3 II 2 Halbs. 1 BauGB, wenn der Umweltbericht zu der Einschätzung gelangt, die beabsichtigte 
Planung wirke sich auf diesen Zustand nicht aus. (Rn.9) 

BVerwG, Urt. v. 29.09.2015 – 4 CN 1.15 – ZfBR 2016, 49 = NVwZ 2016, 84 = UPR 2016, 184, Martin Spieler, jurisPR-UmwR 12/2015 
Anm. 2, Alexander Schink, UPR 2016, 241 -  umweltbezogene Informationen nach § 3 II 2 Halbs. 2 BauGB 

Das Bekanntmachungserfordernis erstreckt sich auch auf Umweltinformationen, die in Stellungnahmen enthalten sind, 

welche die Gemeinde für unwesentlich hält (BVerwG, Urt. v. 11.9.2014 - 4 CN 1.14 - ZfBR 2015, 159 Rn. 11). 

Die Bekanntmachung war zudem in der Sache unzutreffend. Die Einschätzungen des Umweltberichts zum gegenwärtigen 

umweltbezogenen Zustand des Gebietes mit Blick auf einzelne Teilaspekte und seine Einschätzung, der Bebauungsplan 

wirke sich auf diese Teilaspekte nicht aus, waren verfügbare Umweltinformationen im Sinne des § 3 II 2 Halbs. 1 BauGB. 

Ein solches weites Verständnis entspricht dem weiten Begriff der Umweltinformationen in anderen Rechtsgebieten, wie er 

etwa in § 2 III UIG Ausdruck gefunden hat (vgl. auch BVerwG, Urt. v. 21.2.2008 - 4 C 13.07 - BVerwGE 130, 223 Rn. 

11), und trägt der von § 3 II 2 Halbs. 1 BauGB verfolgten Anstoßwirkung Rechnung (vgl. BVerwG, Urt. v. 18.7.2013 - 4 

CN 3.12 - BVerwGE 147, 206 Rn. 19 f.). Das Gesetz verlangt für diese Anstoßwirkung, die in den vorhandenen 

Stellungnahmen und Unterlagen behandelten Umweltthemen nach Themenblöcken zusammenzufassen und diese in der 

Bekanntmachung schlagwortartig zu charakterisieren (BVerwG, Urt. v. 18.7.2013 a.a.O. Rn. 23).  

 

 § 4a BauGB  

15 BauGB § 4a III 1 

Eine bereits früher bestehende Äußerungsmöglichkeit zu einer Entwurfsfassung allein reicht nicht aus, um die Verpflichtung zur 
erneuten öffentlichen Auslegung des Plans entfallen zu lassen. Das Gesetz garantiert mit § 3 II, § 4a III 1 BauGB, dass die Bürger 
einmal Gelegenheit hatten, zu dem Planentwurf in seiner letzten Fassung Stellung zu nehmen. (Rn.4) 

Hat eine Gemeinde entgegen der Begründung des Planentwurfs eine bestimmte Festsetzung nicht getroffen und fügt sie nach der 
öffentlichen Auslegung gemäß § 3 II BauGB eine entsprechende Festsetzung in den Entwurf ein, dann ist dieser nach § 4a III 1 
BauGB erneut auszulegen. (Rn.5) 

BVerwG, B. v. 18.04.2016 – 4 BN 9.16 – BauR 2016, 1269 = ZfBR 2016, 589, Külpmann, jurisPR-BVerwG 23/2016 Anm. 3 - 
Planänderung 

Nach § 4a III 1 BauGB ist der Entwurf des Bebauungsplans erneut auszulegen und sind die Stellungnahmen erneut 

einzuholen, wenn er nach dem Verfahren nach § 3 II oder § 4 II BauGB geändert oder ergänzt wird. Damit löst im Grundsatz 

jede Änderung/Ergänzung des Entwurfs die Pflicht zur Wiederholung der Auslegung aus. In der Rechtsprechung des Senats 

ist allerdings anerkannt, dass das Beteiligungsverfahren nicht um seiner selbst willen zu betreiben ist (z.B. BVerwG, B. v. 

8.3.2010 - 4 BN 42.09 - Buchholz 406.11 § 4a BauGB Nr. 1 = juris Rn. 11). Hat eine nach öffentlicher Auslegung 

vorgenommene Ergänzung einer Festsetzung lediglich klarstellende Bedeutung, so besteht kein Anlass zu einer erneuten 

Öffentlichkeitsbeteiligung oder einer erneuten Beteiligung von Behörden und Träger öffentlicher Belange, denn inhaltlich 

ändert sich am Planentwurf nichts. Entsprechendes gilt, wenn der Entwurf nach der Auslegung in Punkten geändert worden 

ist, zu denen die betroffenen Bürger, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zuvor bereits Gelegenheit zur 

Stellungnahme hatten, die Änderungen auf einem ausdrücklichen Vorschlag eines Betroffenen beruhen und Dritte hierdurch 

nicht abwägungsrelevant berührt werden (BVerwG, B. v. 18.12.1987 - 4 NB 2.87 - NVwZ 1988, 822 = juris Rn. 21). 

16 BauGB § 4a III 1 

Revisionszulassung zur Klärung der Frage, ob und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen eine Gemeinde 
verpflichtet ist, den Entwurf eines Bebauungsplans gemäß § 4a III 1 BauGB erneut auszulegen und die 
Stellungnahmen erneut einzuholen, wenn der dem Entwurf des Bebauungsplans beigefügte Umweltbericht nach der 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 II BauGB und der Behördenbeteiligung gemäß § 4 II BauGB geändert wird. 
(Rn.1) 

BVerwG, B. v. 28.01.2016 – 4 BN 27/14 – Umweltbericht 

17 BauGB § 4a III 1 

§ 4a III 1 BauGB verpflichtet die Gemeinde nicht zur erneuten Auslegung, wenn nach dem Verfahren nach § 3 II oder § 4 II 
BauGB nicht der Entwurf des Bebauungsplans selbst, sondern lediglich der Umweltbericht als Bestandteil der Begründung des 
Bebauungsplan-Entwurfs geändert wird. (Rn.14) 

§ 4a III 1 BauGB steht jedenfalls dann mit Unionsrecht im Einklang, wenn der geänderte Umweltbericht lediglich eine 
Neubewertung bereits vorhandener Sachinformationen enthält. (Rn.19) 

BVerwG, Urt. v. 08.03.2017 - # - BauR 2017, 1474 = DVBl 2017, 1101 = UPR 2017, 347, Ferdinand Kuchler, jurisPR-UmwR 7/2017 
Anm. 2, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 20/2017 Anm. 4, Bernhard Stüer, DVBl 2017, 1104 – Mühlengelände 

Nach der bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien 

(Europarechtsanpassungsgesetz Bau - EAG Bau - vom 24.6.2004, BGBl. I S. 1359) am 20.7.2004 gültigen 

Vorgängerregelung des § 3 III 1 BauGB a.F. war erneut auszulegen, wenn der Entwurf des Bauleitplans nach der Auslegung 

geändert oder ergänzt wird oder wenn die Gemeinde "die nach § 2a (BauGB a.F.) erforderlichen Angaben wegen der 

Besorgnis zusätzlicher oder anderer erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen" geändert hatte. Mit der Neuregelung 

durch das EAG Bau in § 4a III 1 BauGB sollte nach der Gesetzesbegründung (BT-Drs. 15/2250, S. 27 und 45) das Verfahren 

der erneuten Auslegung nach den bisherigen Bestimmungen "inhaltlich unverändert" zusammengefasst werden. Dieses 

gesetzgeberische Ziel hat indes im Wortlaut des § 4a III 1 BauGB keinen Niederschlag gefunden. Die Verpflichtung zur 

erneuten Auslegung und zur erneuten Einholung der Stellungnahmen bezieht sich ausschließlich auf Änderungen oder 
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Ergänzungen des "Entwurfs des Bauleitplans". Dem Entwurf des Bauleitplans ist gemäß § 2a Satz 1 BauGB im 

Aufstellungsverfahren eine Begründung "beizufügen", wobei der Umweltbericht nach § 2a Satz 2 Nr. 2 und Satz 3 BauGB 

einen gesonderten Teil der Begründung bildet. Diese begriffliche Unterscheidung zwischen Entwurf und Begründung lässt 

erkennen, dass der Umweltbericht als Bestandteil der Begründung des Bauleitplans nach dem Verständnis des EAG Bau 

nicht bereits von dem in § 4a III 1 BauGB verwendeten Begriff des Entwurfs des Bauleitplans erfasst ist. Soweit dem 

Beschluss des Senats vom 8.3.2010 - 4 BN 42.09 - (Buchholz 406.11 § 4a BauGB Nr. 1 Rn. 12) etwas Anderes entnommen 

werden könnte, hält der Senat hieran nicht fest. 

Das OVG ist deshalb zu Recht davon ausgegangen, dass nach § 4a III 1 BauGB nur dann erneut auszulegen ist, wenn der 

Entwurf des Bauleitplans selbst mit den seinen normativen Inhalt ausmachenden zeichnerischen und textlichen 

Festsetzungen geändert oder ergänzt wird (ebenso OVG Lüneburg, Urt. v. 24.6.2015 - 1 KN 138/13 - BauR 2015, 1624; 

siehe z.B. auch Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand.10.2016, § 4a Rn. 25, 

Korbmacher, in: Brügelmann, BauGB, Stand.1.2017, § 4a Rn. 12 f.; Uechtritz, BauR 2005, 1859 <1872 f.>; zweifelnd 

Berkemann, in: ders. (Hrsg.), BauGB 2004 - Nachgefragt, 1. Aufl. 2006, § 4a III BauGB, S. 104 f.). 

b) Diese nationale Regelung steht jedenfalls hier mit Unionsrecht im Einklang. 

aa) Allerdings bestimmt Art. 6 I und 2 der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27.6.2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (ABl. L 197 S. 30) (Plan-UP- RL), 

dass der Entwurf des Plans oder Programms und der nach Art. 5 Plan-UP-RL erstellte Umweltbericht den von den 

Mitgliedstaaten zu bestimmenden Behörden sowie der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird; den Behörden und der 

Öffentlichkeit ist innerhalb ausreichend bemessener Fristen frühzeitig und effektiv Gelegenheit zu geben, vor der Annahme 

des Plans zum Entwurf des Plans sowie zum begleitenden Umweltbericht Stellung zu nehmen. Gemäß Art. 8 Plan-UP-RL 

werden der nach Art. 5 Plan-UP-RL erstellte Umweltbericht und die nach Art. 6 Plan-UP-RL abgegebenen Stellungnahmen 

bei der Ausarbeitung und vor der Annahme des Plans berücksichtigt. In der Rechtsprechung des BVerwG (vgl. BVerwG, 

Urteile vom 10.4.2013 - 4 C 3.12 - BVerwGE 146, 176 Rn. 24 und vom 1.4.2015 - 4 C 6.14 - BVerwGE 152, 10 Rn. 25 

<zur Mitwirkung von Naturschutzvereinigungen>) ist der Öffentlichkeitsbeteiligung der Zweck einer die Behörden 

unterstützenden "Sachverstandspartizipation" zugemessen worden, die den behördlichen Entscheidungsprozess in 

Umweltangelegenheiten besser und transparenter gestalten (vgl. Erwägungsgrund 16 der Richtlinie 2011/92/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.12.2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 

öffentlichen und privaten Projekten - UVP-RL, ABl. L 26 S. 1) und Vollzugsdefiziten im Bereich des Umweltrechts 

entgegenwirken soll (vgl. BVerwG, Urt. v. 12.11.1997 - 11 A 49.96 - BVerwGE 105, 348 <350> <zur Mitwirkung von 

Naturschutzvereinigungen>). 

Auch diese unionsrechtlichen Vorschriften fordern aber jedenfalls dann keine weitere Öffentlichkeitsbeteiligung in Gestalt 

einer erneuten Auslegung der Planunterlagen, wenn der geänderte Umweltbericht lediglich eine Neubewertung bereits 

vorhandener Sachinformationen enthält. In diesem Fall ist der Zweck der Sachverstandspartizipation bereits durch die 

erstmalige Auslegung erfüllt, weil die interessierte Öffentlichkeit in deren Rahmen Gelegenheit hatte, sich zu den 

entscheidungserheblichen Umwelttatsachen zu äußern und die von ihr für relevant gehaltenen weiteren Stellungnahmen, 

Informationen, Analysen und Bewertungen zur Vorbereitung der gemeindlichen Planungsentscheidung einzubringen. 

Unionsrecht verpflichtet nicht dazu, die Gelegenheit, sich zum Entwurf eines Bauleitplans und zum Umweltbericht zu 

äußern, mehrfach einzuräumen (BVerwG, Urt. v. 7.5.2014 - 4 CN 5.13 - Buchholz 406.11 § 3 BauGB Nr. 15 Rn. 16). Eine 

Kontrollfunktion in dem Sinne, dass die Öffentlichkeit erneut zu beteiligen wäre, um zu überprüfen inwieweit die planende 

Gemeinde den eingebrachten Stellungnahmen und Bewertungen gefolgt ist, verlangt das Unionsrecht nicht. Gegenteiliges 

legt auch das Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 8.11.2016 - C-243/15 [ECLI:EU:C:2016:838] - (ZUR 2017, 86) 

nicht nahe, auf das sich die Antragsteller berufen. Die Durchsetzung abweichender Rechtsstandpunkte ist dem gerichtlichen 

Rechtsschutz vorbehalten. 

4. Ohne Erfolg bleiben auch die Beanstandungen, die die Antragsteller gegen die Ausführungen des OVG zur FFH-

Verträglichkeitsprüfung nach § 1a IV BauGB i.V.m. § 34 I 1 BNatSchG vorbringen. 

a) Zu Unrecht rügen die Antragsteller, das OVG habe unter Verstoß gegen Bundesrecht darauf abgestellt, dass durch die 

geplanten Vorhaben, die bereits zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses des streitgegenständlichen Bebauungsplans 

vollzogen gewesen seien, keine erheblichen Beeinträchtigungen des FFH-Gebiets mehr ausgehen könnten. 

Die Rüge zielt gegen die Erwägung des OVG, dass bei der "Erheblichkeitsprüfung" hinsichtlich des Großen Feuerfalters 

nur von einem planbedingt eintretenden Flächenverlust von rund 500 m² durch die Erweiterung des Wirtschaftsweges auf 

dem Flurstück Nr. C auszugehen sei, weil die Habitatfläche auf dem Flurstück Nr. B bereits infolge der Baufeldräumung 

im Vollzug der früheren vorhabenbezogenen Bebauungspläne ihre Habitateignung verloren habe. Die Fläche habe "im 

Übrigen" ihre allenfalls potentielle Habitateignung auch für den Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläuling mit der im 

Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bereits vollzogenen Baufeldräumung endgültig eingebüßt. 

Die Rüge greift nicht durch. Dabei kann der Senat die in der Rechtsprechung des BVerwG bisher nicht entschiedene (vgl. 

BVerwG, Urt. v. 27.3.2014 - 4 CN 3.13 - BVerwGE 149, 229 Rn. 27; VGH München, Urt. v. 30.11.2008 - 9 N 05.112 - 

juris Rn. 50 <nachfolgend BVerwG, B. v. 9.9.2009 - 4 BN 4.09 - juris>; vgl. nunmehr auch EuGH, Urt. v. 14.1.2016 - C-

399/14 - NVwZ 2016, 595 Rn. 61) Frage weiterhin offen lassen, inwieweit Schutzzwecke und Erhaltungsziele eines FFH-

Gebiets einem Vorhaben oder einer Planung noch entgegen gehalten werden können, wenn sie in dem für die Beurteilung 

der Sach- und Rechtslage maßgeblichen Zeitpunkt bereits obsolet waren.  
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(1) Nach der vom OVG herangezogenen Fachkonvention von Lambrecht/Trautner [2007] liegt eine erhebliche 

Beeinträchtigung des Großen Feuerfalters nicht vor, wenn der Lebensraumverlust den Orientierungswert der Stufe III in 

Höhe von 6 400 m² nicht überschreitet. Voraussetzung für die Anwendung dieses Orientierungswerts ist (unter anderem), 

dass der Verlust weniger als 0,1 % der Habitatfläche im Gebiet ausmacht. Diese Grenze von 0,1 % wäre überschritten, wenn 

das Flurstück Nr. B entsprechend dem Vortrag der Antragsteller in vollem Umfang als Habitatverlustfläche anzusetzen 

wäre. 

Keiner weitergehenden Befassung bedurfte auch der Hinweis der Antragsteller, nach dem Bewirtschaftungsplan sei die 

gesamte Fläche des im FFH-Gebiet gelegenen Teils des Flurstücks Nr. B als Lebensraum des Großen Feuerfalters kartiert, 

mit der Folge, dass die gesamte im FFH-Gebiet gelegene Teilfläche von 5 800 m² als Lebensraum hätte gewertet werden 

müssen. Denn die Antragsteller geben selbst an, dass der von ihnen beigezogene Sachverständige die Bestandserfassung 

des Entwurfs des Bewirtschaftungsplans als inadäquat bezeichnet habe. Es wäre Sache der Antragsteller gewesen, in der 

Revisionsbegründung darzulegen, dass sie gleichwohl weiterhin an ihrer Forderung aus ihrem Schriftsatz vom 2.6.2014 

festgehalten haben. 

(2) Aus der fehlenden Auseinandersetzung des OVG mit dem Vortrag der Antragsteller zur Größe des anzusetzenden 

Gesamtlebensraums folgt ebenfalls kein Gehörsverstoß. Der hierauf bezogene Vortrag der Antragsteller blieb vage. Ob es 

sich um "räumlich-funktionale Teilgebiete" handelt, hielten die Antragsteller lediglich für prüfungsbedürftig. 

Entsprechende Beweisanträge haben sie nicht gestellt. Schließlich fehlten auch Angaben dazu, wie sich nach dem Entwurf 

des Bewirtschaftungsplans die Lebensräume des Großen Feuerfalters auf die einzelnen Teilgebiete verteilen. 

 § 9 BauGB  

18 BauGB § 9 I Nr. 11 

Die Fläche eines nach § 9 I Nr. 11 BauGB festgesetzten Fußgängerbereichs ist bei der von § 13a I 2 BauGB geforderten Ermittlung 
der zulässigen Grundfläche im Sinne des § 19 II BauNVO nicht zu berücksichtigen. (Rn.17) 

Setzt ein Bebauungsplan eine zulässige Grundfläche für ein oder mehrere Baugrundstücke im Sinne des § 19 II BauNVO fest, 
findet § 13a I 3 BauGB keine Anwendung mit der Folge, dass die voraussichtliche Versiegelung auf anderen Grundstücken bei 
der Ermittlung der Flächeninanspruchnahme außer Betracht bleibt. (Rn.18) 

BVerwG, Urt. v. 08.12.2016 – 4 CN 4.16 – BauR 2017, 830 = ZfBR 2017, 355, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 8/2017 Anm. 5 – 
Fußgängerbereich 

Die Fläche des Fußgängerbereichs ist nicht nach § 13a I 3 BauGB als voraussichtlich versiegelte Fläche zu berücksichtigen. 

Nach § 13a I 3 BauGB ist bei Anwendung des § 13a I 2 BauGB die Fläche maßgeblich, die bei der Durchführung des 

Bebauungsplans voraussichtlich versiegelt wird, wenn in einem Bebauungsplan weder eine zulässige Grundfläche noch 

eine Größe der Grundfläche festgesetzt ist. Der Wortlaut des § 13a I 3 BauGB lässt eine Anwendung der Norm nicht zu, 

weil der Bebauungsplan für die Mischgebietsflächen eine zulässige Grundfläche festsetzt. § 13a I 3 BauGB kommt nicht 

zur Anwendung, "soweit" eine zulässige Grundfläche oder eine Größe der Grundfläche nicht festgesetzt ist, sondern "wenn" 

es im Plangebiet an einer solchen Festsetzung fehlt (ebenso: Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 

BauGB, Stand.5.2016, § 13a Rn. 41; Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 13. Aufl. 2016, § 13a Rn. 7; Mitschang, 

ZfBR 2007, 433 <436 f.>). 

Das nationale Recht genügt den Anforderungen der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27.6.2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (ABl. L 197 S. 30) - Plan-UP- RL 

- (a.A. Robl, Das beschleunigte Verfahren für Bebauungspläne der Innenentwicklung, 2010, S. 183 ff.; kritisch auch Bunzel, 

LKV 2007, 444 <445 f.>; Gierke, in: Brügelmann, BauGB, Stand.4.2016, § 13a Rn. 75). 

Das Unterschreiten der Schwelle des § 13a I 2 Nr. 1 BauGB ist Bedingung, um von einer Umweltprüfung abzusehen (§ 13a 

II Nr. 1 i.V.m. § 13 III 1 BauGB), und wird getragen von der Annahme, dass diese Art von Bebauungsplänen der 

Innenentwicklung a priori voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat (EuGH, Urt. v. 18.4.2013 - C-463/11 

- BRS 80 Nr. 1 Rn. 39; BVerwG, B. v. 31.7.2014 - 4 BN 12.14 - Buchholz 406.11 § 13a BauGB Nr. 1 Rn. 10). Mit der 

Regelung hat der nationale Gesetzgeber im Sinne des Art. 3 V 1 Variante 2 i.V.m. III Plan-UP-RL damit durch eine 

Festlegung von Arten von Plänen, die die Nutzung kleiner Gebiete auf lokaler Ebene festlegen, bestimmt, dass diese 

voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben. 

Bei der Bestimmung dieser Voraussetzungen muss der Mitgliedstaat nach Art. 3 V 2 Plan-UP-RL in jedem Fall die 

einschlägigen Kriterien des Anhangs II Plan-UP-RL berücksichtigen, um sicherzustellen, dass Pläne, die voraussichtlich 

erhebliche Umweltauswirkungen haben, von der Pflicht zur Umweltprüfung erfasst werden. Hiervon ausgehend dient die 

Begrenzung auf eine festgesetzte Grundfläche von weniger als 20 000 qm dazu, das Ausmaß, in dem der Plan für Projekte 

und andere Tätigkeiten einen Rahmen setzt, zu begrenzen (Anhang II Nr. 1 Spiegelstrich 1 Plan- UP-RL), und dem Umfang 

und der räumlichen Ausdehnung der Auswirkungen Rechnung zu tragen (Anhang II Nr. 2 Spiegelstrich 5 Plan-UP-RL) 

(BT-Drs. 16/2496 S. 13 f.). 

Der Mitgliedstaat muss auch den kumulativen Charakter von Auswirkungen (Anhang II Nr. 2 Spiegelstrich 2 Plan-UP-RL) 

berücksichtigen. Diese Pflicht verlangt indes keine bestimmte Regelungstechnik, etwa die Bestimmung eines 

Schwellenwertes für die gesamte voraussichtliche Flächeninanspruchnahme. Der Gesetzgeber durfte vielmehr aufgrund 

seiner Befugnis zur abstrakt-generellen Regelung (BVerwG, Beschluss vom 31.7.2014 - 4 BN 12.14 - Buchholz 406.11 § 

13a BauGB Nr. 1 Rn. 10) das Ausmaß künftiger Versiegelung durch einen Schwellenwert für die Festsetzungen zur 

zulässigen Grundfläche erfassen und die - typischerweise hinzutretende - Versiegelung durch die Verkehrsflächen als 

"mitgedacht" behandeln. Eine solche Regelungstechnik hält sich in den Grenzen der vom Unionsrecht eingeräumten 

Einschätzungsprärogative. 
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Allerdings weist die Revision zutreffend auf die Gefahr eines Missbrauchs hin. Die Gemeinde kann den Schwellenwert des 

§ 13a I 2 Nr. 1 BauGB unterschreiten, indem sie etwa bei Planung einer großen Erschließungsanlage für ein einziges, nach 

seiner Größe untergeordnetes Baugrundstück eine zulässige Grundfläche festsetzt (Mitschang, ZfBR 2007, 433 <436 f.>; 

Bunzel, LKV 2007, 444 <446>). Diese Missbrauchsgefahr rechtfertigt es nicht, sich über Wortlaut und 

Entstehungsgeschichte des Gesetzes hinweg zu setzen. Denn in Fällen des Missbrauchs wird die Wahl des beschleunigten 

Verfahrens ermessensfehlerhaft und damit unzulässig sein. 

§ 13a I 4 BauGB schloss das beschleunigte Verfahren nicht aus. Der Bebauungsplan begründet nicht die Zulässigkeit eines 

Vorhabens, das einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder dem Landesrecht unterliegt. Die insoweit allein in Betracht kommende Ziffer 

18.8 der Anlage 1 zum UVPG scheidet aus, weil sie keine UVP-Pflicht, sondern nur eine Pflicht zur allgemeinen 

Vorprüfung anordnet (vgl. § 3c Satz 1 UVPG) und es sich bei dem Plan nicht um die Planung eines Städtebauprojekts 

handelt (vgl. BVerwG, B. v. 18.5.1994 - 4 NB 15.94 - Buchholz 406.11 § 1 BauGB Nr. 73 S. 6 ff.). 

Einer Anwendung des § 47 IIa VwGO steht Unionsrecht nicht entgegen. 

In Anschluss an das Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 15.10.2015 - C-137/14 [ECLI:EU:C:2015:683] - (NJW 

2015, 3495 Rn. 75 ff.) ist die Vereinbarkeit des § 47 IIa VwGO mit Unionsrecht in Zweifel gezogen worden (VGH 

Mannheim, B. v. 5.9.2016 - 11 S 1255/14 - juris Rn. 50; Zeissler/Schmitz, UPR 2016, 1 <4>; Bunge, NuR 2016, 11 <16>; 

a.A. Stüer, DVBl 2015, 1518 <1521>; vgl. BT-Drs. 18/9526 S. 51). Die insoweit einschlägigen Ausführungen des 

Europäischen Gerichtshofs gegen Beschränkungen der Begründetheitsprüfung knüpfen aber an Art. 11 I der Richtlinie 

2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.12.2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 

bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 26 vom 28.1.2012 S. 1) - UVP-RL - an, so dass sich die Frage nur 

für Bebauungspläne stellt, die in den Anwendungsbereich der UVP-Richtlinie fallen (VGH Mannheim, Urt. v. 8.3.2016 - 3 

S 1603/15 - ZfBR 2016, 475 <476 f.>). Dies ist hier nicht der Fall. 

19 BauGB § 9 I Nr. 23 a 

Revisionszulassung zur weiteren Klärung der Fragen, ob Festsetzungen eines Bebauungsplans, die bestimmen, dass die 
Verwendung fossiler Energieträger nur zulässig ist, wenn deren spezifische CO2-Emissionen einen bestimmten Wert nicht 
überschreiten, von der Rechtsgrundlage des § 9 I Nr. 23 Buchst. a BauGB gedeckt sind, und inwieweit solchen Festsetzungen 
gegebenenfalls auch die Sperrwirkung des § 5 II BImSchG entgegenstehen kann. (Rn.1) 

Mit der Neubekanntmachung eines Bebauungsplans (hier: Heilung eines Verkündungsmangels durch erneute Auslage unter 
Beifügung maßgeblicher DIN- Vorschrift) ist eine Rechtsänderung eingetreten, die vom Revisionsgericht in gleicher Weise zu 
berücksichtigen ist, wie sie die Vorinstanz berücksichtigen müsste, wenn sie jetzt entschiede. (Rn.2) 

BVerwG, B. v. 14.07.2016 – 4 BN 38.15 – BauR 2016, 1769 - Revisionszulassung  

20 BauGB § 9 I Nr. 24 

§ 9 I Nr. 24 BauGB gestattet als Ermächtigungsnorm grundsätzlich auch Festsetzungen über die Anordnung von (Aufenthalts-
)Räumen im Gebäudeinnern, um angemessenen Lärmschutz zu gewährleisten. (Rn.3) 

BVerwG, B. v. 26.05.2015 – 4 BN 8.15 – ZfBR 2015, 579 = BRS 83 Nr 50 (2015) - Aufenthaltsräume 

Nach dem Beschluss des Senats vom 7.9.1988 - 4 N 1.87 - (BVerwGE 80, 184 <186>) können gemäß § 9 I Nr. 24 BauGB 

in einem Bebauungsplan u.a. Maßnahmen des passiven Schallschutzes festgesetzt werden, wie etwa der Einbau von Doppel- 

bzw. Schallschutzfenstern oder die immissionshemmende Ausführung von Außenwänden eines Gebäudes (ebenso: 

BVerwG, Urt. v. 28.1.1999 - 4 CN 5.98 - BVerwGE 108, 248 <260>; B. v. 7.6.2012 - 4 BN 6.12 - ZfBR 2012, 578). Im 

Urt. v. 22.3.2007 - 4 CN 2.06 - (BVerwGE 128, 238 Rn. 14 f.) hat der Senat § 9 I Nr. 24 BauGB als Rechtsgrundlage 

angeführt, wenn in dicht besiedelten Gebieten die Einhaltung der nach dem Trennungsgrundsatz (§ 50 BImSchG) 

erforderlichen Abstände ausscheidet und durch geeignete bauliche und technische Vorkehrungen dafür zu sorgen ist, dass 

keine ungesunden Wohnverhältnisse entstehen. In diesem Zusammenhang hat er es im Ergebnis mit dem Gebot gerechter 

Abwägung als vereinbar angesehen, Wohngebäude an der lärmzugewandten Seite des Gebietes auch deutlich über den 

einschlägigen Orientierungswerten liegenden Außenpegeln auszusetzen, wenn im Innern der Gebäude durch die Anordnung 

der Räume und die Verwendung schallschützender Außenbauteile angemessener Lärmschutz gewährleistet wird. Diese 

Ausführungen sind im Schrifttum (vgl. z.B. Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand.11.2014, § 

9 Rn. 208; Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 12. Aufl. 2014, § 9 Rn. 144; Gaentzsch, in: Berliner 

Kommentar zum BauGB, Stand.5.2015, § 9 Rn. 64; Schrödter, in: Schrödter, BauGB, 8. Aufl. 2015, § 9 Rn. 186; Gierke, 

in: Brügelmann, BauGB, Stand.10.2014, § 9 Rn. 460; Spannowsky, in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB, 2. Aufl. 2014, § 9 

Rn. 105) zu Recht als Beleg dafür angesehen worden, dass Festsetzungen über die Anordnung von (Aufenthalts-)Räumen 

auf § 9 I Nr. 24 Alt. 3 BauGB als Rechtsgrundlage gestützt werden können. 

21 BauGB § § 9 I Nr. 25 Buchstabe b 

Zu den Pflichten, die sich aus einer auf § 9 I Nr. 25 Buchst. b BauGB gestützten Erhaltungsfestsetzung ergeben, können im Fall 
des Verlusts des geschützten Grüns auch Ersatzpflanzungen gehören. (Rn.5) 

BVerwG, Urt. v. 08.10.2014 – 4 C 30.13 – ZfBR 2015, 158 = NVwZ 2015, 159 = BauR 2015, 450 = NuR 2015, 253, Christoph Külpmann, 
jurisPR-BVerwG 2/2015 Anm. 2 - Ersatzpflanzung 

Beim Pflanzgebot nach § 178 BauGB wird kein Unterschied zwischen der Anpflanzfestsetzung gemäß § 9 I Nr. 25 Buchst. 

a BauGB und der Erhaltungsfestsetzung gemäß § 9 I Nr. 25 Buchst. b BauGB gemacht. Aus der nicht differenzierten 

Verweisung folgt, dass auch § 9 I Nr. 25 Buchst. b BauGB die Festsetzung von Erhaltungspflichten zulässt, die über die 

Bestandssicherung hinausgehen und im Wege des Pflanzgebotes nach § 178 BauGB durchgesetzt werden können 

(Jarass/Kment, BauGB, 2013, § 9 Rn. 86 und § 178 Rn. 1; Breuer, in Schrödter, BauGB, 7. Aufl. 2006, § 41 Rn. 21). 
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Dass § 9 I Nr. 25 Buchst. b BauGB die Auferlegung von Ersatzpflanzungspflichten ermöglicht, ergibt sich vor allem aus 

der Zielrichtung der Regelung. Die Erhaltungsfestsetzung ist ausgerichtet auf die städtebauliche Funktion des zu erhaltenden 

Grüns. Wie jede planerische Festsetzung muss sie gemäß § 1 III 1 BauGB städtebaulich erforderlich sein und nach § 9 I 

BauGB städtebaulichen Gründen dienen. Welche städtebaulichen Gründe greifen, entscheidet sich nach dem 

Planungskonzept der Gemeinde. 

 § 10 BauGB  

22 BauGB § 10 III 

Den rechtsstaatlichen Anforderungen an die Verkündung eines Bebauungsplans ist nicht genügt, wenn dessen textliche 
Festsetzungen auf eine nicht öffentlich zugängliche DIN-Vorschrift Bezug nehmen, aber weder die Bekanntmachung noch die 
Planurkunde auf die Möglichkeit der Einsichtnahme bei der Verwaltungsstelle hinweist, bei der auch der Bebauungsplan 
eingesehen werden kann. (Rn.7) 

BVerwG, B. v. 18.08.2016 – 4 BN 24.16 – ZfBR 2016, 791 = BauR 2016, 2037 = NVwZ 2017, 166 - DIN-Vorschriften 

 § 12 BauGB  

23 BauGB § 12 IIIa 1 

In einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan ermöglicht § 12 IIIa Satz 1 BauGB nicht die (textliche) Festsetzung, dass nur 
Vorhaben zulässig sind, die innerhalb der im Durchführungsvertrag vereinbarten Frist fertiggestellt werden. (Rn.15) 

Bei der Neuerrichtung eines Gebäudes leitet das Abschieben von Mutterboden (in einer Tiefe zwischen 0,2 m und 0,3 m) als 
"erster Spatenstich" die Bauausführung unmittelbar ein. (Rn.8) 

BVerwG, Urt. v. 09.02.2017 – 4 C 4.16 - NVwZ 2017, 1291 = ZfBR 2017, 465 = UPR 2017, 308 - Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 
19/2017 Anm. 1 – Autohaus Weinberger-Chiemsee 

§ 12 IIIa 1 BauGB erlaubt es, statt ein konkretes Vorhaben zu ermöglichen, ein Baugebiet festzusetzen. Die planende 

Gemeinde kann sich dabei eines der in der Baunutzungsverordnung angebotenen Baugebiete bedienen oder ein Baugebiet 

eigener Art schaffen (Spieß, in: Jäde/Dirnberger, Baugesetzbuch/Baunutzungsverordnung, 8. Aufl. 2017, § 12 BauGB Rn. 

34). Mit Baugebieten wird die Art der baulichen Nutzung der in ihnen zur Bebauung vorgesehenen Flächen festgelegt (vgl. 

§ 1 II BauNVO). Um zu verhindern, dass aus dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan ein "normaler" Bebauungsplan wird, 

für dessen Aufstellung teilweise andere Voraussetzungen gelten (vgl. BVerwG, Urt. v. 18.9.2003 - 4 CN 3.02 - BVerwGE 

119, 45 <52>), hat der Gesetzgeber auf der Rechtsfolgeseite des § 12 IIIa 1 BauGB die Ermächtigung beschränkt. Durch 

Festsetzung ist sicherzustellen, dass "im Rahmen der festgesetzten Nutzungen", d.h. aus dem Katalog der allgemein 

zulässigen Arten der baulichen Nutzungen, nur solche Vorhaben verwirklicht werden dürfen, die Gegenstand des 

Durchführungsvertrags sind. 

Der in § 12 IIIa 1 BauGB hergestellte Vorhabenbezug entspricht so, wie er sich aus der Vorschrift ergibt, der Intention des 

Gesetzgebers. Anlass für die nachträgliche Einführung des Absatzes 3a in § 12 BauGB durch das Gesetz zur Erleichterung 

von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316) war die Rechtsprechung des 

Senats (BVerwG, Urt. v. 18.9.2003 - 4 CN 3.02 - BVerwGE 119, 45 und B. v. 10.8.2004 - 4 BN 29.04 - BauR 2004, 1908), 

die im Rahmen des § 12 BauGB zulässige Bandbreite an Nutzungsmöglichkeiten eng zu ziehen. Dem Gesetzgeber ging es 

mit § 12 IIIa 1 BauGB darum, die sich aus der Senatsrechtsprechung ergebende Konsequenz zu vermeiden, dass sich später 

als notwendig herausstellende Änderungen der beabsichtigten oder schon durchgeführten Bauvorhaben stets eines 

Verfahrens zur Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans bedurften (BT-Drs. 16/2496 S. 10). Dies hat er dadurch 

erreicht, dass im Bebauungsplan für den Vorhaben- und Erschließungsplan auch die bauliche Nutzung allgemein festgesetzt 

werden kann. Zwar bleibt weiterhin nur die Nutzung zulässig, zu der sich der Vorhabenträger verpflichtet hat. Bei einer 

Änderung des Durchführungsvertrags wird jedoch ohne Änderung des Bebauungsplans die im Durchführungsvertrag 

nunmehr zugelassene Nutzung zulässig, soweit sie von der allgemein festgesetzten Nutzung umfasst wird. Das führt zu 

einer flexibleren Einsatzmöglichkeit des Instruments des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 

Nach § 12 III 1 BauGB wird der Vorhaben- und Erschließungsplan Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 

Sinn und Zweck der Bestimmung ist es, den Vorhabenträger dagegen abzusichern, dass der Satzungsgeber vom Vorhaben- 

und Erschließungsplan abweichende Festsetzungen trifft (Kukk, in: Schrödter, Baugesetzbuch, 8. Aufl. 2015, § 12 Rn. 45). 

Um einen Abgleich zwischen Vorhaben- und Erschließungsplan und vorhabenbezogenem Bebauungsplan zu ermöglichen, 

ist es grundsätzlich geboten, eine zum Vorhaben- und Erschließungsplan gehörende Planzeichnung des Vorhabenträgers in 

das Aufstellungsverfahren und den Satzungsbeschluss einzubeziehen. Eine Ausnahme ist zuzulassen, wenn der Vorhaben- 

und Erschließungsplan so erstellt wird, dass er von der Darstellung der Planzeichnung her nicht von einem normalen 

Bebauungsplan unterscheidbar ist (vgl. dazu Nr. 7.4 des Muster-Einführungserlasses zum Bau- und Raumordnungsgesetz 

1998 der Fachkommission Städtebau der Bauministerkonferenz vom 9.9.1997, wiedergegeben von Krautzberger, in: 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand.10.2016, § 12 Rn. 86) und die Gemeinde die Planzeichnung 

unverändert ("eins zu eins") übernimmt. Denn in einem solchen Fall, der nach den bindenden Feststellungen der Vorinstanz 

hier vorliegt, sind Interessen des Vorhabenträgers nicht berührt und dürfen Vorhaben- und Erschließungsplan und 

vorhabenbezogener Bebauungsplan auf einer einheitlichen Planurkunde dargestellt werden (Krautzberger, in: 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand.10.2016, § 12 Rn. 118a; Kuschnerus, BauR 2004, 946 <950>; 

Köster, ZfBR 2005, 147 <148>; Oerder, BauR 2009, 744 <750>). Die Forderung, dass zwei Planurkunden, die sich in nichts 

voneinander unterscheiden, zum Gegenstand des Beteiligungsverfahrens und des Satzungsbeschlusses gemacht werden 

müssten, wäre reiner Formalismus. Zu verlangen ist allerdings, dass sich aus der Planurkunde ergibt, dass sie sowohl für 

den Vorhaben- und Erschließungsplan als auch für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan gilt (vgl. Kuschnerus, BauR 
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2004, 946 <950>). Dem hat die Klägerin durch die Kennzeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 33 "VEP 

Autohaus Weinberger-Chiemsee" Rechnung getragen. 

 § 13a BauGB  

24 BauGB § 13a I 

Das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB und das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB unterscheiden sich nach 
Verfahrensanforderungen und -zweck in einer Weise, die einer Umdeutung entgegensteht. (Rn.10) 

BVerwG, B. v. 21.12.2016 – 4 BN 14.16 – Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 14/2017 Anm. 4 – keine Umdeutung eines 
Bebauungsplans 

Denn der Weg einer Umdeutung ist vorliegend jedenfalls deshalb versperrt, weil sich das vereinfachte Verfahren nach § 13 

BauGB und das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB schon nach Verfahrensanforderungen und -zweck in einer 

Weise unterscheiden, die einer Umdeutung entgegensteht. Dem OVG ist zuzustimmen, dass der streitgegenständliche Plan 

bereits deshalb nicht in einen Bebauungsplan der Innenentwicklung umgedeutet werden kann, weil er die 

verfahrensrechtlichen Anforderungen des § 13a III 1 Nr. 1 BauGB nicht vollständig erfüllt. In der ortsüblichen 

Bekanntmachung hat die Antragsgegnerin nach den tatsächlichen Feststellungen des OVG zwar darauf hingewiesen, dass 

der Bebauungsplan ohne Durchführung einer Umweltprüfung aufgestellt werden soll; ein Hinweis auf die Aufstellung im 

beschleunigten Verfahren ist aber unterblieben. 

Der Wortlaut des § 13a III 1 Nr. 1 BauGB ist eindeutig. Er verlangt - neben dem Hinweis, dass auf die Durchführung einer 

Umweltprüfung nach § 2 IV BauGB verzichtet wird - auch den Hinweis, dass der Bebauungsplan im beschleunigten 

Verfahren aufgestellt werden soll. Eine einschränkende Interpretation verbietet sich bereits unter dem Gesichtspunkt der 

Verfahrenstransparenz. Darauf hat das OVG zu Recht hingewiesen. Denn Art. 3 VII der Richtlinien 2001/42/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.6.2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und 

Programme (ABl. L 197 S. 30) verlangt, dass die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass auch die Gründe für die Entscheidung, 

keine Umweltprüfung vorzuschreiben, der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden (vgl. BVerwG, B. v. 31.7.2014 - 4 

BN 12.14 - Buchholz 406.11 § 13a BauGB Nr. 1 Rn. 12 ff.). 

Innenentwicklung (zum Begriff BVerwG, Urt. v. 4.11.2015 - 4 CN 9.14 - BVerwGE 153, 174 Rn. 23 f.) ist zudem eine 

planerische Aufgabe der Gemeinde (zutreffend Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 

Stand.8.2016, § 13a Rn. 24). Das gesetzgeberische Ziel der Innenentwicklung kann deshalb nur erreicht werden, wenn die 

planende Gemeinde erkennt, dass sie im beschleunigten Verfahren tätig ist. Diese besondere Zwecksetzung hat die 

Gemeinde auch bei der Betätigung ihres nach § 13a I 1 BauGB eröffneten Verfahrensermessens ("kann") in den Blick zu 

nehmen. Die interessierte Öffentlichkeit ist hierüber im Rahmen der ortsüblichen Bekanntmachung zu unterrichten. 

Interpretative Einschränkungen des Wortlauts des § 13a III 1 Nr. 1 BauGB im Interesse einer Umdeutung kommen aber 

auch angesichts der ganz unterschiedlich ausgestalteten Regelungsinstrumente nicht in Betracht. Das für Bebauungspläne 

der Innenentwicklung nach § 13a I 1 BauGB vorgesehene beschleunigte Verfahren erlaubt es unter den in § 13a I 2 bis 5 

BauGB geregelten weiteren Voraussetzungen, die betroffenen Flächen städtebaulich grundlegend neu zu ordnen und zu 

entwickeln. Demgegenüber kann das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB nur gewählt werden, wenn die städtebauliche 

Ordnung und Entwicklung in ihrem grundsätzlichen Charakter unangetastet bleibt (Krautzberger, in: 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand.8.2016, § 13 Rn. 18). Für eine teleologische Reduktion, wie sie der 

Beschwerde offensichtlich für den Fall vorschwebt, dass im Aufstellungsverfahren zumindest auf das Unterbleiben einer 

Umweltprüfung hingewiesen wurde, fehlt nach alledem jede Rechtfertigung. Unerheblich ist insoweit, dass der Gesetzgeber 

das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a III BauGB in § 214 IIa Nr. 2 BauGB für unbeachtlich erklärt hat. Denn diese 

Vorschrift lässt die Rechtmäßigkeitsanforderungen unberührt. 

25  BauGB § 13a I  

Der Begriff der Innenentwicklung ist der Oberbegriff, der die Anwendung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a I 1 BauGB 
eröffnet. Es kommt daher nicht darauf an, wie die Gemeinde die von ihr mit dem Bebauungsplan beabsichtigten Maßnahmen 
bezeichnet. (Rn.4) 

Der Bebauungsplan der Innenentwicklung ist ein vollwertiger Bebauungsplan im Sinne von § 10 I BauGB, auf den § 1 III bis VI 
und § 9 BauGB Anwendung finden. Er kann daher Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung enthalten, bestimmte Nutzungen 
auf der Grundlage des § 1 V und IX BauNVO ausschließen oder mit Erhaltungsregelungen im Sinne von § 172 I 1 Nr. 1 BauGB 
verknüpft sein. (Rn.6) 

BVerwG, B. v. 20.6.2017 – 4 BN 30.16 - ZfBR 2017, 680 = BauR 2017, 1632 – Bebauungsplan der Innenentwicklung  

§ 13a I 1 BauGB sieht vor, dass ein Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden 

kann. Der Begriff der Innenentwicklung ist in § 13a BauGB nicht legal definiert, sondern wird vom Gesetzgeber als 

städtebaulicher Terminus vorausgesetzt (BVerwG, Urt. v. 4.11.2015 - 4 CN 9.14 - BVerwGE 153, 174 Rn. 22 m.w.N.). Der 

Gesetzgeber will mit § 13a I BauGB Planungen fördern, die der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und 

dem Umbau vorhandener Ortsteile dienen (vgl. § 1 VI Nr. 4 BauGB). Als Gebiete, die für Bebauungspläne der 

Innenentwicklung in Betracht kommen, nennt er beispielhaft die im Zusammenhang bebauten Ortsteile i.S.d. § 34 I BauGB, 

innerhalb des Siedlungsbereichs befindliche brachgefallene Flächen sowie innerhalb des Siedlungsbereichs befindliche 

Gebiete mit einem Bebauungsplan, der infolge notwendiger Anpassungsmaßnahmen geändert oder durch einen neuen 

Bebauungsplan abgelöst werden soll (BVerwG, Urt. v. 4.11.2015 - 4 CN 9.14 - BVerwGE 153, 174 Rn. 24 mit Verweis auf 

BT-Drs. 16/2496 S. 12 zu Nummer 8 und Absatz 1). In § 13a I 1 BauGB hat diese gesetzgeberische Intention durch die 

Nennung der Wiedernutzbarmachung von Flächen und der Nachverdichtung als spezielle Maßnahmen der 

Innenentwicklung beispielhaft ihren Niederschlag gefunden. Darüber hinaus werden aber auch "andere Maßnahmen der 
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Innenentwicklung" genannt. "Innenentwicklung" ist deshalb der Oberbegriff (zutreffend Krautzberger, in: 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand.2.2017, § 13a Rn. 30), der die Anwendung des beschleunigten 

Verfahrens eröffnet. Hieraus folgt, dass es für die Anwendbarkeit des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13a I 1 BauGB 

nicht darauf ankommt, wie die Gemeinde die von ihr mit dem Bebauungsplan beabsichtigten Maßnahmen bezeichnet, 

sondern allein darauf, ob sie mit diesem "Innenentwicklung" i.S.d. Vorschrift betreibt. 

Der Bebauungsplan der Innenentwicklung ist im Übrigen ein vollwertiger Bebauungsplan i.S.v. § 10 I BauGB, auf den § 1 

III bis VI und § 9 BauGB Anwendung finden (siehe zu § 1 III 1 BauGB etwa BVerwG, B. v. 31.7.2014 - 4 BN 12.14 - 

Buchholz 406.11 § 13a BauGB Nr. 1). Vor diesem Hintergrund ist es nicht zu beanstanden, wenn ein Bebauungsplan der 

Innenentwicklung - wie hier – Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung enthält, bestimmte Nutzungen auf der 

Grundlage des § 1 V und IX BauNVO ausschließt oder mit Erhaltungsregelungen i.S.v. § 172 I 1 Nr. 1 BauGB verknüpft 

wird. 

26 BauGB § 13a II Nr. 1 

In einen Bebauungsplan der Innenentwicklung (§ 13a BauGB) dürfen jedenfalls keine Außenbereichsflächen einbezogen werden, 
die jenseits der äußeren Grenzen eines Siedlungsbereichs liegen. (Rn.25) Einwendungen des Antragstellers im Verfahren zur 
Aufstellung eines Bebauungsplans schließen die Präklusion nach § 47 IIa VwGO auch dann aus, wenn sie keinen Bezug zu einem 
eigenen abwägungserheblichen Belang herstellen. (Rn.16) 

BVerwG, Urt. v. 04.11.2015 – 4 CN 9.14 – BVerwGE 153, 174 = ZfBR 2016, 260 = UPR 2016, 187 = NVwZ 2016, 864 = BauR 2016, 
1106, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 5/2016 Anm. 2 (Anmerkung) Thomas Schröer, NVwZ 2016, 867, Andreas Hofmeister, 
Christoph Mayer, ZfBR 2017, 551 - Bebauungsplan Am Feldweg 

Wird ein Bebauungsplan zum Gegenstand eines Normenkontrollantrags gemacht, ist für die Antragsbefugnis erforderlich, 

aber auch ausreichend, dass der Antragsteller hinreichend substantiiert Tatsachen vorträgt, die es zumindest als möglich 

erscheinen lassen, dass er durch die Festsetzungen des Bebauungsplans in einem subjektiven Recht verletzt wird (BVerwG, 

Urt. v. 30.4.2004 - 4 CN 1.03 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 165; stRspr). An die Geltendmachung einer Rechtsverletzung 

sind grundsätzlich auch dann keine höheren Anforderungen zu stellen, wenn es - wie hier - um das Recht auf gerechte 

Abwägung eigener Belange (§ 1 VII BauGB) geht. Auch insoweit genügt es, dass der Antragsteller Tatsachen vorträgt, die 

eine fehlerhafte Behandlung seiner Belange in der Abwägung als möglich erscheinen lassen (BVerwG, Urt. v. 24.9.1998 - 

4 CN 2.98 - BVerwGE 107, 215 <218 f.>). Wegen dieser tatsächlichen Vermutung braucht der Antragsteller keine 

Tatsachen zu behaupten, die konkret eine fehlerhafte Behandlung seiner abwägungserheblichen Belange durch den 

Satzungsgeber als möglich erscheinen lassen (VGH Mannheim, Urteile vom 5.7.2013 - 8 S 1784/11 - NVwZ-RR 2014, 21 

<22> und vom 31.7.2015 - 5 S 1124/13 - juris Rn. 28). Es genügt, wenn er Tatsachen für die Existenz eines möglicherweise 

verletzten Belangs vorträgt. 

§ 47 IIa VwGO verlangt für die Zulässigkeit eines Normenkontrollantrags, dass der Antragsteller bei der Planaufstellung 

rechtzeitig Einwendungen erhoben hat. Solche Einwendungen sind sachliches, auf die Verhinderung oder Modifizierung 

des Plans abzielendes Gegenvorbringen (BVerwG, Urt. v. 18.11.2010 - 4 CN 3.10 - BVerwGE 138, 181 Rn. 12). Dagegen 

genügen solche Äußerungen nicht, die sich auf ein bloßes Nein, einen nicht näher spezifizierten Protest oder die schlichte 

Mitteilung beschränken, es würden Einwendungen erhoben (vgl. BVerwG, Urt. v. 17.7.1980 7 C 101.78 - BVerwGE 60, 

297 <300>). Ob sich darüber hinaus die Antragsbefugnis eines Antragstellers bereits aus den Einwendungen ergibt, spielt 

für § 47 IIa VwGO keine Rolle. Denn der Antragsteller kann sich im Normenkontrollverfahren auch auf Einwendungen 

berufen, die er zuvor nicht geltend gemacht hat (BVerwG, Urteil vom 27.10.2010 - 4 CN 4.09 - BVerwGE 138, 84 Rn. 12). 

Dies gilt auch für Einwendungen, aus denen sich erstmals eine mögliche Verletzung in eigenen Rechten und damit die 

Antragsbefugnis ergibt (Ziekow, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 4. Aufl. 2014; § 47 Rn. 257e). 

Der Begriff der Innenentwicklung ist nicht legal definiert, sondern wird vom Gesetzgeber als städtebaufachlicher Terminus 

vorausgesetzt (Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Losebl., Stand.8.2015, § 13a Rn. 24). 

Seine Interpretation durch die Gemeinde unterliegt der uneingeschränkten gerichtlichen Kontrolle. Einen 

Beurteilungsspielraum hat die Gemeinde nicht. Denn der Begriff der Innenentwicklung ist nicht wegen hoher Komplexität 

oder besonderer Dynamik der geregelten Materie so vage und seine Konkretisierung so schwierig, dass die richterliche 

Kontrolle an die Funktionsgrenzen der Rechtsprechung stößt und deshalb der Gemeinde ein begrenzter 

Entscheidungsfreiraum zuzubilligen wäre (vgl. BVerfG, B. v. 17.4.1991 - 1 BvR 419/81, 1 BvR 213/83 - BVerfGE 84, 34 

<50>). Vielmehr gilt auch hier der Grundsatz, dass die Konkretisierung auslegungsbedürftiger Rechtsbegriffe Sache der 

Gerichte ist, welche die Rechtsanwendung der Verwaltung uneingeschränkt nachzuprüfen haben. 

Mit dem Tatbestandsmerkmal der Innenentwicklung beschränkt § 13a I 1 BauGB seinen räumlichen Anwendungsbereich. 

Überplant werden dürfen Flächen, die von einem Siedlungsbereich mit dem Gewicht eines im Zusammenhang bebauten 

Ortsteils umschlossen werden. Die äußeren Grenzen des Siedlungsbereichs dürfen durch den Bebauungsplan nicht in den 

Außenbereich hinein erweitert werden. Eine "Innenentwicklung nach außen" ermöglicht § 13a BauGB nicht. Ob die 

Vorschrift die Überplanung eines "Außenbereichs im Innenbereich" (vgl. dazu BVerwG, B. v. 15.9.2005 - 4 BN 37.05 

Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 205 S. 31) erlaubt oder die Beplanung eines Gebiets, das seine Außenbereichseigenschaft 

bereits dadurch verloren hat, dass es zuvor Gegenstand einer Einbeziehungssatzung nach § 34 IV Nr. 3 BauGB geworden 

ist, bedarf hier keiner Entscheidung. 

Die Wahl des beschleunigten Verfahrens statt des gebotenen Regelverfahrens hat dazu geführt, dass es die Antragsgegnerin 

rechtswidrig unterlassen hat, eine Umweltprüfung im Sinne des § 2 IV BauGB durchzuführen und nach § 2a Satz 2 Nr. 2 

BauGB einen Umweltbericht zu erstellen, der als Teil der Begründung (§ 2a Satz 3 BauGB) nach § 3 II 1 BauGB mit dem 

Entwurf öffentlich auszulegen und nach § 9 VIII BauGB der Begründung beizufügen ist. Dieser Fehler ist beachtlich.  
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27 BauGB § 13a I 2 Nr. 1 

Für Bebauungspläne der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB gelten keine besonderen 
Anforderungen an die städtebauliche Erforderlichkeit nach § 1 III 1 BauGB. (Rn.6) 

§ 13a III 1 Nr. 1 BauGB genügt im Fall des § 13a I 2 Nr. 1 BauGB jedenfalls dann den Anforderungen des Art. 3 VII Plan-UP-
RL, wenn sich die Gründe für ein Absehen von der Umweltprüfung für die abstrakt-generelle Regelung aus den 
Gesetzgebungsmaterialien ergeben (Rn.11) und für den konkreten Bebauungsplan aus den ausgelegten Unterlagen. (Rn.13) 

BVerwG, B. v. 31.07.2014 – 4 BN 12.14 – BauR 2014, 1898 = NuR 2014, 718 = ZfBR 2014, 765 = NVwZ 2015, 161, Martin Spieler, 
jurisPR-UmwR 10/2014 Anm. 5, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 21/2014 Anm. 6 - Bebauungsplan der Innenentwicklung; zur 
Hinweispflicht nach § 13a III Nr. 1 BauGB im Fall des § 13a I 2 Nr. 1 BauGB 

Danach ist ein Bebauungsplan wegen Verstoßes gegen § 1 III 1 BauGB nichtig, dessen Verwirklichung im Zeitpunkt seines 

Inkrafttretens dauerhafte Hindernisse tatsächlicher oder rechtlicher Art entgegenstehen (Urt. v. 30.8.2001 - BVerwG 4 CN 

9.00 - BVerwGE 115, 77 <85>), weil er die Aufgabe einer verbindlichen Bauleitplanung nicht zu erfüllen vermag (Urt. v. 

21.3.2002 - BVerwG 4 CN 14.00 - BVerwGE 116, 144 <147>; B. v. 14.6.2007 - BVerwG 4 BN 21.07 - BRS 71 Nr. 3 Rn. 

4). In dieser Auslegung setzt § 1 III 1 BauGB der Bauleitplanung eine erste, strikt bindende Schranke, die allerdings 

lediglich grobe und einigermaßen offensichtliche Missgriffe ausschließt (Urt. v. 27.3.2013 - BVerwG 4 C 13.11 - BVerwGE 

146, 137 Rn. 9). Die Frage, aus welchen tatsächlichen oder rechtlichen Gründen mit der Realisierung einer planerischen 

Festsetzung auf absehbare Zeit nicht zu rechnen ist, beurteilt sich nach den Umständen des Einzelfalls (B. v. 14.6.2007 

a.a.O. Rn. 5). 

Der Wortlaut des § 13a BauGB bietet für höhere Anforderungen an die Erforderlichkeit eines Bauleitplans im Sinne von § 

1 III 1 BauGB keinen Anhalt. Die von der Antragstellerin angeführte Vorschrift des § 13a II Nr. 2 BauGB und das dortige 

Erfordernis einer geordneten städtebaulichen Entwicklung des Gemeindegebiets betrifft das Verhältnis zum 

Flächennutzungsplan, nicht § 1 III 1 BauGB. Auch auf § 13a II Nr. 3 BauGB kann die Antragstellerin ihre Auffassung nicht 

stützen. Nach dieser Vorschrift soll im beschleunigten Verfahren einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung 

und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von 

Infrastrukturvorhaben in der Abwägung in angemessener Weise Rechnung getragen werden. Gegenstand der Regelung ist 

die von der Erforderlichkeit der Bauleitplanung nach § 1 III 1 BauGB zu trennende Abwägung (vgl. Urt. v. 27.3.2013 a.a.O. 

Rn. 9). Ferner bieten weder die Gesetzgebungsmaterialien noch die Systematik Anhaltspunkte für die Auffassung der 

Antragstellerin. § 13a II BauGB bestimmt vielmehr die Rechtsfolgen der Wahl eines beschleunigten Verfahrens, ohne 

Veränderungen am Maßstab des § 1 III 1 BauGB anzuordnen (vgl. zur Anwendung des § 1 III 1 BauGB Gierke, in: 

Brügelmann, BauGB, Loseblatt, Stand:.2.2014, § 13a Rn. 145). In Übereinstimmung hiermit legen auch die 

Normenkontrollgerichte den Maßstab des § 1 III 1 BauGB für Bebauungspläne der Innenentwicklung nach § 13a BauGB 

ohne Veränderung an (OVG Koblenz, Urt. v. 7.12.2011 - 1 C 10352/11 - juris Rn. 53; OVG Saarlouis, Urt. v. 26.2.2013 - 

2 C 424/11 - juris Rn. 37; VGH Mannheim, Urt. v. 29.10.2013 - 3 S 198/12 - NVwZ-RR 2014, 171 Rn. 45; OVG Münster, 

Urt. v. 12.2.2014 - 2 D 13/14.NE – juris Rn. 69). 

§ 13a III 1 Nr. 1 BauGB ordnet im Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB die ortsübliche Bekanntmachung an, dass der 

Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 IV BauGB aufgestellt 

werden soll. Nur in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 fordert der nationale Gesetzgeber die Bekanntmachung der 

wesentlichen Gründe für die Wahl dieses Verfahrens. Soweit es im vorliegenden Fall darauf ankommt, genügt diese 

gesetzliche Regelung der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.6.2001 über die 

Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (ABl EG Nr. L 197 vom 21.7.2001 S. 30 - Plan-UP-

RL -). 

Liegt - wie hier - kein Plan oder Programm nach Art. 3 II und 3 Plan-UP-RL vor, so befinden nach Art. 3 IV Plan-UP-RL 

die Mitgliedstaaten darüber, ob Pläne oder Programme, durch die der Rahmen für die künftige Genehmigung von Projekten 

gesetzt wird, voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben und daher nach Art. 3 I i.V.m. Art. 4 bis 9 Plan-UP-

RL einer Umweltprüfung unterzogen werden. Die Maßstäbe für die Entscheidung regelt Art. 3 V Plan-UP-RL. Danach 

bestimmen die Mitgliedstaaten entweder durch Einzelfallprüfung oder durch Festlegung von Arten von Plänen und 

Programmen oder durch eine Kombination dieser beiden Ansätze, ob die Pläne oder Programme voraussichtlich erhebliche 

Umweltauswirkungen haben. Zu diesem Zweck berücksichtigen sie nach Art. 3 V 2 Plan-UP-RL in jedem Fall die 

einschlägigen Kriterien des Anhangs II, um sicherzustellen, dass Pläne und Programme, die voraussichtlich erhebliche 

Umweltauswirkungen haben, von dieser Richtlinie erfasst werden. 

Mit § 13a I 2 Nr. 1 BauGB hat der nationale Gesetzgeber von der zweiten Variante des Art. 3 V 1 Variante 2 Plan-UP-RL 

Gebrauch gemacht und abstrakt-generell festgelegt, dass bestimmte Pläne im beschleunigten Verfahren und damit nach § 

13a II Nr. 1 i.V.m. § 13 III 1 BauGB ohne Umweltprüfung nach § 2 IV BauGB erlassen werden können (BTDrucks 16/2496 

S. 13). Eine solche abstrakte Regelung ist zulässig, weil es denkbar ist, dass eine besondere Art von Plan, die bestimmte 

qualitative Voraussetzungen erfüllt, a priori voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, da die 

Voraussetzungen zu gewährleisten vermögen, dass ein solcher Plan den einschlägigen Kriterien des Anhangs II der 

Richtlinie entspricht (EuGH, Urt. v. 18.4.2013 - Rs. C-463/11 - BauR 2013, 1097 Rn. 39).  

Art. 3 VII Plan-UP-RL bestimmt, dass die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass die nach Art. 3 V Plan-UP-RL getroffenen 

Schlussfolgerungen, einschließlich der Gründe "für die Entscheidung, keine Umweltprüfung gemäß den Artikel 4 bis 9 

vorzuschreiben", der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Was Gegenstand der Hinweispflicht ist, hängt davon ab, 

wie der Mitgliedstaat von seiner Befugnis aus Art. 3 V 1 Plan-UP-RL Gebrauch macht. Trifft er die Bestimmung wie im 

Fall des § 13a I 2 Nr. 1 BauGB abstrakt-generell auf der Ebene des Gesetzes, so trifft auch die Hinweispflicht insoweit den 

Gesetzgeber. Dieser hat auf BTDrucks 16/2496 S. 13 f. entsprechend Art. 3 V 2 Plan-UP-RL in der Begründung zu § 13a I 
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2 Nr. 1 BauGB, gegliedert nach den Kriterien des Anhangs II der Plan-UP- RL, dargelegt, aus welchen Gründen er in diesen 

Fällen keine Umweltprüfung nach Art. 4 bis 9 Plan-UP-RL vorgeschrieben hat (Robl, Das beschleunigte Verfahren für 

Bebauungspläne der Innenentwicklung, 2010, S. 426). 

Die Richtlinie fordert insoweit allenfalls, dass der Öffentlichkeit die maßgeblichen Schlussfolgerungen einschließlich ihrer 

Gründe "zugänglich" gemacht werden. Wie der Vergleich mit dem Wortlaut des Art. 9 Plan-UP-RL zeigt, muss ein solches 

Zugänglich-Machen nicht stets durch Bekanntgabe erfolgen (VGH Mannheim, Urt. v. 3.4.2013 - 8 S 1974/10 - NVwZ- RR 

2013, 833 <835>; Kment, DVBl 2007, 1275 <1277 f.>), sondern kann ebenso im Wege der öffentlichen Auslegung erreicht 

werden. Hiervon ging auch der Gesetzgeber aus (BTDrucks 16/2932 S. 5). 

 § 14 BauGB  

28 BauGB § 14 

Eine sog. Negativplanung liegt nicht schon deswegen vor, weil eine Gemeinde die Planung aus Anlass eines konkreten, bisher 
zulässigen Vorhabens betreibt, das sie verhindern will, oder weil sie das Ziel verfolgt, eine Ausweitung bestimmter bisher 
zulässiger Nutzungen zu verhindern, selbst wenn die jeweils den Hauptzweck einer konkreten Planung darstellt. Das gilt auch, 
wenn es sich um Nutzungen handelt, denen nach Verfassungsrecht (hier: Art. 4 I GG) besonderes Gewicht zukommt. (Rn.5) 

BVerwG, B. v. 08.09.2016 – 4 BN 22.16 – Verhinderung einer Stätte der Religionsausübung 

29 BauGB § 14 II 2 

Zulassung der Revision zur Klärung der Frage, auf welchen Zeitpunkt für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage maßgeblich 
abzustellen ist, wenn sich eine Gemeinde gegen die unter Ersetzung des nach § 14 II 2 BauGB erforderlichen, aber verweigerten 
Einvernehmens erfolgte Erteilung eines Bauvorbescheids wendet und sich im Verlaufe des Klageverfahrens die Rechtslage 
ändert. (Rn.1) 

BVerwG, B. v. 15.10.2015 – 4 B 33.15 – Einvernehmen 

 

 § 15 BauGB  

30 BauGB § 15 

Für eine Anrechnung der Geltungsdauer einer Zurückstellung auf die Geltungsdauer einer nachfolgenden Veränderungssperre 
besteht kein rechtfertigender Grund, wenn ein Baugesuch während oder nach der Geltungsdauer einer Zurückstellung, aber 
noch vor Inkrafttreten der Veränderungssperre zurückgenommen wird. (Rn.10) 

BVerwG, B. v. 13.10.2014 – 4 B 11.14 –BauR 2015, 244 = ZfBR 2015, 170 = UPR 2015, 225 = BRS 82 Nr 127 (2014), Christoph 
Külpmann, jurisPR-BVerwG 3/2015 Anm. 3, Martin Spieler, jurisPR-UmwR 3/2015 Anm. 1 - Veränderungssperre 

Nach § 15 I 1 BauGB hat die Baugenehmigungsbehörde auf Antrag der Gemeinde die Entscheidung über die Zulässigkeit 

von Vorhaben für einen Zeitraum von bis zu zwölf Monaten auszusetzen, wenn zu befürchten ist, dass die Durchführung 

der Planung durch das Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werden würde und eine Veränderungssperre 

nach § 14 BauGB nicht beschlossen wird, obwohl die Voraussetzungen gegeben sind, oder eine beschlossene 

Veränderungssperre noch nicht in Kraft getreten ist. Sinn und Zweck der Zurückstellung liegen insbesondere darin, ein 

Baugenehmigungs- oder Bauvoranfrageverfahren vorübergehend offen zu halten (Urt. v. 30.6.2011 - BVerwG 4 C 10.10 - 

Buchholz 406.11 § 15 BauGB Nr. 7 Rn. 8) und die Zeit bis zum Erlass einer Veränderungssperre zu überbrücken (Schiller, 

in: Bracher/Reidt/Schiller, Bauplanungsrecht, 8. Aufl. 2014, Rn. 2591). 

 § 30 BauGB  

31 BauGB § 30 III 

Die fehlerhafte Einordnung einer Maßnahme als naturschutzrechtliche Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahme im Sinne des § 30 III 
BNatSchG ist nicht von einem Gewicht, dass sie die erteilte Genehmigung mit tragenden Verfassungsprinzipien oder der 
Rechtsordnung immanenten Wertvorstellungen unvereinbar erscheinen ließe und diese deshalb nichtig wäre. (Rn.11) 

Der Zugang zur Revisionsinstanz ist nicht unzulässig dadurch erschwert, dass die Beschwerdeführer für die Feststellung des 
Sachverhaltes verfahrensrechtlich hinzunehmen haben, dass insoweit die Rechtsauffassung des Tatsachengerichts maßgeblich 
ist. (Rn.13) 

Probleme, die sich aus der Realisierung eines Bebauungsplans durch Bauarbeiten ergeben, gehören regelmäßig nicht zu den 
Konflikten, die der Bebauungsplan selbst lösen muss. (Rn.20) 

BVerwG, B. v. 21.01.2016 – 4 BN 36.15 – IBR 2016, 238, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 11/2016 Anm. 3, Stefan Pützenbacher, 
IBR 2016, 238 - Konflikttransfer 

 § 31 BauGB  

32 BauGB § 31 II 

Aus § 31 II BauGB ergibt sich nicht, dass die nachbarlichen Interessen nur gewahrt sein können, wenn die Eigentümer an das 
Bauvorhaben angrenzender Grundstücke benachrichtigt oder gar förmlich beteiligt worden sind. Ob die nachbarlichen 
Interessen vollständig und ihrem Gewicht entsprechend ermittelt werden können, ist eine Tat- und keine Rechtsfrage und zudem 
von den Umständen des Einzelfalls abhängig. (Rn.5) 

Die Entscheidung, dass eine Änderung der Klage nicht vorliegt oder zuzulassen sei, ist nach § 91 III VwGO nicht selbständig 
anfechtbar, ein entsprechender Verfahrensfehler folglich kein selbständiger Beschwerdegrund im Sinne des § 132 II Nr. 3 VwGO. 
(Rn.9) 

BVerwG, B. v. 17.11.2015 – 4 B 35.15 – ZfBR 2016, 156 - Nachbarinteressen 
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 § 34 BauGB  

33 BauGB § 34 I 

Nahe persönliche Beziehungen zwischen einem Richter und einem Beteiligten sind bei vernünftiger Würdigung aller Umstände 
ein objektiver Grund, der vom Standpunkt der Beteiligten aus gesehen Anlass gibt, an der Unparteilichkeit des Richters zu 
zweifeln. (Rn.1) 

Ob zwei grenzständig errichtete Baukörper ein Doppelhaus bilden, lässt sich weder abstrakt-generell noch mathematisch-
prozentual, sondern nur einzelfallbezogen unter Betrachtung quantitativer und qualitativer Gesichtspunkte bestimmen. Für den 
Begriff der Hausgruppe gelten diese Grundsätze entsprechend. (Rn.5) 

Das in § 34 I BauGB enthaltene Gebot der Rücksichtnahme kann auch verletzt sein, wenn landesrechtliche Vorschriften über 
Abstandsflächen gewahrt sind. (Rn.10) 

BVerwG, B. v. 14.09.2015 – 4 B 16.15 – RdL 2016, 199 = BRS 83 Nr 116 (2015) - Doppelhaus und Hausgruppe 

Für die Begriffe der Hausgruppe und des Doppelhauses ist in der Rechtsprechung bereits geklärt, dass es allein auf die 

wechselseitige Verträglichkeit der grenzständigen Gebäude ankommt. Bestehende oder fehlende Bebauungsmöglichkeiten 

sind danach unbeachtlich (BVerwG, B. v. 19.3.2015 - 4 C 12.14 - BauR 2015, 1309), ebenso die Größe der jeweiligen 

Grundstücke. Die Länge der einseitig grenzständigen Bebauung hat der VGH in Übereinstimmung mit der 

Senatsrechtsprechung (vgl. BVerwG, Urt. v. 24.2.2000 - 4 C 12.98 - BVerwGE 110, 355 <361>) in den Blick genommen 

(UA Rn. 28). Das Verhältnis der Länge der einseitigen Grenzbebauung zur verbleibenden unbebauten Grenze ist dagegen 

für die Verträglichkeit der Gebäude nicht von Bedeutung. 

34 BauGB § 34 I 

Zulassung der Revision zur Klärung der Frage, welche vorhandenen baulichen Anlagen in die Betrachtung einzubeziehen sind, 
um zu entscheiden, ob sich ein Vorhaben nach der überbaubaren Grundstücksfläche im Sinne von § 34 I 1 BauGB in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügt. (Rn.1) 

35 BauGB § 34 I 

Zulassung der Revision zur Klärung der Frage, welche vorhandenen baulichen Anlagen in die Betrachtung einzubeziehen sind, 
um zu entscheiden, ob sich ein Vorhaben nach der überbaubaren Grundstücksfläche im Sinne von § 34 I 1 BauGB in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügt. (Rn.1) 

BVerwG, B. v. 15.12.2016 – 4 B 47.16 – juris 

36 BauGB § 34 I 

Der Bezugspunkt für die Beurteilung der erdrückenden Wirkung eines Vorhabens (hier: Teilbereich des Nachbargrundstücks 
oder gesamtes Grundstück) richtet sich maßgeblich nach den Umständen des jeweiligen Einzelfalls und ist einer 
rechtsgrundsätzlichen Beantwortung nicht zugänglich. (Rn.12) 

BVerwG, B. v. 15.06.2016 – 4 B 52.15 –erdrückenden Wirkung 

37 BauGB § 34 I 1 

Einer Bebauung kann auch dann die organische Siedlungsstruktur fehlen, wenn sie zwar hinsichtlich der Art der baulichen 
Nutzung einen ausreichenden Rahmen für die Fortentwicklung vorgibt, aber das Maß der baulichen Nutzung, die überbaubare 
Grundstücksfläche sowie die Baufläche, nicht einmal ansatzweise eine Regelmäßigkeit erkennen lassen. (Rn.9) 

BVerwG, B. v. 18.02.2015 – 4 BN 1.15 – BRS 83 Nr 77 (2015) - Bebauungszusammenhang 

38 BauGB § 34 I 1 

Dem im Zusammenhang bebauten Ortsteil im Sinne des § 34 I 1 BauGB können nur solche Bauwerke zugerechnet werden, die 
für eine nach der vorhandenen Siedlungsstruktur angemessene Fortentwicklung der Bebauung maßstabsbildend sind. Welche 
Fortentwicklung angemessen ist, ist mit Blick auf das im Begriff des Ortsteils anklingende Ziel einer organischen 
Siedlungsstruktur zu bestimmen. (Rn.21) 

BVerwG, Urt. v. 30.06.2015 – 4 C 5.14 – BVerwGE 152, 275 = ZfBR 2015, 778 = BauR 2015, 1958 = NVwZ 2015, 1767 = UPR 2015, 
512 = BRS 83 Nr 74 (2015),Christoph Külpmann juris-PR--BVerwG 20/2015 Anm. 5, Michael Hauth, BauR 2016, 1258, Alexander 
Schink, IBR 2015, 512, Stefan Muckel, JA 2016, 477 - Gewächshäuser 

Die Tatbestandsmerkmale "im Zusammenhang bebaut" und "Ortsteil" gehen nicht ineinander auf, sondern sind kumulativer 

Natur (BVerwG, Urt. v. 19.4.2012 - 4 C 10.11 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 386 Rn. 13 m.w.N.). "Ortsteil" im Sinne 

von § 34 I 1 BauGB ist jeder Bebauungskomplex im Gebiet einer Gemeinde, der nach der Zahl der vorhandenen Bauten 

ein gewisses Gewicht besitzt und Ausdruck einer organischen Siedlungsstruktur ist. Ein "Bebauungszusammenhang" ist 

gegeben, soweit die aufeinanderfolgende Bebauung trotz vorhandener Baulücken den Eindruck der Geschlossenheit und 

Zusammengehörigkeit vermittelt (zusammenfassend BVerwG, Urt. v. 6.11.1968 - 4 C 2.66 - BVerwGE 31, 20 <21 f.>; 

siehe auch Urt. v. 1.12.1972 - 4 C 6.71 - BVerwGE 41, 227 <233>). 

Ein Grundstück fällt nicht bereits deshalb unter § 34 I BauGB, weil es von einer zusammenhängenden Bebauung umgeben 

ist. Erforderlich ist vielmehr, dass das Grundstück selbst einen Bestandteil des Zusammenhangs bildet, selbst also an dem 

Eindruck der Geschlossenheit und Zusammengehörigkeit teilnimmt (BVerwG, Urt. v. 1.12.1972 - 4 C 6.71 - BVerwGE 41, 

227 <234>). Fehlt es hieran, so liegt das Grundstück zwar geographisch, nicht jedoch auch im Sinne des § 34 I BauGB 

"innerhalb" eines Bebauungszusammenhangs. Mögliche Bestandteile eines Bebauungszusammenhangs sind nach der 

Rechtsprechung des Senats (vgl. BVerwG, Urt. v. 1.12.1972 - 4 C 6.71 - a.a.O. S. 233 m.w.N.) erstens bebaute Grundstücke, 

soweit die darauf befindliche Bebauung geeignet ist, den Bebauungszusammenhang selbst herzustellen oder an seiner 

Entstehung mitzuwirken. Zweitens können auch unbebaute Grundstücke dem Bebauungszusammenhang angehören, wenn 

es sich um eine Baulücke im engeren Sinne des Wortes handelt, d.h. um ein zwar unbebautes, aber bebauungsfähiges 

Grundstück, das trotz der fehlenden Bebauung den Eindruck der Geschlossenheit und Zusammengehörigkeit der 

umgebenden Bebauung nicht stört; dem Fall eines unbebauten Grundstücks gleichzustellen sind Grundstücke mit baulichen 
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Anlagen, die selbst nicht geeignet sind, den Bebauungszusammenhang herzustellen oder an seiner Entstehung mitzuwirken 

(BVerwG, B. v. 2.8.2001 - 4 B 26.01 - ZfBR 2002, 69). Bestandteil des Bebauungszusammenhangs können drittens auch 

freie Flächen sein, die wegen ihrer natürlichen Beschaffenheit oder wegen ihrer besonderen Zweckbestimmung einer 

Bebauung entzogen sind.  

"Bebauung" im Sinne des § 34 I 1 BauGB ist indes nicht jede beliebige bauliche Anlage. Den Bebauungszusammenhang 

selbst herstellen oder zu seiner Entwicklung beitragen können nur Bauwerke, die optisch wahrnehmbar sind und ein 

gewisses Gewicht haben, so dass sie geeignet sind, ein Gebiet als einen Ortsteil mit einem bestimmten Charakter zu prägen 

(BVerwG, Urt. v. 14.9.1992 - 4 C 15.90 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 152 S. 67). Der Senat hat hieraus gefolgert, 

dass zur "Bebauung" im Sinne des § 34 I 1 BauGB grundsätzlich nur Bauwerke gehören, die dem ständigen Aufenthalt von 

Menschen dienen (BVerwG, Beschlüsse vom 2.3.2000 - 4 B 15.00 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 198 S. 16 und vom 

2.4.2007 - 4 B 7.07 - ZfBR 2007, 480 Rn. 5 sowie Urt. v. 19.4.2012 - 4 C 10.11 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 386 

Rn. 13 m.w.N.). Baulichkeiten, die nur vorübergehend genutzt werden oder in einem weiteren Sinne "Nebenanlagen" zu 

einer landwirtschaftlichen, (klein-)gärtnerischen oder sonstigen Hauptnutzung sind, sind in aller Regel keine Bauten, die 

für sich genommen ein für die Siedlungsstruktur prägendes Element darstellen (BVerwG, Urt. v. 17.2.1984 4 C 55.81 - 

Buchholz 406.11 § 34 BBauG Nr. 97 S. 34 und Beschlüsse vom 10. Juli 2000 - 4 B 39.00 - Buchholz 406.11 BauGB § 34 

Nr. 201 und vom 11.7.2002 - 4 BN 30.02 - ZfBR 2002, 808; zuletzt Urt. v. 19.4.2012 a.a.O.). 

Darüber, wo die Grenze des Bebauungszusammenhangs verläuft, ist nicht nach geographisch-mathematischen Maßstäben, 

sondern aufgrund einer umfassenden, die gesamten örtlichen Gegebenheiten erschöpfend würdigenden Wertung und 

Bewertung des konkreten Sachverhalts zu entscheiden (BVerwG, Urt. v. 19.4.2012 - 4 C 10.11 - Buchholz 406.11 § 35 

BauGB Nr. 386 Rn. 11 m.w.N.). 

39 BauGB § 34 I 1 

Gewächshäuser sind als von Menschen nur vorübergehend genutzte Baulichkeiten einzustufen. Sie stellen daher für sich 
genommen in aller Regel kein die Siedlungsstruktur prägendes Element dar. Abweichende Schlussfolgerungen in 
Ausnahmefällen sind damit nicht ausgeschlossen. (Rn.7) 

BVerwG, B. v. 05.4.2017 – 4 B 46.16 – ZfBR 2017, 471 - Gewächshäuser 

Die maßgeblichen Kriterien hat der Senat in seinem in dieser Sache ergangenem Urt. v. 30.6.2015 - 4 C 5.14 - (BVerwGE 

152, 275 Rn. 14 f, und 19) zusammenfassend wiedergegeben: 

Maßgeblich ist die tatsächlich vorhandene Bebauung. Die Gründe für deren Genehmigung sind unerheblich. Deshalb 

können auch Gebäude, die nach § 35 I Nr. 1 BauGB im Außenbereich privilegiert zulässig oder zugelassen worden sind, 

zur Entwicklung eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils beitragen. Es kommt weder auf die Zweckbestimmung noch 

auf die Entstehungsgeschichte der vorhandenen Bebauung an. "Bebauung" im Sinne des § 34 I 1 BauGB ist indes nicht jede 

beliebige bauliche Anlage. Den Bebauungszusammenhang selbst herstellen oder zu seiner Entwicklung beitragen können 

nur Bauwerke, die optisch wahrnehmbar sind und ein gewisses Gewicht haben, so dass sie geeignet sind, ein Gebiet als 

einen Ortsteil mit einem bestimmten Charakter zu prägen. Der Senat hat hieraus gefolgert, dass zur "Bebauung" im Sinne 

des § 34 I 1 BauGB grundsätzlich nur Bauwerke gehören, die dem ständigen Aufenthalt von Menschen dienen. 

Baulichkeiten, die nur vorübergehend genutzt werden oder in einem weiteren Sinne "Nebenanlagen" zu einer 

landwirtschaftlichen, (klein-)gärtnerischen oder sonstigen Hauptnutzung sind, sind in aller Regel keine Bauten, die für sich 

genommen ein für die Siedlungsstruktur prägendes Element darstellen. 

Im Grundsatz geklärt ist schließlich auch, was der Senat unter dem Begriff der "Bauwerke, die dem ständigen Aufenthalt 

von Menschen dienen", versteht. Dem Beschluss des Senats vom 2.4.2007 - 4 B 7.07 - (ZfBR 2007, 480 = juris Rn. 5) lässt 

sich zwar die Formulierung entnehmen, dass auch landwirtschaftlichen oder erwerbsgärtnerischen Zwecken dienende 

Betriebsgebäude zu den Bauwerken gehören können, die dem ständigen Aufenthalt von Menschen dienen. Gewächshäuser 

waren damit aber gerade nicht gemeint, wie sich aus der Wiedergabe der entscheidungstragenden Erwägungen der 

Vorinstanz ergibt. Der Senat hat sie vielmehr den landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzten (Haupt-

)Betriebsgebäuden gegenübergestellt. Daraus hat der Senat gefolgert, dass Gewächshäuser - unabhängig davon, in welcher 

Intensität die in den Gewächshäusern stattfindende gartenbauliche Produktion einer Pflege und Kultivierung durch 

Menschen bedarf - als von Menschen nur vorübergehend genutzte Baulichkeiten einzustufen sind mit der Folge, dass sie 

für sich genommen in aller Regel kein für die Siedlungsstruktur prägendes Element darstellen. Dass dies nur "in aller Regel" 

gilt und mithin abweichende Schlussfolgerungen in Ausnahmefällen nicht ausschließt, ändert nichts am Grundsatz. 

40 BauGB § 34 I 1 

Wird die militärische Nutzung eines Kasernengeländes aufgegeben, hat dessen Bebauung grundsätzlich keine prägende Kraft 
hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung, so dass sie mangels organischer Siedlungsstruktur einen Ortsteil im Sinne von § 34 
I 1 BauGB nicht bilden kann. (Rn.16) 

Es kann offen gelassen werden, ob in Fällen, in denen eine militärische Nutzung einer zivilen Nutzung städteplanerisch gleich zu 
stellen ist, wie dies für sog. "housing areas" erwogen wird, eine prägende Wirkung im Sinne des § 34 I 1 BauGB vorliegen kann. 
(Rn.20) 

BVerwG, Urt. v. 23.11.2016 – 4 CN 2.16 – BVerwGE 156, 336 = NVwZ 2017, 412 = DVBl 2017, 504, Christoph Külpmann, jurisPR-
BVerwG 3/2017 Anm. 3, Jesco-Alexander Thies, jurisPR-UmwR 5/2017 Anm. 3, Stefan Muckel, JA 2017, 479, Dennis Kümmel, NVwZ 
2017, 414 - aufgegebenes Kasernengelände 

Nach § 1 III 1 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit dies für die städtebauliche 

Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Gegen dieses Gebot verstößt ein Bebauungsplan, der aus tatsächlichen oder 

Rechtsgründen der Vollzugsfähigkeit entbehrt. Daher ist ein Bebauungsplan unwirksam, dessen Verwirklichung im 

Zeitpunkt seines In-Kraft-Tretens dauerhafte Hindernisse tatsächlicher oder rechtlicher Art entgegenstehen würden 



BauGB 

 Stüer: Rechtsprechung zum Bauplanungsrecht 2015-2017 16 

(BVerwG, Urt. v. 30.8.2001 - 4 CN 9.00 - BVerwGE 115, 77 <85>). Allein der Wille eines Grundstückseigentümers, die 

Realisierung einer bestimmten Festsetzung zu verhindern, ist indes regelmäßig nicht geeignet, diese Festsetzung außer Kraft 

treten zu lassen (BVerwG, B. v. 5.11.2002 - 4 BN 8.02 - BRS 66 Nr. 54). Insbesondere Flächenfestsetzungen tragen in aller 

Regel schon dadurch eine Vollzugswahrscheinlichkeit in sich, dass die Zulässigkeit neuer Vorhaben (§ 29 I BauGB) an 

ihnen zu messen ist (§ 30 BauGB) und sich so zumindest langfristig ein Gebietswandel einstellen wird. Dabei können und 

müssen unter Umständen auf längere Dauer andere als die festgesetzten Nutzungen hingenommen werden (BVerwG, 

Urteile vom 2.3.1973 - 4 C 40.71 - BVerwGE 42, 30 <38> und vom 25.6.2014 - 4 CN 4.13 - BVerwGE 150, 101 Rn. 14).  

Bei der Abwägung der Eigentümerbelange der Antragstellerin waren die überplanten Flächen nicht als unbeplanter 

Innenbereich nach § 34 I 1 BauGB einzustellen. § 34 I 1 BauGB regelt bauplanungsrechtliche Anforderungen an Vorhaben 

innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile. Die Tatbestandsmerkmale "im Zusammenhang bebaut" und "Ortsteil" 

gehen dabei nicht ineinander auf, die Vorschrift fordert vielmehr das kumulative Vorliegen beider Merkmale (BVerwG, 

Urteile vom 19.4.2012 - 4 C 10.11 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 386 Rn. 13 und vom 30.6.2015 - 4 C 5.14 - BVerwGE 

152, 275 Rn. 11). Das überplante Gelände bildete im maßgebenden Zeitpunkt keinen Ortsteil. 

Für die Abwägung ist nach § 214 III 1 BauGB die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 

Bebauungsplan als Satzung maßgebend, also hier die Sach- und Rechtslage am 15.9.2014. Es spielt daher keine Rolle, ob 

das Kasernengelände bis zur Aufgabe der militärischen Nutzung im Jahr 2003 einen Ortsteil gebildet haben könnte (vgl. 

VGH Kassel, Urt. v. 19.3.1971 - IV OE 58/70 - BRS 24 Nr. 28). Ebenso wenig kommt es auf die Behauptungen der 

Antragstellerin zu Nutzungen im Herbst 2015 an. 

41 BauGB § 34 III 

Schädliche Auswirkungen auf einen zentralen Versorgungsbereich sind auch dann zu erwarten, wenn schon vorhandene 
Einzelhandelsbetriebe den Versorgungsbereich schädigen und die Schädigung durch einen neu hinzutretenden 
Einzelhandelsbetrieb verstärkt wird. (Rn.4) 

BVerwG, B. v. 12.01.2017 – 4 B 43.16 – NVwZ 2017, 1067 = BauR 2017, 869 = ZfBR 2017, 267, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 
18/2017 Anm. 5 - schädliche Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche bei Verstärkung einer Vorschädigung 

Bei der Entscheidung, ob von einem Vorhaben schädliche Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche zu erwarten 

sind, sind diejenigen Auswirkungen zugrunde zu legen, die typischerweise von einem Betrieb der zur Genehmigung 

gestellten Art an der betreffenden Stelle ausgehen. Sind im Einzugsbereich eines zentralen Versorgungsbereichs in 

räumlicher Nähe an anderer Stelle bereits Einzelhandelsbetriebe vorhanden, dürfen diese bei der Gesamtbetrachtung nicht 

unberücksichtigt bleiben (BVerwG, Urt. v. 17.12.2009 - 4 C 1.08 - BVerwGE 136, 18 Rn. 15). Schädliche Auswirkungen 

i.S.d. § 34 III BauGB können sich daraus ergeben, dass das geplante Vorhaben zusammen mit bereits vorhandenen 

Betrieben eine Beeinträchtigung des geschützten zentralen Versorgungsbereichs bewirkt. Denn ein gerade noch 

unbedenkliches Nebeneinander von Einzelhandelsbetrieben an einem nicht integrierten Standort in räumlicher Nähe zum 

Versorgungsbereich kann durch das Hinzutreten eines weiteren Vorhabens in eine städtebaulich beachtliche Schädigung 

der Funktionsfähigkeit des Versorgungsbereichs umschlagen (BVerwG, Urt. v. 17.12.2009 - 4 C 2.08 - BVerwGE 136, 10 

Rn. 16). Von schädlichen Auswirkungen kann aber auch dann gesprochen werden, wenn schon vorhandene 

Einzelhandelsbetriebe den zentralen Versorgungsbereich schädigen, also nicht mehr gerade noch unbedenklich sind, und 

die Schädigung durch den neu hinzutretenden Einzelhandelsbetrieb verstärkt wird (Söfker, in: 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand.8.2016, § 34 Rn. 86g). Ziel des § 34 III BauGB ist die Vermeidung 

städtebaulich nachteiliger Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche (BT-Drs. 15/2250 S. 54). Solche Auswirkungen 

sind nicht nur dann anzunehmen, wenn zentrale Versorgungsbereiche ihren Versorgungsauftrag generell oder hinsichtlich 

einzelner Branchen nicht mehr in substantieller Weise wahrnehmen können (BVerwG, Urt. v. 11.10.2007 - 4 C 7.07 - 

BVerwGE 129, 307 Rn. 14), sondern auch dann, wenn geschädigte Versorgungsbereiche durch die Zulassung weiterer, bei 

isolierter Betrachtung jeweils unbedenklicher Vorhaben einen vollständigen Funktionsverlust erleiden können. Aber auch 

dann, wenn kein vollständiger Funktionsverlust droht, wird ein schon geschädigter zentraler Versorgungsbereich von § 34 

III BauGB geschützt, nämlich insoweit, als ihm eine "Erholung" nicht durch die Zulassung von Vorhaben erschwert oder 

unmöglich gemacht werden soll, welche die Schädigung verstärken. Der rechtliche Ansatz, dass die Intensivierung einer 

bereits gegenwärtigen Gefährdung der Funktionsfähigkeit eines zentralen Versorgungsbereichs als schädliche 

Auswirkungen zu würdigen ist, liegt im Übrigen schon dem Beschluss des Senats vom 12.2.2009 - 4 B 3.09 - (Buchholz 

406.12 § 11 BauNVO Nr. 34 Rn. 6) zugrunde. 

 

 § 35 BauGB  

42 BauGB § 35 I Nr. 1 

Die in einem Flächennutzungsplan enthaltene Darstellung einer Vorrangfläche für Kompensationsmaßnahmen (hier: § 5 II Nr. 
10 BauGB) kann einem privilegierten Außenbereichsvorhaben nur dann entgegengehalten werden, wenn sich der 
entsprechenden Darstellung eine konkrete und standortbezogene Planungskonzeption entnehmen lässt. (Rn.3) 

BVerwG, B. v. 17.08.2015 – 4 B 31.15 – ZfBR 2015, 785 = BRS 83 Nr 84 (2015) - Vorrangfläche im Flächennutzungsplan; privilegiertes 
Außenbereichsvorhaben 

Nach der Rechtsprechung des Senats können einem privilegierten Vorhaben nur konkrete standortbezogene Aussagen im 

Flächennutzungsplan als öffentlicher Belang entgegenstehen (BVerwG, Urt. v. 18.8.2005 - 4 C 13.04 - BVerwGE 124, 132 

<141>). Spezifische Standortaussagen können zwar auch mit der Darstellung von Flächen nach § 5 II Nr. 10 BauGB 

getroffen werden (Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand.2.2015, § 35 Rn. 65). Nicht jede 

Darstellung einer solchen Fläche ist jedoch zwangsläufig mit einer konkreten Standortaussage verbunden. Entscheidend ist, 
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in welchem Maße den Darstellungen eine Planungskonzeption zu entnehmen ist, die dem beabsichtigten Vorhaben 

entgegensteht (vgl. Bracher, in: Bracher/Reidt/Schiller, Bauplanungsrecht, 8. Aufl. 2014, Rn. 2338). Ob und inwieweit der 

Planungsträger mit der Darstellung in einem Flächennutzungsplan qualifizierte Standortzuweisungen vorgenommen hat, ist 

das Ergebnis einer Wertung, bei der auf die Verhältnisse des Einzelfalls abzustellen ist. 

43 BauGB § 35 III 1 Nr. 7 

Eine Splittersiedlung ist dadurch gekennzeichnet, dass ihr mangels einer angemessenen (Bau-)Konzentration das für die 
Annahme eines Ortsteils notwendige Gewicht fehlt und sie damit Ausdruck einer unorganischen Siedlungsstruktur ist. (Rn.6) 

Ein bestehender Landschaftsschutz für eine Außenbereichsfläche ist kein Garant, der eine Vorbildwirkung für weitere 
Bebauung, die aus der baurechtlichen Genehmigung eines Bauvorhabens entstehen kann, dauerhaft ausschließt. (Rn.9) 

BVerwG, B. v. 17.03.2015 – 4 B 45.14 – ZfBR 2015, 548 = UPR 2015, 312 = BRS 83 Nr 83 (2015) - Splittersiedlung 

Der in § 35 III 1 Nr. 7 BauGB verwendete Begriff der "Splittersiedlung" ist in der Rechtsprechung des BVerwG hinreichend 

geklärt. Danach ist eine Splittersiedlung eine Ansammlung von baulichen Anlagen, die zum - wenn auch eventuell nur 

gelegentlichen Aufenthalt von Menschen bestimmt sind (BVerwG, Urt. v. 9.6.1976 - 4 C 42.74 Buchholz 406.11 § 35 

BBauG Nr. 128 = juris Rn. 15); das schließt gewerbliche Anlagen ein (BVerwG, Urt. v. 18.2.1983 - 4 C 19.81 - BVerwGE 

67, 33 <38>). Der Charakter einer Ansiedlung als Splittersiedlung ergibt sich dabei vor allem aus der Entgegensetzung zum 

Ortsteil (BVerwG, Urt. v. 3.6.1977 - 4 C 37.75 - BVerwGE 54, 73 <76>; ebenso Urteile vom 10.11.1978 - 4 C 24.78 – 

Buchholz 406.11 § 35 BBauG 154 und vom 18.5.2001 - 4 C 13.00 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 347). Während unter 

einem Ortsteil jeder Bebauungszusammenhang zu verstehen ist, der nach der Zahl der vorhandenen Bauten ein gewisses 

Gewicht besitzt und Ausdruck einer organischen Siedlungsstruktur ist (BVerwG, Urteile vom 6.11.1968 - 4 C 31.66 - 

BVerwGE 31, 22 <26 f.> und vom 3.12.1998 - 4 C 7.98 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 193 S. 82), ist eine 

Splittersiedlung eine bloße Anhäufung von Gebäuden (vgl. zuletzt BVerwG, Urt. v. 19.4.2012 - 4 C 10.11 - Buchholz 

406.11 § 35 BauGB Nr. 386 Rn. 19). Auch Splittersiedlungen können nach Art des § 34 I BauGB "im Zusammenhang 

bebaut" sein (BVerwG, Urt. v. 3.6.1977 - 4 C 37.75 - BVerwGE 54, 73 <76>); sie müssen es aber nicht. Die Splittersiedlung 

ist folglich dadurch gekennzeichnet, dass ihr mangels einer angemessenen (Bau-)Konzentration das für die Annahme eines 

Ortsteils notwendige Gewicht fehlt und sie damit Ausdruck einer unorganischen Siedlungsstruktur ist (BVerwG, Urt. v. 

18.5.2001 - 4 C 13.00 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 347 = juris Rn. 13). 

44 BauGB § 35 III 3 

Der Plangeber muss sich zur Vermeidung eines Fehlers im Abwägungsvorgang den Unterschied zwischen harten und weichen 
Tabuzonen bewusst machen und ihn dokumentieren. (Rn.7) 

BVerwG, B. v. 09.02.2015 – 4 BN 20.14 – ZfBR 2015, 489 = BRS 83 Nr 158 (2015) - harte und weiche Tabuzonen 

Eine planerische Entscheidung zur Herbeiführung der Rechtsfolgen des § 35 III 3 BauGB in Bezug auf Windenergieanlagen, 

sei es durch Darstellungen im Flächennutzungsplan, sei es durch Ziele der Raumordnung, bedarf zu ihrer Wirksamkeit eines 

schlüssigen gesamträumlichen Planungskonzepts. Ungeachtet dieser Anforderungen unterliegt die 

Abwägungsentscheidung nach § 7 II 1 Halbs. 2 ROG nur eingeschränkter gerichtlicher Kontrolle, weil Planung ohne 

Gestaltungsfreiheit ein Widerspruch in sich wäre (BVerwG, Urt. v. 12.12.1969 - 4 C 105.66 - BVerwGE 34, 301 <304>). 

Hiervon ist der Senat bereits bei Entwicklung seiner Rechtsprechung ausgegangen und hat anerkannt, dass die rechtlichen 

Anforderungen an die Planungspraxis, namentlich die Abgrenzung von harten und weichen Tabuzonen, mit Schwierigkeiten 

verbunden sein kann. Dennoch wird dem Plangeber nichts Unmögliches abverlangt. Von ihm wird nicht mehr gefordert, 

als er „angemessenerweise" leisten kann (BVerwG, Urt. v. 13.12.2012 - 4 CN 1.11 - BVerwGE 145, 231 Rn. 14). 

45 BauGB § 35 III 1 

Zur Frage, ob Luftverunreinigungen durch Bioaerosole in der Umgebung einer Schweinemastanlage eine Gefahr im Sinne des § 
5 I Nr. 1 BImSchG darstellen (Rn. 16). (Rn.16) 

BVerwG, B. v. 20.11.2014 – 7 B 27/14 – NVwZ-RR 2015, 94 = ZfBR 2015, 161 = NuR 2015, 119 = UPR 2015, 152, Volkmar Nies, AUR 
2015, 64 – Bioärosole 

Der VGH ist bei der für die Anwendung der GIRL (Geruchsimmissions-Richtlinie) maßgeblichen Einstufung der 

Wohnbebauung im Bereich a als Wohn-/Misch- oder als Dorfgebiet davon ausgegangen, dass jedenfalls der Bereich b ohne 

jeden Zweifel ein typisches Dorfgebiet sei. Bei der Frage, ob die in Rede stehende Wohnbebauung durch die 

landwirtschaftlichen Betriebe im Ortskern geprägt wird, hat der VGH wesentlich, aber nicht ausschließlich auf die 

Geruchsvorbelastung der Wohnbebauung abgestellt. Diese liege noch bei 14% der Jahresstunden; eine planerische 

Ausweisung als Wohn- oder Mischgebiet stoße damit auf Bedenken (UA S. 24, juris Rn. 58). Deutlich werde die Prägung 

der Wohnbebauung durch die Landwirtschaft aber auch daran, dass es sich bei der reinen Wohnnutzung um einen 

kleinräumigen Bereich handele, der an keiner Stelle in ein ausgedehnteres Wohngebiet übergehe (UA S. 25, juris Rn. 61). 

Die alteingesessenen Betriebe dominierten auch heute noch optisch den Bereich bis zum nördlichen Ortsrand, so dass das 

ganze Gebiet trotz seiner Ausdehnung seit Kriegsende den Charakter eines Dorfgebiets beibehalte. 

Geprägt wird ein Grundstück nicht nur durch die in der Umgebung vorhandenen baulichen Anlagen, sondern auch durch 

deren Nutzung und die dadurch auf dem Grundstück verursachten Immissionen. Auch diese Prägung ist bei der 

Gebietseinstufung zu berücksichtigen. Die Baugebietstypen der BauNVO unterscheiden sich gerade durch ihre 

Störempfindlichkeit und Schutzbedürftigkeit; die Gebiete werden auch durch ein gebietstypisches Immissionsniveau 

charakterisiert (vgl. Urt. v. 16.9.2010 - 4 C 7.10 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 212 Rn. 20). 

Dass Bioaerosole grundsätzlich geeignet sind, z.B. als Auslöser von Atemwegserkrankungen und Allergien nachteilig auf 

die Gesundheit zu wirken, hat der VGH nicht in Abrede gestellt (UA S. 34; juris Rn. 81). Die Eignung von einwirkenden 

Luftverunreinigungen im Sinne des § 3 IV BImSchG, einen Schaden herbeizuführen, genügt jedoch nicht, um 
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Schutzansprüche gemäß § 5 I Nr. 1 BImSchG zu begründen. Die immissionsschutzrechtliche Schutzpflicht greift als 

Instrument der Gefahrenabwehr nur ein, wenn die hinreichende Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts besteht. Die 

insoweit zu stellenden Anforderungen sind in der Rechtsprechung des BVerwG geklärt. Der Senat hat hierzu in seinem Urt. 

v. 11.12.2003 - 7 C 19.02 - BVerwGE 119, 329 <332 f.> - dargelegt. 

Zum Erkenntnisstand über die Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts durch Bioaerosole hat der VGH in 

Übereinstimmung mit der einhelligen obergerichtlichen Rechtsprechung (VGH München, B. v. 27.3.2014 - 22 ZB 13.692 

- juris Rn. 21; OVG Münster, Urt. v. 30.1.2014 - 7 A 2555/11 - juris Rn. 88 ff.; OVG Magdeburg, B. v. 13.6.2013 - 2 M 

16/13 - juris Rn. 12 ff.; OVG Schleswig, Urt. v. 8.3.2013 - 1 LB 5/12 - juris Rn. 92; OVG Lüneburg, B. v. 19.12.2012 - 1 

MN 164/12 - juris Rn. 68; ebenso BVerwG, Urt. v. 19.4.2012 - 4 CN 3.11 - BVerwGE 143, 24 Rn. 21) festgestellt, dass der 

aktuelle Kenntnisstand von Umwelthygiene und Umweltmedizin keine hinreichend sicheren Aussagen über die 

Gefährlichkeit solcher Immissionen für Menschen zulasse. Ausbreitung und kausale Verursachungszusammenhänge seien 

nicht hinreichend bekannt. Es könne keine Wirkschwelle angegeben werden, oberhalb derer mit Gesundheitsschäden beim 

Menschen zu rechnen sei (UA S. 34, juris Rn. 81). 

46 BauGB § 35 III 1 Nr. 5 

Im Rahmen von § 35 I BauGB haben Belange, bei denen sicher zu erwarten ist, dass sie durch ein Vorhaben nur vorübergehend 
beeinträchtigt werden, geringeres Gewicht bei der Abwägung als dauerhaft beeinträchtige Belange. Dies betrifft nicht nur den 
öffentlichen Belang des Schutzes des Landschaftsbildes vor Verunstaltung, sondern gilt allgemein. (Rn.3) 

§ 35 III 1 Nr. 5 BauGB gewährleistet ein Mindestmaß an bundesrechtlich eigenständigem, von landesrechtlicher Regelung 
unabhängigem Denkmalschutz, dem im Verhältnis zu den denkmalrechtlichen Vorschriften des Landesrechts, die nach § 29 II 
BauGB unberührt bleiben, eine Auffangfunktion zukommt. (Rn.4) 

BVerwG, B. v. 28.10.2015 – 4 B 44.15 – ZfBR 2016, 158 - Denkmalschutz 

In der Rechtsprechung des Senats ist geklärt, dass speziell die in § 35 III 1 Nr. 5 BauGB genannten öffentlichen Belange 

des Denkmalschutzes zwar in der Regel - positiv wie negativ - durch das Denkmalrecht der Länder konkretisiert werden, 

die Regelung aber dennoch keine bloße Verweisung auf Landesrecht enthält, sondern eine bundesrechtlich eigenständige 

Anforderung formuliert, die - unbeschadet einer Konkretisierung durch Landesrecht - unmittelbar selbst eingreift, wo grobe 

Verstöße in Frage stehen; § 35 III 1 Nr. 5 BauGB gewährleistet ein Mindestmaß an bundesrechtlich eigenständigem, von 

landesrechtlicher Regelung unabhängigem Denkmalschutz, der im Verhältnis zu den denkmalrechtlichen Vorschriften des 

Landesrechts, die nach § 29 II BauGB unberührt bleiben, eine Auffangfunktion zukommt (BVerwG, Urt. v. 21.4.2009 - 4 

C 3.08 - BVerwGE 133, 347 Rn. 21; B. v. 26.6.2014 - 4 B 47.13 - ZfBR 2014, 773 Rn. 7). 

47 BauGB § 35 III 1 Nr. 7 

Zu den Voraussetzungen der Sperrwirkung eines Flächennutzungsplans nach § 35 III Nr. 1 BauGB. (Rn.5) 

BVerwG, B. v. 09.12.2015– 4 B 36.15 – RdL 2016, 199 - Voraussetzungen der Sperrwirkung eines Flächennutzungsplans nach § 35 III 
Nr. 1 BauGB 

Der Senat hat den Tatsachengerichten aufgegeben, die konkrete Aussagekraft des Flächennutzungsplans auch mit Blick auf 

nichtprivilegierte Vorhaben nach § 35 II BauGB zu ermitteln (BVerwG, Urteile vom 29.10.1982 - 4 C 31.78 - ZfBR 1983, 

31 <32> und vom 18.2.1983 - 4 C 10.82 - BVerwGE 67, 33 <40>; B. v. 8.2.1991 - 4 B 10.91 - NVwZ-RR 1991, 456 <457>; 

vgl. auch bereits BVerwG, Urt. v. 15.3.1967 - 4 C 205.65 - BVerwGE 26, 287 <292>; Bracher, in: Bracher/Reidt/Schiller, 

Bauplanungsrecht, 8. Aufl. 2014, Rn. 2338; Rieger, in: Schrödter, BauGB, 8. Aufl. 2015, § 35 BauGB Nr. 97). Diese 

Rechtsprechung ist auch durch den von der Beschwerde angeführten SenatsB. v. 31.10.1997 - 4 B 185.97 - (Buchholz 

406.11 § 35 BauGB Nr. 333) nicht überholt. 

48 BauGB § 35 III 1 Nr. 8 

§ 35 III 1 Nr. 8 BauGB entfaltet Drittschutz zugunsten der Betreiber von Radaranlagen. (Rn.12) 

Eine rechtserhebliche Störung der Funktionsfähigkeit einer Radaranlage im Sinne von § 35 III 1 Nr. 8 BauGB setzt voraus, dass 
ihre technische Funktion in einem Maß beeinträchtigt wird, das sich auf die Aufgabenerfüllung des Betreibers auswirkt. (Rn.16) 

Ob eine Windenergieanlage die Funktionsfähigkeit einer Wetterradaranlage des Deutschen Wetterdienstes (DWD) im Sinne des 
§ 35 III 1 Nr. 8 BauGB stört und ob diese Störung so gewichtig ist, dass sie der nach § 35 I Nr. 5 BauGB im Außenbereich 
privilegiert zulässigen Windenergieanlage entgegensteht, unterliegt der uneingeschränkten gerichtlichen Überprüfung. Ein 
Beurteilungsspielraum kommt dem DWD insoweit nicht zu. (Rn.21) 

BVerwG, Urt. v. 22.09.2016 – 4 C 2.16 – BVerwGE 156, 148 = NVwZ 2017, 160 = ZfBR 2017, 148 = BauR 2017, 539 = UPR 2017, 111, 
Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 7/2017 Anm. 5, Boas Kümper, BauR 2017, 966, Peter Sittig-Behm, ER 2017, 80, Boas Kümper, 
NVwZ 2017, 163 - Windenergieanlage und mögliche Störung einer Wetterradaranlage 

49 BauGB § 35 III 1 Nr. 8 

Eine rechtserhebliche Störung der Funktionsfähigkeit einer Radaranlage im Sinne von § 35 III 1 Nr. 8 BauGB setzt voraus, dass 
ihre technische Funktion in einem Maß beeinträchtigt wird, das sich auf die Aufgabenerfüllung des Betreibers auswirkt. (Rn.11) 

Ob eine Windenergieanlage die Funktionsfähigkeit einer Wetterradaranlage des Deutschen Wetterdienstes (DWD) im Sinne des 
§ 35 III 1 Nr. 8 BauGB stört und ob diese Störung so gewichtig ist, dass sie der nach § 35 I Nr. 5 BauGB im Außenbereich 
privilegiert zulässigen Windenergieanlage entgegensteht, unterliegt der uneingeschränkten gerichtlichen Überprüfung. Ein 
Beurteilungsspielraum kommt dem DWD insoweit nicht zu. (Rn.19) 

BVerwG, Urt. v. 22.9.2016 – 4 C 6.15 – BVerwGE 156, 136 = ZNER 2017, 58– Windenergieanlage mögliche Störung Wetterradaranlage 

50 BauGB § 35 III 3 

Werden im Verfahren um die Verbindlicherklärung eines Ziels der Raumordnung mit den Wirkungen des § 35 III 3 BauGB von 
der Aufsichtsbehörde einzelne ausgewiesene Standorte für Windenergieanlagen beanstandet, muss sich der Planungsträger 
erneut mit seiner Konzentrationszonenplanung befassen und hierüber abwägend entscheiden, bevor eine Verbindlicherklärung 
erfolgen kann. (Rn.8) 
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BVerwG, Urt. v. 18.08.2015 – 4 CN 7.14 – BVerwGE 152, 372 = ZfBR 2016, 50 = BauR 2016, 61 = NVwZ 2016, 396 = UPR 2016, 111, 
Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 24/2015 Anm. 5 - Konzentrationszonenplanung 

Gemäß § 7 II 1 ROG 2008/§ 7 VII ROG 2004 sind bei der Aufstellung der Raumordnungspläne die öffentlichen und privaten 

Belange, soweit sie auf der jeweiligen Planungsebene erkennbar und von Bedeutung sind, gegeneinander und untereinander 

abzuwägen. Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 

Raumordnungsplan maßgebend (§ 12 III 1 ROG 2008). Soll eine planerische Entscheidung die Wirkungen des § 35 III 3 

BauGB auslösen - hiernach stehen öffentliche Belange u.a. einem Vorhaben zur Nutzung der Windenergie in der Regel 

entgegen, soweit hierfür durch Darstellungen im Flächennutzungsplan oder als Ziele der Raumordnung eine Ausweisung 

an anderer Stelle erfolgt ist -, verlangt das Abwägungsgebot die Entwicklung eines schlüssigen gesamträumlichen 

Planungskonzepts (stRspr, vgl. BVerwG, Urt. v. 13.3.2003 - 4 C 3.02 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 356 = juris Rn. 

20). Um den Anforderungen gerecht zu werden, die an den Abwägungsvorgang zu stellen sind, muss das Konzept nicht nur 

Auskunft darüber geben, von welchen Erwägungen die positive Standortzuweisung getragen wird, sondern auch die Gründe 

für die beabsichtigte Freihaltung des übrigen Planungsraums von Windenergieanlagen aufzeigen (BVerwG, Urt. v. 

11.4.2013 - 4 CN 2.12 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 391 Rn. 5). Denn der Ausschluss der Anlagen auf Teilen des 

Plangebiets lässt sich nach der Wertung des Gesetzgebers nur rechtfertigen, wenn der Plan sicherstellt, dass sich die 

betroffenen Vorhaben an anderer Stelle gegenüber konkurrierenden Nutzungen durchsetzen; die negative und die positive 

Komponente der festgelegten Konzentrationszonen bedingen einander (vgl. BVerwG, Urteile vom 17.12.2002 - 4 C 15.01 

- BVerwGE 117, 287 <294>, vom 13.3.2003 - 4 C 4.02 – BVerwGE 118, 33 <37> und vom 21.10.2004 - 4 C 2.04 - 

BVerwGE 122, 109 <111>; Beschlüsse vom 26.4.2006 - 4 B 7.06 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 371 Rn. 6 und vom 

23.7.2008 - 4 B 20.08 - BauR 2008, 2009 = juris Rn. 9). Konzentrations- und Ausschlussflächen stehen damit in einem 

komplementären Verhältnis dergestalt zueinander, dass die Erhöhung der Positivflächen ohne weiteres zu einer 

Reduzierung der Ausschlussflächen führt und umgekehrt. Der Geltungsbereich der Ausschlusswirkung des § 35 III 3 

BauGB wird dabei - negativ - über die Konzentrationsflächen definiert (BVerwG, Urt. v. 31.1.2013 - 4 CN 1.12 - BVerwGE 

146, 40 Rn. 22). Jede Veränderung des Verhältnisses von Positiv- oder Negativflächen stört folglich das im Wege der 

Abwägung gefundene gesamträumliche Planungskonzept und macht eine erneute Abwägungsentscheidung erforderlich. 

Das gilt namentlich dann, wenn im Verfahren um die Genehmigung oder die Verbindlicherklärung eines Ziels der 

Raumordnung mit den Wirkungen des § 35 III 3 BauGB von der Aufsichtsbehörde einzelne ausgewiesene Standorte für 

Windenergieanlagen - aus welchen Gründen auch immer - beanstandet werden mit der Folge, dass diese nicht in Geltung 

versetzt werden (dürfen). In einem solchen Fall muss sich der Planungsträger erneut mit seiner Konzentrationszonenplanung 

befassen und hierüber abermals entscheiden. Das kann in der Weise geschehen, dass er sich die Beanstandungen der 

Aufsichtsbehörde zu Eigen macht und eine entsprechend reduzierte Konzentrationszonenplanung beschließt (vgl. Runkel, 

in: Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, 1. Aufl. 2010, § 7 Rn. 34). Er kann die Beanstandung aber auch zum Anlass nehmen, 

erneut in den Planungsprozess einzutreten, eine neue Konzentrationszonenausweisung zu erarbeiten und diese zu 

beschließen. Diese rechtlichen Maßstäbe hat das OVG verkannt. 

Jede Reduzierung der Eignungsflächen schlägt auf das Abwägungsergebnis durch, weil sie unmittelbar das Verhältnis 

zwischen Positiv- und Negativflächen beeinflusst. Hierin liegt eine planerische Entscheidung. Ob durch eine 

Konzentrationszonenplanung der Windenergie noch substanziell Raum verschafft wird, stellt sich lediglich als unterste 

Grenze dessen dar, was planerisch noch vertretbar ist, um einen Abwägungsergebnisfehler zu vermeiden, nicht aber als 

Maßstab dafür, ob die Landesregierung selbst (unzulässig) planerisch tätig geworden ist. 

Der Abwägungsfehler ist i.S.v. § 12 III 2 ROG erheblich, weil er offensichtlich (vgl. hierzu BVerwG, Urt. v. 21.8.1981 - 4 

C 57.80 - BVerwGE 64, 33 <38>) und auch auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen ist (siehe BVerwG, B. v. 

9.10.2003 - 4 BN 47.03 - BauR 2004, 1130 Rn. 4). 

Der Abwägungsfehler führt zur Gesamtunwirksamkeit von Abschnitt 6.5 VII 1 der RREP VP-LVO, weil ein 

Windenergiekonzept mit den Wirkungen des § 35 III 3 BauGB nicht teilbar ist. Das OVG hat allerdings - insoweit 

unbeanstandet von der Revision - ausgeführt, dass es sich hierbei inhaltlich um einen sachlichen Teilplan 

Windenergienutzung im Sinne des § 4 III LPlG M-V handele (vgl. auch § 7 I 2 ROG 2008), der selbständig angreifbar sei 

(UA S. 19). Damit können die Unwirksamkeitsfolgen nach den Regeln über die Teilunwirksamkeit (vgl. z.B. BVerwG, Urt. 

v. 19.9.2002 - 4 CN 1.02 - BVerwGE 117, 58 <61>) auf diese Zielfestlegung begrenzt bleiben. 

51  BauGB § 35 III 1 Nr. 3 

In einem durch landwirtschaftliche Geruchsimmissionen vorbelasteten Gebiet steht § 35 III 1 Nr. 3 BauGB der Errichtung eines 
Ferkelaufzuchtstalles nicht entgegen, wenn durch das Vorhaben die vorhandene Immissionssituation zumindest nicht 
verschlechtert wird, sofern die Vorbelastung die Grenze zur Gesundheitsgefahr noch nicht überschritten hat und das - 
immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftige - Vorhaben den Anforderungen des § 22 I BImSchG genügt. (Rn.13) 

BVerwG, Urt. v. 27.06.2017 – 4 C 3.13 - BauR 2017, 1978 – Ferkelaufzuchtsstall – Silo 

Das Gebot der Rücksichtnahme ist kein generelles Rechtsprinzip des öffentlichen Baurechts und verkörpert auch keine 

allgemeine Härteregelung, die über den speziellen Vorschriften des Städtebaurechts oder gar des gesamten öffentlichen 

Baurechts steht. Es ist vielmehr Bestandteil einzelner gesetzlicher Vorschriften des Baurechts v. 30.9.1983 - 4 C 74.78 - 

BVerwGE 68, 58 <60>) und als solches in den Tatbestandsmerkmalen der §§ 30 bis 35 BauGB und des § 15 I BauNVO 

enthalten (BVerwG, Urt. v. 30.9.1983 a.a.O.). Es ist gegenüber anderen (ausdrücklich und von vornherein) 

nachbarschützenden Vorschriften subsidiär. 

Bei Außenbereichsvorhaben hat das Gebot der Rücksichtnahme in Bezug auf "schädliche Umwelteinwirkungen" in § 35 III 

1 Nr. 3 BauGB eine ausdrückliche Regelung erfahren (BVerwG, B. v. 28.7.1999 - 4 B 38.99 – Buchholz 406.19 

Nachbarschutz Nr. 160 = juris Rn. 6; siehe auch Urt. v. 21.1.1983 - 4 C 59.79 - Buchholz 406.11 § 35 BBauG Nr. 196 = 
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juris Rn. 13); im Übrigen ist es, soweit es nicht um (schädliche) Immissionen geht, sondern um sonstige nachteilige 

Wirkungen eines Außenbereichsvorhabens, ein ungeschriebener öffentlicher Belang im Sinne von § 35 III 1 BauGB 

(BVerwG, Beschlüsse vom 5.9.2000 - 4 B 56.00 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 344 und vom 28.7.1999 - 4 B 38.99 - 

Buchholz 406.19 Nachbarschutz Nr. 160). Hieraus folgt, dass das Vorhaben des Beigeladenen zuvörderst an § 35 III 1 Nr. 

3 BauGB zu messen ist. Das hat das OVG verkannt. 

Nach § 35 III 1 Nr. 3 BauGB stehen einem nach § 35 I BauGB privilegiert zulässigen Außenbereichsvorhaben öffentliche 

Belange unter anderem dann entgegen, wenn es schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann. Die Vorschrift verweist 

auf die Begriffsbestimmung der schädlichen Umwelteinwirkung in § 3 I BImSchG (BVerwG, Urt. v. 25.2.1977 - 4 C 22.75 

- BVerwGE 52, 122 <126>; B. v. 2.8.2005 - 4 B 41.05 - BRS 69 Nr. 102), worunter auch Geruchsimmissionen fallen, die 

nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft 

herbeizuführen (BVerwG, Urt. v. 21.12.2011 - 4 C 12.10 - BVerwGE 141, 293 Rn. 22). Ist die Schwelle der Erheblichkeit 

- wie bei Geruchsimmissionen - nicht durch Gesetz, Rechtsverordnung oder normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift 

bestimmt, kommt es darauf an, ob die Immissionen das nach der gegebenen Situation zumutbare Maß überschreiten. Die 

Zumutbarkeitsgrenze ist auf Grund einer umfassenden Würdigung aller Umstände des Einzelfalls und insbesondere der 

speziellen Schutzwürdigkeit des jeweiligen Baugebiets zu bestimmen (BVerwG, Urt. v. 21.12.2011 a.a.O.). Der Schutz vor 

Immissionen im Bauplanungsrecht über § 35 III 1 Nr. 3 BauGB ist dabei kein anderer und fällt nicht geringer aus als der 

Schutz vor Immissionen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (vgl. BVerwG, Urteile vom 30.9.1983 - 4 C 74.78 - 

BVerwGE 68, 58 <60>, vom 30.9.1983 - 4 C 18.80 – Buchholz 406.25 § 5 BImSchG Nr. 8 S. 26 <28> = juris Rn. 13, vom 

24.9.1992 - 7 C 7.92 - Buchholz 406.12 § 15 BauNVO Nr. 22 = juris Rn. 17 und vom 7.8.2012 - 7 C 7.11 - Buchholz 406.25 

§ 15 BImSchG Nr. 9 = juris Rn. 19 m.w.N.; B. v. 22.2.1988 - 7 B 28.88 - Buchholz 406.25 § 5 BImSchG Nr. 11 S. 1 <2> 

= juris Rn. 3). All dies ist gefestigte Rechtsprechung des BVerwG (vgl. BVerwG, B. v. 2.8.2005 - 4 B 41.05 - ZfBR 2005, 

806 = BauR 2005, 1900 = juris Rn. 3). Ebenso ist geklärt, dass für die Beurteilung der Zumutbarkeit der von Schweineställen 

verursachten Gerüche als Orientierungshilfe auch auf die Geruchsimmissions-Richtlinie (vgl. etwa Nds.MBl. 2009 S. 795 

ff.) zurückgegriffen werden darf (BVerwG, Urt. v. 21.12.2011 a.a.O.). Dabei verbietet sich allerdings jede schematische 

Anwendung bestimmter Immissionswerte (BVerwG, B. v. 17.7.2003 - 4 B 55.03 - Buchholz 406.19 Nachbarschutz Nr. 166 

Rn. 8). 

Bei der Bestimmung der Zumutbarkeit von Belästigungen sind etwaige Vorbelastungen schutzmindernd zu berücksichtigen, 

die eine schutzbedürftige Nutzung an einem Standort vorfindet, der durch eine schon vorhandene emittierende Nutzung 

vorgeprägt ist (BVerwG, Urteile vom 14.12.1979 - 4 C 10.77 - BVerwGE 59, 253 <260>, vom 22.3.1985 - 4 C 63.80 - 

BVerwGE 71, 150 <155 ff.>, vom 22.5.1987 - 4 C 33-35.83 - BVerwGE 77, 285 <292 ff.>, vom 23.5.1991 - 7 C 19.90 - 

BVerwGE 88, 210 = juris Rn. 10, vom 21.12.2010 - 7 A 14.09 - Buchholz 316 § 74 VwVfG Nr. 81 = juris Rn. 28 ff. und 

vom 29.11.2012 - 4 C 8.11 - BVerwGE 145, 145 Rn. 16). Im Umfang der Vorbelastung sind Immissionen zumutbar, auch 

wenn sie sonst in einem vergleichbaren Gebiet nicht hinnehmbar wären (vgl. BVerwG, Urteile vom 22.6.1990 - 4 C 6.87 - 

Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 261, vom 29.1.1991 - 4 C 51.89 - BVerwGE 87, 332 <357> und vom 23.5.1991 - 7 C 

19.90 - BVerwGE 88, 210). Soll in einem erheblich vorbelasteten Gebiet ein weiteres emittierendes Vorhaben zugelassen 

werden, ist das nach der Rechtsprechung des Senats jedenfalls dann möglich, wenn hierdurch die vorhandene 

Immissionssituation verbessert oder aber zumindest nicht verschlechtert wird (vgl. BVerwG, Urt. v. 27.8.1998 - 4 C 5.98 - 

Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 190 = juris Rn. 31), sofern die Vorbelastung die Grenze zur Gesundheitsgefahr noch 

nicht überschritten hat (Art. 2 II 1 GG) und das - immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftige - Vorhaben den 

Anforderungen des § 22 I BImSchG genügt (BVerwG, Urteile vom 21.1.1983 - 4 C 59.79 - ZfBR 1983, 139 <140> = juris 

Rn. 14 und vom 22.6.1990 - 4 C 6.87 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 261 = juris Rn. 29 ff.). Sind diese Voraussetzungen 

erfüllt, steht § 35 III 1 Nr. 3 BauGB dem Vorhaben nicht entgegen. 

Für das durchzuführende Berufungsverfahren weist der Senat darauf hin, dass das OVG auch der Frage nachzugehen haben 

wird, ob die Baumaßnahme des Beigeladenen im Hinblick auf die hiermit im Zusammenhang stehenden Änderungen an 

bereits bestehenden Ställen der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung bedurft hätte (zur sogenannten 

nachträglichen Kumulation siehe etwa BVerwG, Urt. v. 18.6.2015 - 4 C 4.14 - BVerwGE 152, 219); auf das Fehlen einer 

erforderlichen Umweltverträglichkeitsprüfung könnte sich die Klägerin berufen (BVerwG, Urt. v. 18.6.2015 a.a.O. Rn. 8). 

Ferner wird zu klären sein, ob die am Grundstück der Klägerin als Vorbelastung festgestellte Geruchsfracht sich rechtmäßig 

betriebenen, mithin entsprechend genehmigten Anlagen zuordnen lässt. Denn nur in diesem Umfang wirken Vorbelastungen 

schutzmindernd (BVerwG, Urt. v. 22.6.1990 - 4 C 6.87 - Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 261 Rn. 32; siehe auch Jarass, 

BImSchG, 11. Aufl. 2015, § 3 Rn. 59). 

52 BauGB § 35 IV 1 Nr. 5 

Bestandsschutz nach § 35 IV 1 Nr. 5 BauGB bei Gebäuden, deren Errichtung nicht an bundesrechtlichen 
Zulässigkeitsvoraussetzungen zu messen war. 

§ 35 IV 1 Nr. 5 Buchst. a BauGB verlangt ein zulässigerweise errichtetes Wohngebäude. (Rn.14) 

Bestandsschutz nach § 35 IV 1 Nr. 5 BauGB kann auch solchen Vorhaben nicht von vornherein versagt werden, deren 
ursprüngliche Errichtung nicht an bundesrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen zu messen war. Die gegenteilige Auffassung 
(BVerwG, Urt. v. 8.10.1998 - 4 C 6.97 - BVerwGE 107, 264 <269>) gibt der Senat auf. (Rn.18) 

BVerwG, Urt. v. 03.08.2016 – 4 C 3.15 – BVerwGE 155, 390 = NVwZ 2016, 1477 = ZfBR 2016, 787 = BauR 2017, 85 = UPR 2017, 26, 
Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 19/2016 Anm. 4, Stefan Muckel, JA 2016, 959, Thomas Schröer, NVwZ 2016, 1480, Bernd 
Andrick, ZAP 2017, 483 
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 § 36 BauGB  

53 BauGB § 36 I 1 

Die Bauaufsichtsbehörde ist durch die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nicht gehindert, die beantragte 
Baugenehmigung zu versagen. Die Gemeinde kann in diesem Fall folglich nicht in eigenen Rechten verletzt sein. (Rn.4) 

BVerwG, B. v. 25.08.2014 – 4 B 20.14 – BRS 82 Nr 163 (2014) – gemeindliches Einvernehmen 

54 BauGB § 36 I 2 

Ob eine Betriebsanlage im Sinne des § 2 I Nr. 3 BBergG überwiegend bergbaulichen Tätigkeiten dient, ist anhand einer 
Gesamtwürdigung zu beurteilen, die neben quantitativen auch qualitative Gesichtspunkte berücksichtigt und danach fragt, ob 
die geplante Ausgestaltung und Dimensionierung der Anlage sich aus der Sicht eines vernünftigen Unternehmers in erster Linie 
an den Bedürfnissen des Bergbaubetriebs oder an anderen mit ihr verfolgten Zwecken orientiert. (Rn.23) 

Die Ausnahme vom Erfordernis des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 I 2 Halbs. 2 BauGB beschränkt sich auf Vorhaben, 
über deren bauplanungsrechtliche Zulässigkeit in der bergrechtlichen Betriebsplanzulassung entschieden wird. (Rn.20) 

BVerwG, Urt. v. 28.9.2016 – 7 C 18/15 –NVwZ 2017, 632 = ZfB 2017, 33 = UPR 12017, 187, Robert Keller, jurisPR-BVerwG 5/2017 
Anm. 2 – Einvernehmen und Betriebsplanzulassung 

Die Klägerin ist nicht gemäß § 10 III 5 BImSchG gehindert, sich gegenüber der angefochtenen Genehmigung auf ihr 

fehlendes Einvernehmen zu berufen. Dies gilt unabhängig davon, ob der Anwendungsvorrang, der Art. 11 der Richtlinie 

2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.12.2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 

bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. EU L 26/1) und Art. 25 der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 24.11.2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der 

Umweltverschmutzung) (ABl. L 334/17) nach dem Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 15.10.2015 (C-

137/14 - [ECLI:EU:C:2015:683] Rn. 78 ff.) gegenüber den Regelungen zur Einwendungspräklusion zukommt, hier greift. 

Die Präklusionsregelung des § 10 III 5 BImSchG findet nämlich schon nach nationalem Recht auf die Geltendmachung des 

Einvernehmenserfordernisses keine Anwendung. 

Einwendungen sind sachliches auf die Verhinderung oder Modifizierung eines Vorhabens gerichtetes Gegenvorbringen 

(BVerwG, Urt. v. 17.7.1980 - 7 C 101.78 - BVerwGE 60, 297 <300>). Sie sind in einem dafür vorgesehenen 

Beteiligungsverfahren vorzubringen und unterliegen besonderen Fristen und Darlegungsanforderungen. Das gemeindliche 

Einvernehmen ist hingegen in einem gesonderten Verfahren einzuholen, für das die spezifischen Maßgaben des § 36 II 

BauGB gelten. Ungeachtet der Frage, ob § 36 BauGB für den Schutz der Planungshoheit der Standortgemeinde, dem das 

Einvernehmenserfordernis dient, eine abschließende Regelung trifft oder ob eine Standortgemeinde daneben auch im 

Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung Einwendungen zur Wahrung ihrer Planungshoheit erheben kann (verneinend OVG 

Münster, Urt. v. 30.9.2014 - 8 A 460/13 - DVBl 2015, 309), stehen beide Rechtsinstitute jedenfalls nicht in einem 

Stufenverhältnis; nach den einschlägigen gesetzlichen Regelungen ist die Verweigerung des gemeindlichen Einvernehmens 

nicht an die vorgängige Mitwirkung im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung geknüpft. 

55 BauGB § 36 II 

Die Zurückstellung eines Baugesuchs während der Frist des § 36 II 2 Halbs. 1 BauGB hat zur Folge, dass die Frist mit der 
Zustellung des Zurückstellungsbescheids an den Bauherrn aufhört und nach Ablauf des Zurückstellungszeitraums ohne 
Anrechnung des bereits verstrichenen Teils von neuem beginnt. (Rn.15) 

BVerwG, Urt. v. 26.03.2015 – 4 C 1.14 – NVwZ-RR 2015, 685 = UPR 2015, 352 = BauR 2015, 1457, Christoph Külpmann, jurisPR-
BVerwG 15/2015 Anm. 6 - Zurückstellung 

Gemäß § 36 I 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben u.a. nach § 35 BauGB im bauaufsichtlichen Verfahren 

von der Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Einvernehmen bedeutet, dass die 

Genehmigungsbehörde die Genehmigung nicht gegen den Willen der zur Mitwirkung berufenen Gemeinde erteilen darf 

(BVerwG, Urt. v. 7.2.1986 - 4 C 43.83 - Buchholz 406.11 § 36 BBauG Nr. 35 S. 10). Das Einvernehmen ist gemäß § 36 I 

2 Halbs. 1 BauGB auch erforderlich, wenn in einem anderen (hier: einem immissionsschutzrechtlichen) Verfahren 

entschieden wird. Nach § 36 II 2 Halbs. 1 BauGB gilt das Einvernehmen als erteilt, wenn es nicht binnen zwei Monaten 

nach Eingang des Ersuchens der Genehmigungsbehörde verweigert wird. 

Bei Bekanntgabe des Vorbescheids an die Beigeladene am 22.4.2010 galt das Einvernehmen der Klägerin nicht als erteilt. 

Das OVG hat sich zutreffend auf den Standpunkt gestellt, dass eine Aussetzung der Entscheidung über die Zulässigkeit von 

Vorhaben gemäß § 15 BauGB während der Zweimonatsfrist des § 36 II 2 Halbs. 1 BauGB zur Folge hat, dass der Lauf der 

Frist unterbrochen wird und mit Beendigung der Aussetzung ohne Anrechnung des bereits verstrichenen Teils von neuem 

beginnt.  

Was für die Genehmigungsbehörde gilt, gilt auch für die Gemeinde. Es besteht kein Anlass, ihr innerhalb der Frist des § 36 

II 2 Halbs. 1 BauGB eine Erklärung zu der Vereinbarkeit eines Vorhabens mit den in § 36 I 1 BauGB genannten Vorschriften 

abzuverlangen, wenn das Baugesuch zurückgestellt ist, weil die Gemeinde die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 

das Vorhaben ändern will. Mit der Zurückstellung verliert die Frist des § 36 II 2 Halbs. 1 BauGB ihren Sinn. Die Norm ist 

in das BauGB eingefügt worden, um Genehmigungsverfahren zu beschleunigen (BVerwG, Urt. v. 12.12.1996 - 4 C 24.95 

- Buchholz 406.11 § 36 BauGB Nr. 51 S. 3; BT-Drs. 8/2541 S. 24). Ihr Anliegen kann - für alle Beteiligten erkennbar - 

nicht mehr gefördert werden, wenn die Entscheidung über das Baugesuch ausgesetzt ist. Das Vertrauen des Bauherrn darauf, 

dass über das gemeindliche Einvernehmen als einer Teilfrage des Genehmigungsverfahrens innerhalb der Frist des § 36 II 

                                                           
1  
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2 Halbs. 1 BauGB Klarheit geschaffen wird (BVerwG, Urt. v. 12.12.1996 a.a.O. S. 4), ist in dieser Situation nicht 

schutzwürdig. 

Die Frist des § 36 II 2 Halbs. 1 BauGB beginnt mit dem Ende des Zurückstellungszeitraums von neuem, ohne dass es eines 

erneuten Ersuchens der Genehmigungsbehörde bedarf. Die Rechtslage stellt sich nicht anders dar als bei gerichtlichen 

Fristen. So läuft beispielsweise die durch den Tod des Widerspruchsführers unterbrochene Klagefrist des § 74 I 1 VwGO 

ab dem Ende der Unterbrechung; eine nochmalige Zustellung des Widerspruchsbescheids als erneut fristauslösendes 

Ereignis ist nicht notwendig (BVerwG, B. v. 14.11.2000 - 8 B 187.00 - Buchholz 310 § 74 VwGO Nr. 14 S. 10). 

56 BauGB § 36 II 3 

Klagt eine Gemeinde gegen die Verlängerung eines Bauvorbescheids, die unter Zulassung einer Ausnahme von einer 
Veränderungssperre und unter Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens erteilt worden ist, beurteilt sich die Rechtmäßigkeit 
des Bescheids nach der Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt seines Erlasses. (Rn.12) 

BVerwG, Urt. v. 09.08.2016 – 4 C 5.15 – BVerwGE 156, 1 = DVBl 2016, 1543 = BauR 2017, 96, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 
22/2016 Anm. 1, Bernd Andrick, ZAP 2017, 483 - Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens für Ausnahme von Veränderungssperre; 
maßgeblicher Zeitpunkt. 

Zutreffend hat der VGH angenommen, dass sich die Rechtmäßigkeit des angefochtenen Verlängerungsbescheids im 

Hinblick auf das ersetzte Einvernehmen nach der Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt seines Ergehens beurteilt (a). 

Bundesrechtlich nicht zu beanstanden sind ferner die Annahmen, dass die Veränderungssperre im maßgeblichen Zeitpunkt 

wirksam gewesen sei (b) und die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme von der Veränderungssperre nicht 

vorgelegen hätten (c), weshalb die Klägerin ihr Einvernehmen in rechtmäßiger Weise verweigert habe. 

 § 45 BauGB  

57 BauGB § 45 

Eine für die Erhebung einer Vorausleistung hinreichende Bestimmbarkeit der durch eine Anbaustraße erschlossenen 
Grundstücksflächen, kann auch dann gegeben sein, wenn ein Teil der Grundstücke, auf die der Aufwand zu verteilen ist, 
innerhalb eines Umlegungsgebietes nach §§ 45 ff. BauGB liegt. (Rn.22) 

Wird eine Außenbereichsstraße infolge eines sie umfassenden Bebauungsplans zu einer abrechenbaren Anbaustraße, gehören 
auch die Fremdfinanzierungskosten für die Herstellung der Straße vor ihrer Umwandlung zum beitragsfähigen Aufwand im 
Sinne des § 128 I BauGB. (Rn.27) 

Die Festlegung des Zeitpunkts der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlage innerhalb von vier Jahren nach § 133 III 1 
BauGB muss auf einer nachvollziehbaren und nachprüfbaren Prognosegrundlage basieren. (Rn.35) 

BVerwG, Urt. v. 05.05.2015 – 9 C 14/14 – BVerwGE 152, 111 = DVBl 2015, 1117 = ZfBR 2015, 571, Martin Steinkühler, jurisPR-
BVerwG 21/2015 Anm. 3, Hans-Joachim Driehaus, KStZ 2016, 61 - Umlegungsgebiet 

58 BauGB § 45 

Eine amtliche Umlegung nach §§ 45 ff. BauGB ist im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 I BauGB) nur 
zur Umsetzung der darin getroffenen Festsetzungen zulässig. Deswegen darf die ungeklärte Erschließung überplanter 
Grundstücke nicht im Wege des Konflikttransfers einem nachfolgenden amtlichen Umlegungsverfahren vorbehalten werden. 
(Rn.17) 

BVerwG, Urt. v. 05.05.2015 – 4 CN 4.14 – ZfBR 2015, 689 = BauR 2015, 1620 = UPR 2015, 354 = NVwZ 2015, 1537, Christoph 
Külpmann, jurisPR-BVerwG 18/2015 Anm. 2, Hanns-Christian Fricke, ZfBR 2016, 332 – Bebauungsplan Holtkamp 

 § 123 BauGB  

59 BauGB § 123 I 

Die Gemeinden dürfen Erschließungsbeiträge für nicht in ihre gesetzliche Baulast fallende Erschließungsanlagen dann erheben, 
wenn sie durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit dem gesetzlichen Baulastträger die Baulast übernommen haben; dies gilt 
jedenfalls dann, wenn die Übernahme der Baulast lediglich eine Grenzkorrektur im Bereich des Übergangs einer Kreis- in eine 
Gemeindestraße betrifft (Fortentwicklung von BVerwG, Urteile vom 5.9.1975 - 4 C 2.73 - Buchholz 406.11 § 123 BBauG Nr. 13 
und vom 25.11.1981 - 8 C 10.81 - Buchholz 406.11 § 123 BBauG Nr. 22). (Rn.15) 

BVerwG, Urt. v. 09.12.2015 – 9 C 27/14 – BVerwGE 153, 306 = ZfBR 2016, 372 = NVwZ 2016, 776- Erschließungsbeitrag 

 § 127 BauGB  

60 BauGB § 127 

Eine vor dem 3.10.1990 im Beitrittsgebiet einem technischen Ausbauprogramm oder den örtlichen Ausbaugepflogenheiten 
entsprechend hergestellte Teilstrecke einer insgesamt noch nicht fertiggestellten Straße, stellt weder eine "bereits hergestellte 
Erschließungsanlage" noch einen "Teil" einer solchen im Sinne der Übergangsreglung des § 242 IX BauGB dar. (Rn.13)(Rn.14) 
Sie wird hierzu auch nicht durch eine nach dem 3.10.1990 beschlossene Abschnittsbildung. (Rn.17) 

BVerwG, Urt. v. 22.11.2016 – 9 C 25/15 –, BVerwGE 156, 326 - Teilerschließungsanlage und Teilabschnitt - Schleusenkasse 

61 BauGB § 127 II Nr.2 

Ein Grundstück, das an eine Anbaustraße und einen diese Anbaustraße mit einer weiteren Anbaustraße verbindenden 
unbefahrbaren Wohnweg grenzt, wird durch diesen Wohnweg im Sinne des § 131 I 1 BauGB erschlossen, sofern das 
Bebauungsrecht eine Erreichbarkeit in Form einer nur fußläufigen Zugänglichkeit für die Bebaubarkeit des Grundstücks 
ausreichen lässt (im Anschluss an Urt. v. 1.3.1996 - 8 C 26.94 - Buchholz 406.11 § 131 BauGB Nr. 101). (Rn.7) 

BVerwG, B. v. 29.9.2015 – 9 B 42/15 – LKV 2015, 556 = BayVBl 2016, 275, Martin Steinkühler, jurisPR-BVerwG 3/2016 Anm. 3 - 
Erschließung durch Wohnweg 
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 § 128 BauGB  

62 BauGB § 128 

Die Ausdehnung einer beitragsfähigen Erschließungsanlage ist nicht nach Maßgabe des Erschließungs- oder des Planungsrechts, 
sondern unter Anwendung des Erschließungsbeitragsrechts zu bestimmen. Maßgebend ist in erster Linie das durch die 
tatsächlichen Gegebenheiten geprägte Erscheinungsbild aus dem Blickwinkel eines Betrachters am Boden (Bestätigung von 
BVerwG, Urt. v. 10.6.2009 - 9 C 2.08 - BVerwGE 134, 139). (Rn.11) 

Eine Verkehrsfläche nach § 9 I Nr. 11 BauGB kann auf der Grundlage des § 9 II BauGB auflösend bedingt festgesetzt werden, 
wenn eine solche Festsetzung durch städtebauliche Gründe ausreichend gerechtfertigt und damit im Sinne von § 1 III 1 BauGB 
erforderlich ist. (Rn.23) 

Die Befugnis, eine Teilstrecke einer Erschließungsanlage als Abschnitt für die erschließungsbeitragsrechtliche Abrechnung zu 
verselbstständigen, setzt nicht die (erfolgte) Anlegung einer weitergehenden, in der Länge teilbaren Erschließungsanlage voraus 
(Aufgabe der Rechtsprechung aus den Urteilen vom 25.2.1994 - 8 C 14.92 - BVerwGE 95, 176 <187> und vom 7.6.1996 - 8 C 30.94 
- BVerwGE 101, 225 <233 f.>) . (Rn.35) Der Grundstückskaufpreis gemäß § 128 I 1 Nr. 1 BauGB ist auch dann als 
Erschließungsaufwand zu berücksichtigen, wenn eine Gemeinde Grundstücke erwirbt, um sie später nach Wirksamwerden einer 
im Erwerbszeitpunkt noch nicht konkretisierten Planung zur Schaffung von Erschließungsanlagen zu nutzen (Anschluss an OVG 
Münster, Urt. v. 25.10.1996 - 3 A 1284/93 - DVBl 1997, 1072). (Rn.36) 

Ein Hinterliegergrundstück zählt zum Kreis der erschließungsbeitragspflichtigen Grundstücke, wenn es entweder durch eine 
dauerhafte, rechtlich gesicherte Zufahrt mit der Erschließungsanlage verbunden ist oder wenn die Eigentümer der übrigen 
Grundstücke seine Einbeziehung nach den bestehenden tatsächlichen Verhältnissen schutzwürdig erwarten können (im 
Anschluss an stRspr). (Rn.39) 

BVerwG, Urt. 07.03.2017 – 9 C 20.15 - KommJur 2017, 314 - Gunther Dieterich, jurisPR-BVerwG 19/2017 Anm. 5 - Abschnittsbildung 

63 BauGB § 128 I 

Rechtsanwaltskosten, die für die Berechnung von Erschließungsbeiträgen bzw. die Erstellung der Heranziehungsbescheide 
entstanden sind, zählen nicht zu den Kosten im Sinne des § 128 I BauGB. (Rn.8) 

BVerwG, Urt. v. 02.03.2015 – 9 C 7.14 – BVerwGE 151, 310 = ZfBR 2015, 375 = NVwZ 2015, 1465, Martin Steinkühler, jurisPR-
BVerwG 19/2015 Anm. 3 - Rechtsanwaltskosten 

 § 130 BauGB  

64 BauGB § 130 II 1 

Mehrere zusammenhängende Erschließungsanlagen bilden nur dann eine Erschließungseinheit im Sinne des § 130 II 3 BauGB, 
wenn alle Anliegergrundstücke ausschließlich über eine einzige dieser Erschließungsanlagen (Hauptstraße) mit dem übrigen 
Straßennetz verbunden sind. Die gemeinsame Abrechnung darf zu keiner Mehrbelastung für die Anlieger der Hauptstraße 
führen (im Anschluss an BVerwG, Urteile vom 10.6.2009 - 9 C 2.08 - BVerwGE 134, 139 und vom 30.1.2013 - 9 C 1.12 - BVerwGE 
146, 1). (Rn.20) 

Grenzt ein Grundstück an zwei Abschnitte einer Erschließungsanlage, ist es bei der Aufwandsverteilung jeweils nur mit dem 
Anteil zu berücksichtigen, der dem Verhältnis der Frontlängen an dem einen bzw. anderen Abschnitt entspricht. Das gilt dann 
nicht, wenn die Gemeinde eine im Bebauungsplan ausgewiesene Straße nur auf einer kürzeren Strecke angelegt und ihre 
weitergehende Ausbauabsicht aufgegeben hat (im Anschluss an BVerwG, Urt. v. 25.2.1994 - 8 C 14.92 - BVerwGE 95, 176). 
(Rn.27) 

BVerwG, Urt. v. 12.05.2016 – 9 C 11/15 – BVerwGE 155, 171 = NVwZ 2017, 238, Nadine Däumichen, LKV 2016, 395 - 
Erschließungseinheit 

 § 131 BauGB  

65 BauGB § 131 I 1 

Der Anwendungsbereich einer satzungsrechtlichen Tiefenbegrenzung ist nicht darauf beschränkt, den Innen- vom Außenbereich 
abzugrenzen (wie Urt. v. 1.9.2004 - BVerwG 9 C 15.03 - BVerwGE 121, 365). (Rn.14) 

Grundstücke, die teilweise im Außenbereich liegen, sind mit ihren im Außenbereich liegenden Flächen nicht erschlossen im Sinne 
des § 131 I 1 BauGB. (Rn.17) 

Eine hinter einer satzungsrechtlichen Tiefenbegrenzung zurückbleibende Klarstellungssatzung nach § 34 IV 1 Nr. 1 BauGB geht 
für die Bestimmung des Erschließungsvorteils der Tiefenbegrenzung als speziellere Regelung vor. (Rn.27) 

BVerwG, Urt. v. 12.11.2014 – 9 C 7.13 – BVerwGE 150, 316 = = NVwZ 2015, 298, Martin Steinkühler, jurisPR-BVerwG 6/2015 Anm. 
3, Hans-Joachim Driehaus, HGZ 2015, 284, Hans-Joachim Driehaus, KommunalPraxis BY 2015, 253, Hans-Joachim Driehaus, KStZ 
2015, 61 - Tiefenbegrenzung 

66 BauGB § 131 I 1 

Ein Hinterliegergrundstück, das über keine Zufahrt über das Anliegergrundstück zur Anbaustraße verfügt, ist ausnahmsweise 
dann in den Kreis der nach § 131 I 1 BauGB beitragspflichtigen Grundstücke einzubeziehen, wenn die übrigen 
Beitragspflichtigen schutzwürdig erwarten können, zu ihrer Entlastung werde auch das Hinterliegergrundstück an der 
Verteilung des umlagefähigen Aufwands teilnehmen (im Anschluss an bisherige Rechtsprechung). (Rn.13) 

Der Umstand, dass zwei Baugrundstücke desselben Eigentümers im Zeitpunkt des Entstehens der sachlichen Beitragspflicht 
einheitlich als private Pferdekoppel genutzt werden, begründet eine derart schutzwürdige Erwartung für sich genommen nicht. 
(Rn.18) 

BVerwG, Urt. v. 12.11.2014 – 9 C 4.13 – BVerwGE 150, 308 = DVBl 2015, 497 = NVwZ 2015, 528 = Buchholz 406.11 § 131 BauGB 
Nr 123, Martin Steinkühler, jurisPR-BVerwG 7/2015 Anm. 2, Hans-Joachim Driehaus, HGZ 2015, 284, Hans-Joachim Driehaus, 
KommunalPraxis BY 2015, 253 Hans-Joachim Driehaus, KStZ 2015, 61, Hans-Joachim Driehaus, LKRZ 2015, 353 – Pferdekoppel 

67 BauGB § 131 III 

§ 131 III BauGB erfordert nicht zwingend die Festsetzung eines Artzuschlags für tatsächlich gewerblich genutzte Grundstücke 
in Wohn- und in Mischgebieten (Bestätigung von BVerwG, Urt. v. 10.6.1981 - 8 C 15.81 - BVerwGE 62, 300). (Rn.18) 

Die Rechtswirksamkeit und die Änderung von Festsetzungen in Umlegungsplänen aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Flurbereinigungsgesetzes beurteilen sich nach dem bisherigen Recht sowie dem dieses ablösenden Landesrecht. Derartiges 
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ablösendes Landesrecht kann insbesondere dann, wenn das frühere Recht keine verfahrensrechtlichen Vorgaben enthält, auch 
das Landesverwaltungsverfahrensrecht sein (im Anschluss an BVerwG, Urt. v. 26.8.1976 - 5 C 41.75 - BVerwGE 51, 104). (Rn.29) 

BVerwG, Urt. v. NVwZ 2016, 779 – 9 C 28/14 – Artzuschlag 

 § 133 BauGB  

68 BauGB § 133 I 

Im Erschließungsbeitragsrecht ist grundsätzlich der bürgerlich-rechtliche Grundstücksbegriff maßgebend. Ist allerdings ein 
Anliegergrundstück isoliert betrachtet nicht bebaubar, während es zusammen mit einem oder mehreren Grundstücken desselben 
Eigentümers ein geeignetes Baugrundstück darstellt, sind diese Grundstücke im Sinne des Erschließungsbeitragsrechts 
ausnahmsweise als einheitliches Grundstück anzusehen. Der Beitrag ruht dann als öffentliche Last auf der Grundstückseinheit 
(im Anschluss an die bisherige Rechtsprechung). (Rn.3) 

BVerwG, B. v. 21.12.2015 – 9 B 46/15 – NVwZ-RR 2016, 438 = BayVBl 2016, 421 - wirtschaftliche Grundstückseinheit 

69 BauGB § 133 II 

Die Wirksamkeit eines Ablösungsvertrags gemäß § 133 III 5 BauGB entfällt nicht bereits dadurch, dass der Beitrag, der einem 
Grundstück als Erschließungsbeitrag zuzuordnen ist, mindestens das Doppelte oder höchstens die Hälfte des vereinbarten 
Ablösungsbetrags ausmacht. (Rn.10) 

Die Grenze, bis zu der ein Auseinanderfallen von Ablösungsbetrag und Erschließungsbeitrag hinzunehmen ist, bestimmt sich 
vielmehr im Einzelfall nach den Grundsätzen über den Wegfall der Geschäftsgrundlage anhand einer Abwägung aller sich im 
Zusammenhang mit Ablösungsverträgen ergebenden Umstände und gegenläufigen Interessen (teilweise Aufgabe von BVerwG, 
Urt. v. 9.11.1990 - 8 C 36.89 - BVerwGE 87, 77). (Rn.13) 

Mehrkosten der endgültigen Herstellung einer Erschließungsanlage, die allein oder weit überwiegend inflationsbedingt sind, 
lassen die Geschäftsgrundlage eines Ablösungsvertrags grundsätzlich unberührt. (Rn.19) 

BVerwG, Urt. v. 21.01.2015 – 9 C 1.14 – BVerwGE 151, 171 = LKV 2015, 271 = BayVBl 2015, 499 = NVwZ 2015, 1463 = Buchholz 
406.11 § 133 BauGB Nr 140  HGZ 2016, 68-71, Martin Steinkühler, jurisPR-BVerwG 10/2015 Anm. 1, Hans-Joachim Driehaus, 
KommunalPraxis BY 2015, 253, Hans-Joachim Driehaus, KStZ 2015, 61, Hans-Joachim Driehaus, LKRZ 2015, 353 

 § 149 BauGB  

70 BauGB § 149 

Zulassung der Revision zur Klärung der Frage, welche bodenrechtliche Relevanz einer Kosten- und Finanzierungsübersicht 

im Sinne von § 149 BauGB bei der Beschlussfassung über eine Sanierungssatzung (§§ 136, 142 BauGB) hinsichtlich der 

Frage der Finanzierbarkeit des Sanierungsziels zukommt. (Rn.1) 

BVerwG, B. v. 25.1.2017 – 4 BN 2.16 – juris 

 § 154 BauGB  

71 BauGB § 154 I 1 

Jedes Mitglied einer Erbengemeinschaft ist "Eigentümer" i.S.d. § 154 I 1 BauGB und haftet als Gesamtschuldner für einen 
sanierungsrechtlichen Ausgleichsbetrag. (Rn.9) 

BVerwG, Urt. v. 10.09.2015 – 4 C 3.14 – BauR 2016, 482 = NVwZ 2016, 319 = Buchholz 406.11 § 154 BauGB Nr 8 BRS 83 Nr 131 
(2015), Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 3/2016 Anm. 6 - Gesamtschuldnerische Haftung der Erbengemeinschaft für 
sanierungsrechtlichen Ausgleichsbetrag  

72 BauGB § 154 I 

Ob eine Wertermittlungsmethode in gleichem Maße geeignet ist wie die in der Wertermittlungsverordnung bzw. der 
Immobilienwertverordnung geregelte Methode, die im Rahmen von § 154 BauGB bedeutsame Steigerung des Bodenwerts 
zuverlässig abzubilden, ist eine Tat- und keine Rechtsfrage (wie B. v. 18.2.2014 - BVerwG 4 B 46.13). (Rn.7) 

BVerwG, Urt. v. 27.11.2014 – 4 C 31.13 –ZfBR 2015, 268 = NVwZ 2015, 531 - Wertermittlungsmethode - Christoph Külpmann, jurisPR-
BVerwG 8/2015 Anm. 6 

Nach § 154 II BauGB besteht die durch die Sanierung bedingte, nach § 154 I BauGB ausgleichspflichtige Erhöhung des 

Bodenwerts des Grundstücks aus dem Unterschied zwischen dem Bodenwert, der sich für das Grundstück ergeben würde, 

wenn eine Sanierung weder beabsichtigt noch durchgeführt worden wäre (Anfangswert), und dem Bodenwert, der sich für 

das Grundstück durch die rechtliche und tatsächliche Neuordnung des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets ergibt 

(Endwert). Da der Ausgleichsbetrag der Abschöpfung sanierungsbedingter Bodenwerterhöhungen dient, sind Anfangs- und 

Endwert auf denselben Zeitpunkt zu ermitteln. Das ist nach den bindenden Feststellungen des VGH der 31.12.2004. 

Entgegen der Auffassung des Klägers kommt es nicht auf den Zustand des Grundstücks zum Zeitpunkt der Festsetzung des 

Sanierungsgebiets an. 

 § 172 BauGB  

73 BauGB § 172 II 1 Nr. 1 

Auf § 172 I 1 Nr. 1 BauGB kann eine Erhaltungssatzung nicht gestützt werden, mit der eine vorhandene Bebauung allein wegen 
ihrer lärmabschirmenden Wirkung für andere baulichen Anlagen erhalten werden soll. (Rn.8) 

Die Erhaltungsziele einer Erhaltungssatzung (§ 172 I 1 Nr. 1 BauGB) beschränken deren Gegenstand auf optisch wahrnehmbare 
bauliche Gegebenheiten. (Rn.10) 

BVerwG, Urt. v. 04.12.2014 – 4 CN 7.13 – BVerwGE 151, 27 = NJW-Spezial 2015, 269 = ZfBR 2015, 372 = BauR 2015, 953 = NVwZ 
2015, 901, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 7/2015 Anm. 6, Constantin von der Groeben, NVwZ 2015, 904 – Erhaltungssatzung 

§ 172 I 1 Nr. 1 BauGB eröffnet den Gemeinden die Möglichkeit, zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart eines Gebiets 

aufgrund seiner städtebaulichen Gestalt im Wege des Satzungserlasses bestimmte Vorhaben einer präventiven Kontrolle 

dahingehend zu unterziehen, ob sie mit den von der Kommune verfolgten Erhaltungszielen im Einklang stehen. Die 
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städtebauliche Eigenart eines Gebiets ergibt sich dabei aus der durch die bereits vorhandene Bebauung geprägten Gestalt 

dieses Gebiets. Sie kann nur in optisch wahrnehmbaren Umständen ihren Ausdruck finden. 

Bereits im Wortlaut der Satzungsermächtigung kommt zum Ausdruck, dass der Erhaltungszweck einer Erhaltungssatzung 

auf optisch wahrnehmbare, für die städtebauliche Gestalt eines Gebiets bedeutsame bauliche Gegebenheiten gerichtet sein 

muss. Die zum Satzungserlass berechtigenden Erhaltungsziele sind in § 172 I 1 BauGB abschließend geregelt (BVerwG, 

B. v. 25.6.2013 - 4 BN 2.13 - BauR 2013, 1837 = UPR 2013, 446 Rn. 3). Nach der hier allein in Betracht kommenden 

Nummer 1 der Vorschrift kann die Gemeinde in einem Bebauungsplan oder durch eine sonstige Satzung Gebiete 

bezeichnen, in denen „zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt 

(Absatz 3)“ der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung baulicher Anlagen der Genehmigung bedürfen. 

Städtebaulicher Erhaltungsschutz im Sinne des § 172 I 1 Nr. 1 BauGB zielt damit auf Wahrung der städtebaulichen Funktion 

baulicher Anlagen (BVerwG, B. v. 25.6.2013 - 4 BN 2.13 - a.a.O.), deren Bezugspunkt die städtebauliche Eigenart des 

Gebiets aufgrund seiner städtebaulichen Gestalt ist. Da nur optisch wahrnehmbare Gegebenheiten gestaltend wirken und 

deshalb zur städtebaulichen Eigenart des Gebiets aufgrund seiner städtebaulichen Gestalt beitragen können, muss das Gebiet 

- äußerlich erkennbar - Besonderheiten aufweisen und aus diesem Grund erhaltenswert sein (Lemmel, in: Berliner 

Kommentar zum BauGB, Stand November 2014, § 172 Rn. 6). Auf diese optisch erkennbaren Besonderheiten müssen die 

aus Sicht der Gemeinde erhaltenswerten baulichen Anlagen funktional bezogen sein. Optisch nicht wahrnehmbare 

Funktionen wie etwa deren lärmabschirmende Wirkung („bewohnbare Lärmschutzwand“) können demgegenüber nichts 

zur städtebaulichen Gestalt eines Gebiets beitragen und rechtfertigen deshalb auch nicht den Erlass einer Erhaltungssatzung. 

Die Gründe für den städtebaulichen Erhaltungsschutz werden durch § 172 III 1 BauGB weiter dahin konkretisiert, dass in 

dem Erhaltungsgebiet bauliche Anlagen vorhanden sein müssen, die das Orts- oder Landschaftsbild oder die Stadtgestalt 

prägen oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung sind. Die städtebauliche 

Bedeutung ist nicht auf Aspekte des sog. städtebaulichen Denkmalschutzes beschränkt, muss sich aber aus optisch 

wahrnehmbaren Wirkungen der baulichen Anlagen ergeben, die zur städtebaulichen Gestalt des Gebiets beitragen können. 

Nach § 172 III 1 BauGB darf die im Erhaltungsgebiet für den Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung 

erforderliche Genehmigung in den Fällen des § 172 I 1 Nr. 1 BauGB nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein 

oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder 

sonst von städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist.  

Der Begriff der „Stadtgestalt“ geht über den Begriff des Ortsbildes hinaus (Henke, DÖV 1983, 402 <410>; Moench, NVwZ 

1984, 146 <154>; Lemmel, in: Berliner Kommentar zum BauGB, Stand.11.2014, § 172 Rn. 28), auch wenn sich die 

Anwendungsbereiche beider Begriffe häufig überschneiden werden, weil die Stadtgestalt auch das Ortsbild prägen kann. 

Eine „besondere ästhetische Qualität. im Sinne eines Kunstwerkes“, wie sie das OVG (UA S. 8) gefordert hat, setzt die 

Stadtgestalt indes nicht zwingend voraus. Unter Stadtgestalt ist vor allem die baulich-räumliche Struktur einer Stadt oder 

eines Siedlungsbereiches (einschließlich der Freiräume) zu verstehen (ganz überwiegende Auffassung, vgl. etwa Stock, in: 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand.7.2014, § 172 Rn. 33; Dirnberger, in: Jäde/Dirnberger/Weiß, 

BauGB, 7. Aufl. 2013, § 172 Rn. 19; Oehmen, in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB, 2. Aufl. 2014, § 172 Rn. 24), wie sie 

insbesondere durch den Grundriss, das Maß der baulichen Nutzung einschließlich der Gebäudehöhe, die Stellung der 

Gebäude zueinander sowie ihre Zuordnung zu den Straßen, aber auch durch die bauliche Gestaltung bestimmt wird (vgl. 

Köhler, in: Schrödter, BauGB, 7. Aufl. 2006, § 172 Rn. 25). Die Stadtgestalt schließt bestimmte typische Formen der 

Bodennutzung ein und stellt vor allem auf baulich relevante Strukturen und Funktionen ab (vgl. z.B. Stock a.a.O. Rn. 149 

und Lemmel a.a.O. Rn. 28). Dieser weite Begriff der „Stadtgestalt“ findet sich auch in § 172 I 1 Nr. 1 BauGB wieder, der 

die Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets aufgrund seiner „städtebaulichen Gestalt“ zum zulässigen 

Erhaltungsziel erklärt (Stock a.a.O. Rn. 33). Angesichts dieses über das Ortsbild hinausgehenden Bedeutungsgehalts 

bestehen keine ernstlichen Zweifel, dass auch eine - optisch wahrnehmbare - besondere Baustruktur wie etwa eine 

Blockrandbebauung unter den Begriff der Stadtgestalt fallen kann, auch wenn ihr keine geschichtliche oder künstlerische 

Bedeutung zukommt, sofern sie eine städtebauliche („stadträumliche“) Funktion für das Zusammenleben der Menschen in 

der Gemeinde erfüllt (zu dieser Voraussetzung BVerwG, Urt. v. 3.7.1987 - 4 C 26.85 - BVerwGE 78, 23 <28 f.>). Außer 

Frage steht ferner, dass einzelne einer Blockrandbebauung angehörende Gebäude diese Stadtgestalt prägen können, weil 

bereits ein (ersatzloses) Herausbrechen einzelner Gebäude die Gestalt der Blockrandbebauung insgesamt stören kann. 

Damit bleibt festzuhalten, dass der Denkmalschutz in seinem städtebaulichen Aspekt, d.h. in seiner Ausstrahlungswirkung 

in das Bauplanungsrecht (sog. städtebaulicher Denkmalschutz; zur Kompetenzmäßigkeit BVerfG, B. v. 26.1.1987 - 1 BvR 

969/83 - DVBl 1987, 465 und BVerwG, Urt. v. 3.7.1987 - 4 C 26.85 - BVerwGE 78, 23 <28 f.>; siehe auch Beschlüsse 

vom 23.6.1992 - 4 NB 9.92 – juris Rn. 7 und vom 25.6.2013 - 4 BN 2.13 - BauR 2013, 1837 = UPR 2013, 446 Rn. 3) zwar 

wohl der praktisch wichtigste, aber nicht der einzige Erhaltungszweck ist, der den Erlass einer Erhaltungssatzung auf der 

Grundlage des § 172 I 1 Nr. 1 BauGB rechtfertigt (vgl. auch Mitteilung des Deutschen Instituts für Urbanistik - difu -

„Erhaltungssatzungen in der kommunalen Praxis“, NVwZ 1985, 813, die einerseits vom Regelungsbereich der 

„denkmalnahen“ Erhaltungssatzungen spricht, andererseits aber in Tabelle 1 eine nicht unerhebliche Zahl von 

Erhaltungsfällen ohne geschichtliche oder künstlerische Bedeutung wiedergibt). Das hat das OVG (UA S. 8) mit der 

Formulierung, die Erhaltung baulicher Anlagen werde „wegen ihres Eigenwertes für die städtebauliche Eigenart eines 

Gebietes“ bezweckt, nicht klar genug zum Ausdruck gebracht. 
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 § 194 BauGB  

74 BauGB § 194 

Für die planerische Rechtfertigung eines luftverkehrsrechtlichen Vorhabens ist - wie für die planerische Abwägung - die Sach- 
und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung maßgeblich. (Rn.5) 

Die geschützten Rechtspositionen eines Klägers ergeben sich nicht aus Art. 19 IV 1 GG, sondern werden darin vorausgesetzt. 
(Rn.6) 

Die fehlende Offenlegung der Quelle-Ziel-Matrizes für ein Sachverständigengutachten bedeutet keinen Methodenmangel, 
sondern erschwert lediglich die Überprüfung der angewandten Methode. Das macht es gegebenenfalls erforderlich, dass das 
Gericht seine Überzeugung von der Eignung der Methode und ihrer tatsächlichen Anwendung aus anderen Erkenntnisquellen 
schöpft und auf diese Weise effektiven Rechtsschutz gewährt. (Rn.14) 

Zu den Maßstäben für eine fachplanerische Alternativenprüfung. (Rn.17) 

Das Fluglärmschutzgesetz hat die Zumutbarkeitsschwelle für den Regelfall abschließend festgesetzt (§ 13 I FlugLärmG). 
Atypische Fälle, die zu einem hiervon abweichenden Sicherheitszuschlag bei den Grenzwerten für Fluglärm zwingen könnten, 
sind nicht durch Belastungen gekennzeichnet, die mit dem Betrieb eines Flughafens üblicherweise verbunden sind und mit 
zunehmender Verkehrsdichte und damit zunehmendem Lärmpegel steigen. (Rn.19) 

BVerwG, B. v. 22.06.2015 – 4 B 61.14 – juris - Flughafen München 

 

 § 205 BauGB  

75 BauGB § 205 I 1 

Die Regelungen über die Zuständigkeit für die Bauleitplanung im BauGB verdrängen nicht die Vorschriften des Landesrechts 
über gemeindliche Zweckverbände und deren mögliche Kompetenzen, wenn die Regelungen die Gewähr eines wirksamen 
Vollzugs des Städtebaurechts gewährleisten und die gemeindliche (Letzt-) Verantwortung für das städtebauliche Geschehen 
wahren. (Rn.6) 

BVerwG, B. v. 18.10.2016 – 10 B 6.15 – BBB 2017, Nr 4, 61 - Zweckverband zur Flächenplanung und -entwicklung 

 § 214 BauGB  

76  BauGB § 214 IV  

§ 214 IV BauGB bietet keine Handhabung dafür, die Planung in ihren Grundzügen zu modifizieren. Die Identität des 
Bebauungsplans oder der sonstigen Satzung darf nicht angetastet werden. (Rn.9) 

BVerwG, B. v. 15.5.2017 – 4 BN 6.17 – Schulturnhalle 

Im Wege des ergänzenden Verfahrens behebbar sind grundsätzlich alle beachtlichen Satzungsmängel. Ausgenommen sind 

nur Nachbesserungen, die geeignet sind, das planerische Gesamtkonzept in Frage zu stellen. § 214 IV BauGB bietet keine 

Handhabung dafür, die Planung in ihren Grundzügen zu modifizieren. Die Identität des Bebauungsplans oder der sonstigen 

Satzung darf nicht angetastet werden (BVerwG, Urt. v. 18.9.2003 - 4 CN 20.02 - Buchholz 406.11 § 1 BauGB Nr. 118 S. 

97 m.w.N. <insoweit nicht in BVerwGE 119, 54 abgedruckt>). 

 § 215 BauGB  

77 BauGB § 215 I BauGB 

Vorabentscheidungsersuchen zur Planerhaltung bei UVP-pflichtigen Bebauungsplänen 

Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof der Europäischen Union, ob Art. 11 UVP-RL (juris: EURL 92/2011) der 
Anwendung des § 215 I BauGB entgegensteht, wenn der Antragsteller eines Normenkontrollverfahrens sich gegen einen 
Bebauungsplan wendet, durch den die Zulässigkeit eines Vorhabens begründet werden soll, das jedenfalls UVP-
vorprüfungspflichtig ist. (Rn.1) 

BVerwG, EuGH-Vorlage vom 14.03.2017 – 4 CN 3.16 –DVBl 2017, 767 = BauR 2017, 1140 = ZfBR 2017, 468 - , Christoph Külpmann, 
jurisPR-BVerwG 21/2017 Anm. 6, Bernhard Stüer, DVBl 2017, 769 

EuGH, C-206/17 

78 BauGB § 215 I 

Die mit § 173 III BauGB angeordnete Überleitung von baurechtlichen Vorschriften der Länder und festgestellten städtebauliche 
Pläne in Bundesrecht bewirkt, dass deren Inhalte als Bebauungspläne fortgelten (hier: § 7 Nr. 9 BauO BE <F: 1958-11-21>). Sie 
werden dadurch jedoch nicht Bestandteil des revisiblen Rechts. (Rn.7) 

Ein Mangel im Abwägungsvorgang ist dann beachtlich im Sinne des § 214 I 1 Nr. 1 BauGB, wenn sich anhand der Planunterlagen 
oder sonst erkennbarer oder naheliegender Umstände die Möglichkeit abzeichnet, dass der Mangel im Abwägungsvorgang von 
Einfluss auf das Abwägungsergebnis gewesen sein kann. (Rn.10) 

BVerwG, B. v. 13.01.2016 – 4 B 21.15 – Lorenz Zabel IBR 2016, 239 

 § 225 BauGB  

79 BauGB § 225 I 

Die Gemeinde setzt beim ergänzenden Verfahren nach § 214 IV BauGB das von ihr ursprünglich eingeleitete Verfahren an der 
Stelle fort, an der ihr der zu korrigierende Fehler unterlaufen ist. (Rn.7) 

Jedenfalls hinsichtlich der neu durchgeführten Verfahrensschritte bedeutet dies, dass die Rügemöglichkeiten nach § 215 I BauGB 
durch die erneute Bekanntmachung des Plans insoweit neu eröffnet werden, aber auch entsprechende Obliegenheiten entstehen. 
Nicht erneut fristgerecht geltend gemachte Mängel sind daher gemäß § 215 I 1 BauGB unbeachtlich geworden. (Rn.7) 

BVerwG, B. v. 10.1.2017 – 4 BN 18.16 –BauR 2017, 655 = ZfBR 2017, 370, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 16/2017 Anm. 3 – 
erneute Rüge nach ergänzendem Verfahren 
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Nach gefestigter Rechtsprechung des Senats (Urt. v. 18.8.2015 - 4 CN 10.14 - BVerwGE 152, 379 Rn. 9) setzt die Gemeinde 

beim ergänzenden Verfahren nach § 214 IV BauGB das von ihr ursprünglich eingeleitete Verfahren an der Stelle fort, an 

der ihr der zu korrigierende Fehler unterlaufen ist. Die bisherigen Verfahrensschritte bleiben unberührt. Für den Fall eines 

Bebauungsplans, der nach Behebung eines Ausfertigungsmangels im ergänzenden Verfahren erneut bekannt gemacht 

wurde, hat der Senat daraus abgeleitet, dass auf bisherige, im ergänzenden Verfahren nicht zu wiederholende 

Verfahrensschritte bezogene Rügemöglichkeiten nach § 215 I BauGB, die bereits verfristet sind, durch die erneute 

Bekanntmachung des Plans nach der Fehlerbehebung nicht neu eröffnet werden (BVerwG, B. v. 25.2.1997 - 4 NB 40.96 - 

Buchholz 406.11 § 215 BauGB Nr. 9 S. 18). Der Senat kann offen lassen, ob diese Aussagen für nicht zu wiederholende 

Verfahrensschritte auch dann gelten, wenn der Bebauungsplan - wie hier - im ergänzenden Verfahren neu abgewogen und 

als Satzung neu beschlossen wird. Denn jedenfalls hinsichtlich der neu durchgeführten Verfahrensschritte - hier der 

Abwägung und des Satzungsbeschlusses - lässt sich der Aussage des Senats im Umkehrschluss entnehmen, dass die 

Rügemöglichkeiten nach § 215 I BauGB durch die erneute Bekanntmachung des Plans insoweit neu eröffnet werden, aber 

auch entsprechende Obliegenheiten entstehen. Das gilt auch dann, wenn der Satzungsbeschluss im ergänzenden Verfahren 

- wie hier - inhaltsgleich wiederholt wird. Denn mit der Wiederholung der Abwägung und des Satzungsbeschlusses ist - 

trotz unveränderten Inhalts - ein neuer Plan entstanden, der auch in verfahrensrechtlicher Hinsicht in der Gestalt, wie er 

nach Behebung des Mangels wirksam in Kraft gesetzt worden ist, Gegenstand des Normenkontrollverfahrens wird (vgl. 

z.B. BVerwG, B. v. 29.12.2000 - 4 BN 47.00 - BRS 63 Nr. 60 S. 300 f. = juris Rn. 6 <zur Behebung von Ausfertigungs- 

und Bekanntmachungsfehlern> m.w.N.). Zu Recht hat sich das OVG deshalb auf den Standpunkt gestellt, dass die nach 

erneuter Bekanntmachung des Bebauungsplans nicht erneut fristgerecht geltend gemachten Mängel gemäß § 215 I 1 BauGB 

unbeachtlich geworden sind. 

 § 242 BauGB  

80 BauGB § 242 IX 1 

Das im Rechtsstaatsprinzip verankerte Gebot der Belastungsklarheit und - vorhersehbarkeit schützt den Bürger davor, für lange 
zurückliegende, in tatsächlicher Hinsicht abgeschlossene Vorgänge zeitlich unbegrenzt zu Beiträgen herangezogen zu werden. 
Der Gesetzgeber hat einen weiten Gestaltungsspielraum bei seiner Aufgabe, die berechtigten Interessen der Allgemeinheit am 
Vorteilsausgleich und der einzelnen Vorteilsempfänger an Rechtssicherheit zu einem angemessenen Ausgleich zu bringen (im 
Anschluss an BVerfG, B. v. 5.3.2013 - 1 BvR 2457/08 - BVerfGE 133, 143). (Rn.7) 

§ 242 IX 1 BauGB gilt nicht für vor dem 3.10.1990 hergestellte leitungsgebundene Einrichtungen. (Rn.33) 

BVerwG, B. v. 08.3.2017 – 9 B 19.16 – Ulrike Bick, jurisPR-BVerwG 17/2017 Anm. 3  

 § 244 BauGB  

81 BauGB § 244 II 

Voraussetzung der Fortgeltung altrechtlicher Vorschriften und Pläne nach § 173 III 1 BBauG 1960 "als Bebauungspläne" war, 
dass deren Inhalt als Abwägungsergebnis nach dem Bundesbaugesetz durch Bebauungsplan hätte geschaffen werden können. 
Daran fehlt es, wenn der Inhalt des Plans oder der Vorschrift als Interessenausgleich "zur objektiven Gewichtigkeit einzelner 
Belange außer Verhältnis" steht (Bestätigung von BVerwG, Urt. v. 20.10.1972 - 4 C 14.71 - BVerwGE 41, 67). (Rn.13) 

Die Übergangsvorschrift in § 244 II BauGB 1986, die bestimmte, dass Mängel in der Abwägung unbeachtlich werden, wenn sie 
nicht innerhalb von sieben Jahren nach dem 1.7.1987 geltend gemacht worden sind, ist auf altrechtliche Vorschriften und Pläne, 
die vor dem 29.6.1961 festgestellt, aber nicht übergeleitet worden sind, nicht anwendbar. (Rn.29) 

Die Gründe, die sich in einer konkreten städtebaulichen Situation zur Planrechtfertigung anführen lassen, sind stets Ergebnis 
städtebaulicher Willensbildung. Eine dem Beweis zugängliche Tatsachenfrage kann damit zwar die Frage sein, welches 
städtebauliche Ziel sich die Gemeinde zu einem bestimmten Zeitpunkt gesetzt hatte. Fehlt es jedoch hieran, steht damit auch fest, 
dass es städtebauliche Gründe, die sich zur Rechtfertigung einer bestimmten planerischen Lösung anführen lassen, nicht gibt. 
(Rn.26) 

BVerwG, Urt. v. 01.09.2016 – 4 C 2.15 – NVwZ 2017, 720 = BauR 2017, 508, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 5/2017 – 
übergeleiteter Bebauungsplan.  

Die fehlende Überleitung ist auch nicht nach § 244 II 1 BauGB 1986 unbeachtlich geworden. Zu Recht hat der VGH 

angenommen, dass § 244 II 1 BauGB 1986 auf altrechtliche Pläne, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 

Bundesbaugesetzes 1960 wegen eines nicht bebauungsplangemäßen Inhalts nicht übergeleitet wurden, unanwendbar ist. 
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  BauNVO 

 

 BauNVO 

82 BauNVO § 1 IV 1 Nr. 2 

Aus § 1 IV 1 Nr. 2 BauNVO ergibt sich nicht, dass Festsetzungen, die das Baugebiet unter anderem nach der Art der Betriebe 
und Anlagen gliedern, allgemein nicht für atypische Betriebe und Anlagen gelten. Es stellt keinen Widerspruch dar, Betrieben 
oder Anlagen die in der planerischen Festsetzung vorausgesetzten artspezifischen Merkmale zuzuerkennen und sie dennoch 
aufgrund von Besonderheiten als atypisch zu bewerten. (Rn.11) 

BVerwG, B. v. 31.03.2015 – 7 B 28/14 – Zonengliederung  

Gemäß § 1 IV 1 Nr. 2 BauNVO können im Bebauungsplan für bestimmte Baugebiete Festsetzungen getroffen werden, die 

das Baugebiet unter anderem nach der Art der Betriebe und Anlagen gliedern. Enthält ein Bebauungsplan eine derartige 

Gliederung, ist zu prüfen, ob ein Vorhaben den entsprechenden Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht (§ 30 

I BauGB). Widerspricht danach ein Vorhaben diesen Festsetzungen, können von den Festsetzungen solche Ausnahmen 

zugelassen werden, die in dem Bebauungsplan nach Art und Umfang ausdrücklich vorgesehen sind (§ 31 I BauGB). 

Aus § 1 IV 1 Nr. 2 BauNVO ergibt sich nicht, dass derartige Festsetzungen in einem Bebauungsplan allgemein nicht für 

atypische Betriebe und Anlagen gelten; es stellt keinen Widerspruch dar, Betrieben oder Anlagen die in der planerischen 

Festsetzung vorausgesetzten artspezifischen Merkmale zuzuerkennen und sie dennoch aufgrund von Besonderheiten als 

atypisch zu bewerten. Das OVG hat sich deshalb zu Recht mit der Frage der Atypik von Anlagen allein bei der Prüfung der 

Frage befasst, ob die Voraussetzungen einer Ausnahme von den Festsetzungen des Bebauungsplans gemäß § 31 I BauGB 

vorliegen. Dabei ist es zu dem Ergebnis gelangt, dass eine Ausnahme von den Festsetzungen des Bebauungsplans hier auch 

dann nicht möglich ist, wenn man die Anlage als atypisch bewertet. 

83 BauNVO § 11 III 

Eine überdachte Fläche zum Abstellen von Einkaufswagen außerhalb des Gebäudes eines Lebensmittelmarktes ist nicht 

Teil der Verkaufsfläche. (Rn.11) 

BVerwG, Urt. v. 09.11.2016 – 4 C 1.16 – NVwZ 2017, 640 = UPR 2017, 185, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 9/2017 Anm. 1, 
Martin Spieler, jurisPR-UmwR 4/2017 Anm. 1 - Einkaufswagen 

Der Begriff der Großflächigkeit dient dazu, in typisierender Weise unabhängig von regionalen oder lokalen Besonderheiten 

bundesweit den Betriebstyp festzuschreiben, der von den in den §§ 2 bis 9 BauNVO bezeichneten Gebieten ferngehalten 

werden soll. Das Merkmal wird mit Hilfe der Größe der Verkaufsfläche bestimmt. Verkaufsfläche ist diejenige Fläche, auf 

der Waren präsentiert und gekauft werden können. Dazu zählen auch die Flächen des Windfangs und des Kassenvorraums 

(einschließlich eines Bereichs zum Einpacken der Ware und Entsorgen des Verpackungsmaterials), ebenso die Bereiche, 

die vom Kunden zwar aus betrieblichen und hygienischen Gründen nicht betreten werden dürfen, in denen aber die Ware 

für ihn sichtbar ausliegt und in dem das Personal die Ware zerkleinert, abwiegt und abpackt. Die Schwelle zur 

Großflächigkeit wird bei einer Verkaufsfläche von 800 qm überschritten (BVerwG, Urt. v. 24.11.2005 - 4 C 10.04 - 

BVerwGE 124, 364 <366 f., 371, 374>). 

84 BauNVO § 14 III 

Nach § 14 III BauNVO in der seit dem 20.9.2013 anwendbaren Fassung gelten baulich untergeordnete Anlagen zur Nutzung 
solarer Strahlungsenergie in, an oder auf Dach- und Außenwandflächen auch dann als nach § 14 I BauNVO u.a. in einem 
allgemeinen Wohngebiet zulässige (Neben-)Anlagen, wenn die erzeugte Energie vollständig oder überwiegend in das öffentliche 
Netz eingespeist wird. Diese Regelung findet gemäß § 245a I 1 BauGB auch auf Bebauungspläne Anwendung, die auf der 
Grundlage einer älteren Fassung der BauNVO in Kraft getreten sind. (Rn.21) 

BVerwG, B. v. 10.07.2014 – 4 BN 42.13 – Städte- und Gemeinderat 2015, Nr 4, 31 = BRS 82 Nr 81 (2014), Stefan Pützenbacher, IBR 
2015, 97-  Solaranlagen als zulässige Nebenanlagen in allgemeinen Wohngebieten 

85 BauNVO § 22 

Ob zwei grenzständig errichtete Baukörper ein Doppelhaus bilden, lässt sich weder abstrakt-generell noch mathematisch-
prozentual bestimmen (wie BVerwG, Urteil vom 24.2.2000 - 4 C 12.98 - BVerwGE 110, 355 <360>). (Rn.15) Es bedarf einer 
Würdigung des Einzelfalls unter Betrachtung quantitativer und qualitativer Gesichtspunkte. (Rn.20) 

BVerwG, Urt. v. 19.03.2015 – 4 C 12.14 – BauR 2015, 1309 = ZfBR 2015, 574 = UPR 2015, 314 = NVwZ 2015, 1769, Christoph 
Külpmann, jurisPR-BVerwG 14/2015 Anm. 4, Stefan Pützenbacher, IBR 2015, 386 - Doppelhaus 

  UVPG 

86 UVPG § 3b 

Auf den Fall einer nachträglichen Kumulation von Vorhaben, die für sich allein nicht UVP-pflichtig oder vorprüfungspflichtig 
sind, die zusammen aber die maßgeblichen Größen- oder Leistungswerte überschreiten, findet § 3b II, III UVPG analog (ggf. 
i.V.m. § 3c Satz 5 UVPG) Anwendung. (Rn.16) 

Mehrere Vorhaben liegen auf demselben Betriebsgelände im Sinne des § 3b II 2 Nr. 1 UVPG, wenn zwischen ihnen ein räumlich-
betrieblicher Zusammenhang besteht. Er ist gegeben, wenn sich die Umweltauswirkungen der Vorhaben überschneiden und die 
Vorhaben funktional und wirtschaftlich aufeinander bezogen sind. (Rn.22) 

BVerwG, Urt. v. 18.06.2015 – 4 C 4.14 –  BVerwGE 152, 219 = ZfBR 2015, 691 = BauR 2015, 1630 = NVwZ 2015, 1458 = UPR 2015, 
393 - Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 19/2015 Anm. 5, Volkmar Nied, AUR 2016, 321, Lukas Helfrich, AUR 2016, 336, Martin 
M Arnold, David Weghake, BauR 2016, 190, Joachim Buchheister, DVBl 2016, 265 - Schweinestall 
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Der Annahme des OVG, der Schweinemaststall unterliege keiner Pflicht zur Vorprüfung seiner Umweltverträglichkeit, liegt 

ein fehlerhaftes Verständnis des Bundesrechts zugrunde. Dies können die Kläger rügen (§ 4 I Nr. 2, III des Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetzes vom 8.4.2013 <BGBl. I S. 753>, zuletzt geändert durch Gesetz vom 7.8.2013 <BGBl. I S. 3154> - 

UmwRG). 

Die Pflicht zur Durchführung einer Vorprüfung nach § 3c Satz 1 oder 2 UVPG wegen der Notwendigkeit einer Addition 

von Tierplatzzahlen ergibt sich vorliegend allerdings nicht unmittelbar aus dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung. Gemäß § 3c Satz 5 UVPG gilt für das erstmalige Erreichen oder Überschreiten und jede 

weitere Überschreitung der Prüfwerte § 3b II 1 und 2 und III UVPG entsprechend. 

Nach § 3c Satz 5 i.V.m. § 3b II 1 UVPG besteht die Verpflichtung zur Durchführung einer Vorprüfung, wenn mehrere 

Vorhaben derselben Art, die gleichzeitig von demselben oder mehreren Trägern verwirklicht werden sollen und in einem 

engen Zusammenhang stehen (kumulierende Vorhaben), zusammen die maßgeblichen Größen- oder Leistungswerte 

erreichen oder überschreiten. Den vorliegenden Fall einer nachträglichen Kumulation, also eines Hinzutretens eines 

Vorhabens zu einem bereits vorhandenen Vorhaben, erfasst § 3b II 1 UVPG nicht. 

Nach § 3c Satz 5 i.V.m. § 3b III 1 UVPG ist für die Änderung oder Erweiterung eines bestehenden, bisher nicht 

vorprüfungspflichtigen Vorhabens eine Vorprüfung unter Berücksichtigung der Umweltauswirkungen des bestehenden, 

bisher nicht vorprüfungspflichtigen Vorhabens durchzuführen, wenn der maßgebende Größen- oder Leistungswert durch 

die Änderung oder Erweiterung erstmals erreicht oder überschritten wird. Die Frage, ob ein bestehendes Vorhaben geändert 

oder erweitert wird, beurteilt sich nicht nach der Definition des § 2 II Nr. 2 UVPG, sondern nach dem materiellen Recht 

(BVerwG, Urt. v. 18.12.2014 - 4 C 36.13 - juris Rn. 23). Weder nach den Vorschriften des Baurechts noch nach den 

Bestimmungen des Immissionsschutzrechts ändert oder erweitert der umstrittene Schweinemaststall ein vorhandenes 

Vorhaben. 

Der Fall der nachträglichen Kumulation von Vorhaben hat im Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung keine 

Regelung erfahren. Die Gesetzeslücke ist durch eine Gesamtanalogie zu § 3b II und 3 UVPG zu schließen. 

Die Tierplatzzahlen im Stall A. 5 sind allerdings nur insoweit der Zahl der Plätze im Schweinemaststall hinzuzurechnen, 

als sie über den Bestand hinausgehen, der nach § 3b III 3 UVPG unbeachtlich bleibt. Nach dieser Vorschrift bleibt der in 

den jeweiligen Anwendungsbereich der Richtlinien 85/337/EWG und 97/11/EG fallende, aber vor Ablauf der jeweiligen 

Umsetzungsfristen erreichte Bestand hinsichtlich des Erreichens oder Überschreitens der Größen- oder Leistungswerte 

unberücksichtigt. Das Berufungsurteil enthält keine Feststellungen zu den erreichten Beständen an den maßgeblichen 

Stichtagen, dem 5.7.1988 und dem 14.3.1999. 

  VwGO 

87 VwGO § 47 I 

Besteht zwischen den früheren Fassungen eines Bebauungsplans und der Fassung, die Gegenstand des 
Normenkontrollverfahrens ist, ein Rechtmäßigkeitszusammenhang, erfasst die Unwirksamkeit einer vorhergehenden Fassung 
auch die spätere Fassung. Werden allerdings sämtliche Festsetzungen des Ursprungsplans im Zuge der "Änderung" durch neue 
Festsetzungen ersetzt oder aber jedenfalls erneut in den planerischen Abwägungsprozess einbezogen, so ist letztlich ein 
eigenständiger Plan entstanden, bei dem ein Fortwirken alter Fehler des Ursprungsplans nicht mehr sachgerecht erschiene. 
(Rn.7) 

BVerwG, B. v. 04.10.2016 – 4 BN 11.16 – BauR 2017, 62 – geänderter Bebauungsplan 

Aus dem Urteil des Senats vom 16.12.1999 - 4 CN 7.98 - (BVerwGE 110, 193 <199>) ergibt sich, dass die Wirksamkeit 

des Ursprungsplans (und etwaiger vorangegangener Änderungen) insoweit als Vorfrage der Wirksamkeit einer Änderung 

des Plans (incidenter) zu prüfen ist, als die Rechtmäßigkeit der beanstandeten Änderung von den früheren Fassungen des 

Plans abhängt. Das bedeutet: Besteht zwischen den früheren Fassungen und der Fassung, die Gegenstand des 

Normenkontrollverfahrens ist, ein Rechtmäßigkeitszusammenhang, erfasst die Unwirksamkeit einer vorhergehenden 

Fassung auch die spätere Fassung. Werden allerdings sämtliche Festsetzungen des Ursprungsplans im Zuge der "Änderung" 

durch neue Festsetzungen ersetzt oder aber jedenfalls erneut in den planerischen Abwägungsprozess einbezogen, so ist 

letztlich ein eigenständiger Plan entstanden, bei dem ein Fortwirken alter Fehler des Ursprungsplans nicht mehr sachgerecht 

erschiene (BVerwG, Beschlüsse vom 30.9.1992 - 4 NB 22.92 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 70 S. 116 und vom 26.7.2011 

- 4 B 23.11 - BauR 2012, 53). 

88 VwGO § 47 II 1 

Wird ein Bebauungsplan nach Behebung eines Ausfertigungsmangels im ergänzenden Verfahren ein weiteres Mal bekannt 
gemacht, dann löst diese Bekanntmachung die Antragsfrist nach § 47 II 1 VwGO erneut aus. (Rn.6) 

BVerwG, Urt. v. 18.08.2015 – 4 CN 10/14 –  BVerwGE 152, 379 = ZfBR 2015, 780 = BauR 2015, 1981 = UPR 2016, 67, Martin Spieler, 
jurisPR-UmwR 10/2015 Anm. 3, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 22/2015 Anm. 4 - erneute Bekanntmachung im ergänzenden 
Verfahren 

Nach § 47 II 1 VwGO in der seit 1.1.2007 geltenden Fassung können Normenkontrollanträge gegen Bebauungspläne (§ 47 

I Nr. 1 VwGO i.V.m. § 10 I BauGB) nur innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung des Plans gestellt werden. Im Fall 

einer mehrfachen Bekanntmachung beginnt allerdings nicht mit jeder Bekanntmachung die Antragsfrist von neuem. Davon 

ist das OVG zutreffend ausgegangen. Zu Unrecht hat es sich aber auf den Standpunkt gestellt, dass die erneute 

Bekanntmachung nach Abschluss eines ergänzenden Verfahrens zur Behebung eines Ausfertigungsmangels die Frist für 

einen Normenkontrollantrag nicht mehr in Lauf setzt, wenn der Plan inhaltlich unverändert bleibt (UA Rn. 22). 
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Indem § 47 II 1 VwGO auf die Bekanntmachung abstellt, knüpft er die Antragsfrist an den Zeitpunkt an, zu dem der 

Bebauungsplan mit formellem Geltungsanspruch veröffentlicht worden ist, d.h. zu dem nach dem Willen des Plangebers 

der Plan als Satzung entstehen soll. Ob die Bekanntmachung ordnungsgemäß ist, ist ohne Belang. Ausreichend ist eine 

Handlung des Plangebers, die potenziell Antragsbefugten die Möglichkeit der Kenntnisnahme vom Geltungsanspruch des 

Plans verschafft (vgl. BVerwG, Beschlüsse vom 25.2.1997 - 4 NB 40.96 - Buchholz 406.11 § 215 BauGB Nr. 9 S. 18 und 

vom 19.10.2006 - 9 B 7.06 - juris Rn. 5). Erkennt der Plangeber nach einer fristauslösenden Bekanntmachung oder geht er 

- auch irrtümlich - davon aus, dass die Bekanntmachung nicht den gesetzlichen Anforderungen entspricht oder der Plan mit 

anderen formellen Fehlern behaftet ist, darf er den Geltungsanspruch nach Fehlerbehebung durch eine weitere 

Bekanntmachung des inhaltlich unverändert gebliebenen Plans erneuern und das Ziel verfolgen, einen tatsächlich oder 

vermeintlich unwirksamen Bebauungsplan durch einen wirksamen Bebauungsplan zu ersetzen (BVerwG, B. v. 8.3.2010 - 

4 BN 42.09 - Buchholz 406.11 § 4a BauGB Nr. 1 Rn. 8). 

Welche Mängel innerhalb der neuen Frist geltend gemacht werden können, ist eine Frage der Begründetheit. Beim 

ergänzenden Verfahren setzt die Gemeinde das von ihr ursprünglich eingeleitete Verfahren an der Stelle fort, an der ihr der 

zu korrigierende Fehler unterlaufen ist. Die bisherigen Verfahrensschritte bleiben unberührt. Sind hierauf bezogene 

Rügemöglichkeiten nach § 215 I BauGB bereits verfristet, werden sie durch die erneute Bekanntmachung des Plans nicht 

neu eröffnet (BVerwG, B. v. 25.2.1997 - 4 NB 40.96 - Buchholz 406.11 § 215 BauGB Nr. 9 S. 18). 

89 VwGO § 47 II 1 

Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, deren Aufgabe in der bloßen Wahrnehmung von Vermögensinteressen der 
Grundeigentümer besteht, macht nur dann im Sinne des § 47 II 1 VwGO geltend, selbst in ihrem Recht auf fehlerfreie Abwägung 
(§ 1 VII BauGB) verletzt zu sein, wenn sie darlegt, dass ihre Vermögensverwaltungsaufgabe in der konkreten Planungssituation 
einen schutzwürdigen städtebaulichen Bezug aufweist und deshalb für die Abwägungsentscheidung beachtlich war. (Rn.13) 

BVerwG, Urt. v. 29.06.2015 – 4 CN 5.14 – BauR 2015, 1827 = ZfBR 2015, 781 = NVwZ 2015, 1457, Christoph Külpmann, jurisPR-
BVerwG 25/2015 Anm. 4 - Gewerbegebiet Seulenberg II 

90 VwGO § 47 II 1 

Bei bauplanerischen Festsetzungen zur Schaffung eines Friedhofs in Form eines Ruheforstes ist zu beachten, dass der Schutz der 
Bestattung und des Totengedenkens Rücksichtnahme durch die Nachbarschaft fordert; zugleich ist Rücksicht auf die 
Nachbarschaft zu nehmen (im Anschluss an BVerwG, Urt. v. 2.2.2012 - 4 C 14.10 - BVerwGE 142, 1 Rn. 23). Ob die damit 
angesprochenen nachbarlichen Belange abwägungserheblich oder lediglich geringfügig sind, ist eine Frage des Einzelfalls. 
(Rn.10) 

Ein von dem Gedanken an die Endlichkeit menschlichen Lebens völlig unbeschwertes Gemüt ist kein Belang, der in die 
städtebauliche Abwägung einzugehen hat. Dies gilt auch, wenn die Wahrnehmung während eines Urlaubs oder durch ältere 
Menschen geschieht. (Rn.14) 

BVerwG, B. v. 30.11.2016 – 4 BN 16.16 – NVwZ 2017, 563 = BauR 2017, 674 = UPR 2017, 114 = ZfBR 2017, 154, Christoph Külpmann, 
jurisPR-BVerwG 12/2017 Anm. 6 - Ruheforst 

91 VwGO § 47 II 1 

An die Geltendmachung einer Rechtsverletzung im Sinne des § 47 II 1 VwGO sind grundsätzlich auch dann keine höheren 
Anforderungen zu stellen, wenn es um das Recht auf gerechte Abwägung (§ 1 VII BauGB) eines Eigentümers geht, dessen 
Grundstück außerhalb des Bebauungsplans liegt. (Rn.10) 

BVerwG, B. v. 14.09.2015 – 4 BN 4.15 – ZfBR 2016, 154 = BRS 83 Nr 170 (2015) – mittelbar BetroffenerNormenkontrolle 

Auch insoweit reicht es aus, dass der Antragsteller Tatsachen vorträgt, die eine fehlerhafte Behandlung seiner Belange in 

der Abwägung als möglich erscheinen lassen (BVerwG, Urt. v. 24.9.1998 4 CN 2.98 - BVerwGE 107, 215 <218 f.>). 

Antragsbefugt ist hiernach, wer sich auf einen abwägungserheblichen privaten Belang berufen kann; denn wenn es einen 

solchen Belang gibt, besteht grundsätzlich auch die Möglichkeit, dass die Gemeinde ihn bei ihrer Abwägung nicht korrekt 

berücksichtigt hat (BVerwG, Urteile vom 30.4.2004 a.a.O. und vom 16.6.2011 - 4 CN 1.10 - BVerwGE 140, 41 = Buchholz 

310 § 47 VwGO Nr. 182; B. v. 22.8.2000 - 4 BN 38.00 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 142). Die Antragsbefugnis ist 

jedoch dann nicht gegeben, wenn eine Rechtsverletzung offensichtlich und eindeutig nach jeder Betrachtungsweise 

ausscheidet (BVerwG, Urteile vom 24.9.1998 a.a.O. S. 217 und vom 18.11.2002 - 9 CN 1.02 - BVerwGE 117, 209 <211>). 

Hiervon ist insbesondere auszugehen, wenn das Interesse des Betroffenen geringwertig, nicht schutzwürdig, für die 

Gemeinde nicht erkennbar oder sonst makelbehaftet ist (BVerwG, B. v. 2.3.2015 - 4 BN 30.14 - ZfBR 2015, 380 = BauR 

2015, 967 m.w.N.). Die Prüfung, ob das der Fall ist, ist allerdings nicht unter Auswertung des gesamten Prozessstoffes 

vorzunehmen (BVerwG, Urt. v. 24.9.1998 a.a.O. S. 218), und sie darf nicht in einem Umfang und in einer Intensität 

erfolgen, die einer Begründetheitsprüfung gleichkommt (BVerwG, B. v. 8.6.2011 - 4 BN 42.10 - BauR 2011, 1641 Rn. 8). 

Das Normenkontrollgericht ist daher insbesondere nicht befugt, für die Entscheidung über die Antragsbefugnis den 

Sachverhalt von sich aus weiter aufzuklären (zusammenfassend: BVerwG, B. v. 29.7.2013 - 4 BN 13.13 - ZfBR 2014, 159 

Rn. 4; siehe auch B. v. 10.7.2012 - 4 BN 16.12 - UPR 2013, 31 Rn. 3). 

92 VwGO § 47 IIa 

Den Anforderungen des § 47 IIa VwGO genügen nur Einwendungen, die ihren Urheber erkennen lassen. (Rn.9) Bestehen Zweifel, 
wer eine Einwendung erhoben hat, bedarf es der Auslegung des Einwendungsschreibens. (Rn.12) 

BVerwG, Urt. v. 29.09.2015 – 4 CN 2.15 – BVerwGE 153, 74 = ZfBR 2016, 48 = NVwZ-RR 2016, 3, Christoph Külpmann, jurisPR-
BVerwG 2/2016 Anm. 3 - Präklusion bei falscher Bezeichnung des Einwenders (§ 47 IIa VwGO) 

93 VwGO § 47 VI 

Probleme, die sich aus der Realisierung eines Bebauungsplans durch Bauarbeiten ergeben, gehören wegen ihrer zeitlichen 
Begrenzung regelmäßig nicht zu den Konflikten, die der Bebauungsplan selbst bewältigen muss. (Rn.12) 
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BVerwG, B. v. 16.9.2015 – 4 VR 2.15 – BRS 83 Nr 58 (2015) - Am Kalkofen - Sonnenberg 

Erweist sich, dass der Antrag nach § 47 I Nr. 1 VwGO zulässig und (voraussichtlich) begründet sein wird, so ist dies ein 

wesentliches Indiz dafür, dass der Vollzug des Bebauungsplans bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache suspendiert 

werden muss. In diesem Fall kann eine einstweilige Anordnung ergehen, wenn der (weitere) Vollzug vor einer Entscheidung 

im Hauptsacheverfahren Nachteile befürchten lässt, die unter Berücksichtigung der Belange des Antragstellers, betroffener 

Dritter und/oder der Allgemeinheit so gewichtig sind, dass eine vorläufige Regelung mit Blick auf die Wirksamkeit und 

Umsetzbarkeit einer für den Antragsteller günstigen Hauptsacheentscheidung unaufschiebbar ist. Lassen sich die 

Erfolgsaussichten des Normenkontrollverfahrens nicht abschätzen, ist über den Erlass einer beantragten einstweiligen 

Anordnung im Wege einer Folgenabwägung zu entscheiden: Gegenüberzustellen sind die Folgen, die einträten, wenn eine 

einstweilige Anordnung nicht erginge, der Normenkontrollantrag aber Erfolg hätte, und die Nachteile, die entstünden, wenn 

die begehrte einstweilige Anordnung erlassen würde, der Antrag nach § 47 I Nr. 1 VwGO aber erfolglos bliebe. Die für den 

Erlass der einstweiligen Anordnung sprechenden Erwägungen müssen die gegenläufigen Interessen dabei deutlich 

überwiegen, also so schwer wiegen, dass der Erlass der einstweiligen Anordnung - trotz offener Erfolgsaussichten der 

Hauptsache - dringend geboten ist (BVerwG, B. v. 25.2.2015 - 4 VR 5.14 - ZfBR 2015, 381 Rn. 12 m.w.N.). 

94 VwGO § 47 VI 

Das Gericht der Hauptsache hat analog § 80 VII 1 i.V.m. § 47 VI VwGO unabhängig von etwaigen Anträgen auf der Grundlage 
seiner Rechtserkenntnis über den Erlass einer einstweiligen Anordnung zu entscheiden; es gelten insofern die gleichen 
Grundsätze wie für eine (Erst-)Entscheidung über einen Antrag nach § 47 VI VwGO. (Rn.10) 

Das Umlegungsverfahren nach §§ 45 ff. BauGB ist kein Verfahren, in dem Konflikte, die im Bebauungsplan unbewältigt 
geblieben sind, gelöst werden können; sie ist planakzessorisch. (Rn.18) 

BVerwG, B. v. 25.02.2015 – 4 VR 5.14 – ZfBR 2015, 381 = BauR 2015, 968 = BRS 83 Nr 190 (2015) - Umlegungsverfahren 

95 VwGO § 47 IIa 

Die Präklusion nach § 47 IIa VwGO setzt voraus, dass die ortsübliche Bekanntmachung nach § 3 II 2 Halbs. 1 BauGB 
ordnungsgemäß erfolgt ist. Dies gilt sowohl für Ort und Dauer der Auslegung als auch für die Angaben, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind. (Rn.11) 

Bei der im Rahmen des § 10 BauNVO geforderten Prüfung, ob ein Wochenendhausgebiet trotz bestandssichernder Festsetzungen 
von Wohnnutzungen sein Gepräge wahrt (Urt. v. 11.7.2013 - BVerwG 4 CN 7.12 - BVerwGE 147, 138 Rn. 19), bleiben 
Wochenendhäuser außer Betracht, die wegen ihrer atypischen Größe das Gebiet als Wochenendhausgebiet nicht prägen können. 
(Rn.18) 

BVerwG, Urt. v. 11.09.2014 – 4 CN 3.14 –ZfBR 2015, 58 = BauR 2015, 221 = NVwZ 2015, 301 = UPR 2015, 186, Christoph Külpmann, 
jurisPR-BVerwG 25/2014 Anm. 5, Alexander Schink, UPR 2016, 241 – Wörtseeufer 

Nach § 47 IIa VwGO ist der Antrag einer natürlichen Person, der einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, unzulässig, 

wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 

3 II BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können und wenn auf diese Rechtsfolge 

im Rahmen der Beteiligung hingewiesen worden ist. Als Regelung einer Sachurteilsvoraussetzung ist § 47 IIa VwGO zu 

jedem Zeitpunkt des Verfahrens und unabhängig von etwaigen Verfahrensrügen zu beachten (Urt. v. 28.2.1985 - BVerwG 

2 C 14.84 - BVerwGE 71, 73 <74 f.>). 

Dass eine Miteigentümerin der Antragstellerinnen zu 3 und 4 fristgerecht Einwendungen erhoben hat, steht der Präklusion 

nach § 47 IIa VwGO nicht entgegen. Denn der Wortlaut des § 47 IIa VwGO fordert Einwendungen der Person, die den 

Normenkontrollantrag stellt. Diese muss mit Einwendungen ihren Abwehrwillen zum Ausdruck bringen (Urteile vom 

24.3.2010 - BVerwG 4 CN 3.09 - BRS 76 Nr. 66 Rn. 18 und vom 20.2.2014 - BVerwG 4 CN 1.13 - NVwZ 2014, 786 Rn. 

16). Ob ein Miteigentümer einen solchen Abwehrwillen bildet, hängt von seinen Vorstellungen über die künftige 

Gebietsentwicklung und die Nutzung seines Grundstücks ab. Diese müssen nicht notwendig mit den Vorstellungen anderer 

Miteigentümer übereinstimmen (Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, 12. Aufl. 2014, BauGB, § 1 Rn. 108). 

§ 47 IIa VwGO steht dem Antrag schon deshalb nicht entgegen, weil die ortsübliche Bekanntmachung nach § 3 II 2 Halbs. 

1 BauGB keine ausreichenden Angaben dazu enthielt, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar waren. Der 

Eintritt der Rechtsfolge des § 47 IIa VwGO hängt davon ab, dass die ortsübliche Bekanntmachung des Orts und der Dauer 

der Auslegung des Planentwurfs (§ 3 II 2 Halbs. 1 BauGB) ordnungsgemäß erfolgt ist (Urteil vom 20.2.2014 a.a.O. Rn. 

19). Dies gilt in gleicher Weise für die von § 3 II 2 Halbs. 1 BauGB geforderte Angabe zu den verfügbaren 

Umweltinformationen (ebenso VGH Mannheim, Urt. v. 9.8.2013 - 8 S 2145/12 - NVwZ-RR 2014, 17; OVG Koblenz, Urt. 

v. 12.5.2014 - 1 C 11159/13 - DVBl 2014, 1011; OVG Münster, Urt. v. 6.5.2014 - 2 D 14/13.NE - juris Rn. 54; Uechtritz, 

NVwZ 2014, 788 <789>). Denn ungeachtet darüber hinausgehender Ziele sollen auch diese Angaben eine Anstoßwirkung 

entfalten und müssen daher geeignet sein, dem an der beabsichtigten Bauleitplanung interessierten Bürger sein Interesse an 

Information und Beteiligung durch Abgabe von Stellungnahmen bewusst zu machen und dadurch gemeindliche 

Öffentlichkeit herzustellen (Urt. v. 18.7.2013 - BVerwG 4 CN 3.12 - BVerwGE 147, 206 Rn. 19 f.). Der bloße Hinweis in 

der Bekanntmachung auf „Stellungnahmen der Unteren Naturschutzbehörde“ wird dieser Anstoßfunktion nicht gerecht 

(Urt. v. 18.7.2013 a.a.O. Rn. 21). 

Ob der Verstoß gegen § 3 II 2 Halbs. 1 BauGB nach § 215 I 1 Nr. 1 BauGB nach Ablauf der Jahresfrist unbeachtlich 

geworden ist, ist für § 47 IIa VwGO ohne Bedeutung. Denn § 215 I 1 Nr. 1 BauGB regelt die Unbeachtlichkeit von formellen 

Fehlern für die Rechtswirksamkeit eines Bebauungsplans, verhält sich aber weder nach seinem Wortlaut noch nach seiner 

systematischen Stellung zur Zulässigkeit eines Normenkontrollantrags (wie hier VGH Mannheim, Urt. v. 9.8.2013 a.a.O. 

S. 19; OVG Münster, Urt. v. 7.7.2011 - 2 D 137/09.NE - juris Rn. 63 ff.). 
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96 VwGO § 80 VII 2 

Maßgeblich für die Stellung der Beteiligten in einem Änderungsverfahren nach § 80 VII 2 VwGO ist die Interessenlage in diesem 
Verfahren, nicht die Beteiligtenstellung im vorausgegangenen Aussetzungsverfahren nach § 80 V VwGO. (Rn.4) 

BVerwG, B. v. 07.01.2016 – 4 VR 3.15 – NVwZ-RR 2016, 357= BayVBl 2016, 466, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 6/2016 Anm. 
4 –  

 

  Fachplanungsrecht 

97  § 43 3EnWG 

Im Energieleitungsrecht kann bei der Bildung von Planungsabschnitten nicht verlangt werden, dass jeder Abschnitt eine 
selbständige Versorgungsfunktion aufweisen muss. (Rn.28) 

Mit dem planfestgestellten Rückbau einer Bestandsleitung entfällt die plangegebene Vorbelastung. Das schließt es indes wegen 
der Situationsgebundenheit der betroffenen Grundstücke nicht aus, die tatsächliche Vorbelastung durch die Bestandstrasse im 
Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. Die PlanfeEnWGststellungsbehörde ist deshalb nicht gehindert, bei der 
Variantenauswahl an diese noch fortdauernde Gebietsprägung anzuknüpfen. (Rn.35) 

BVerwG, Urt. v. 15.12.2016 - 4 A 4.15 -ZNER 2017, 154 = NVwZ 2017, 708 = UPR 2017, 225, Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 
11/2017 Anm. 5, Tom Pleiner, NuR 2017, 293, Boas Kümper, NVwZ 2017, 716-717 – Höchstspannungsleitung Kruckel - Dauersberg 
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98 VwVfG § 49a I 

Ein öffentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch gemäß § 49a I VwVfG ist im Sinne von § 38 InsO bereits dann 

begründet und damit Insolvenzforderung, wenn vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens der Widerrufsgrund der 

Zweckverfehlung gemäß § 49 III 1 Nr. 1 VwVfG gegeben ist. (Rn.16) 

Die Kenntnis des Widerrufsgrunds ist nicht notwendig, damit ein Erstattungsanspruch im Sinne von § 38 InsO 

begründet ist. (Rn.21) 

BVerwG, Urt. v. 26.2.2015 – 3 C 8.14 – BVerwGE 151, 302 = NVwZ 2015, 1392 = Buchholz 451.55 Subventionsrecht Nr 114, Stefan 
Liebler, jurisPR-BVerwG 17/2015 Anm. 3, Dirk Ehlers, JZ 2015, 1000, Jasper Finke, KTS 2016, 373, Claas Birkemeyer, Linus Meyer, 
NJW 2015, 2300, Julian Asmus Nebel, NVwZ 2015, 1395 - RestschuldbefreiungRestschuldbefreiung 

99  VwVfG § 74 V 

Der Wille der Planfeststellungsbehörde, einer Gemeinde die Ausfertigung eines Planfeststellungsbeschlusses nicht nur zum 
Zwecke der Auslegung im Rahmen der öffentlichen Bekanntmachung, sondern auch individuell zuzustellen, muss eindeutig 
erkennbar sein. (Rn.10) 

Eine Gemeinde kann aufgrund ihrer Planungshoheit nur die abwägende Berücksichtigung konkreter Planungen und 
Planungsabsichten, nicht jedoch hiervon abweichender rein tatsächlicher Entwicklungen geltend machen. (Rn.23) 

BVerwG, Urt. v. 27.4.2017 – 9 A 30.15 – NVwZ 2017, 1309 = UPR 2017, 384 – A 3 Frankfurt-Nürnberg Schlüsselfel– Höchstadt-Nord 
Kindertagesstätte “Kleiner Strolch” 

Zwar liegt es im Ermessen der Planfeststellungsbehörde, auch im Fall einer öffentlichen Bekanntmachung des 

Planfeststellungsbeschlusses einzelnen Betroffenen eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses gemäß § 74 IV 

VwVfG individuell zuzustellen mit der Folge, dass für diese die Klagefrist bereits ab der Individualzustellung läuft 

(BVerwG, Urt. v. 5.11.1997 - 11 A 54.96 - Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 34 S. 174). Das Gebot effektiven Rechtsschutzes 

gemäß Art. 19 IV GG, auf welches sich zur Geltendmachung ihrer Rechte aus Art. 28 II GG auch Gemeinden berufen 

können (vgl. BVerwG, Urt. v. 20.11.2008 - 7 C 10.08 - BVerwGE 132, 261 Rn. 32, 34, Gerichtsbescheid vom 27.7.1998 - 

11 A 10.98 - Buchholz 11 Art. 28 GG Nr. 119 S. 54, B. v. 13.9.1993 - 4 B 68.93 - NVwZ-RR 1994, 187 <188>; 

offengelassen bislang vom BVerfG, vgl. KammerB. v. 8.12.2010 - 1 BvR 1188/10 - NVwZ 2011, 611 Rn. 12 m.w.N.; 

ablehnend Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig, GG, Stand.9.2016, Art. 19 IV Rn. 43), erfordert jedoch in diesem Fall, dass 

der Wille, der für die Auslegung nach § 74 IV 2, V VwVfG zuständigen Gemeinde eine Ausfertigung nicht nur zum Zwecke 

der Auslegung im Rahmen der öffentlichen Bekanntmachung, sondern auch individuell zuzustellen, eindeutig erkennbar 

ist. Denn nur so kann diese die für die Inanspruchnahme gerichtlichen Rechtsschutzes zu beachtende Frist bestimmen. 

Die gemeindliche Planungshoheit vermittelt eine wehrfähige, in die Abwägung nach § 17 Satz 2 FStrG einzubeziehende 

Rechtsposition gegen fremde Fachplanungen auf dem eigenen Gemeindegebiet, wenn das Vorhaben nachhaltig eine 

bestimmte Planung der Gemeinde stört, wegen seiner Großräumigkeit wesentliche Teile des Gemeindegebiets einer 

durchsetzbaren gemeindlichen Planung entzieht oder erheblich gemeindliche Einrichtungen beeinträchtigt (stRspr, vgl. 

BVerwG, Urteile vom 28.4.2016 - 9 A 8.15 - juris Rn. 14 und vom 15.12.2016 - 4 A 4.15 - juris Rn. 58). Vorliegend kommt 

unter keinem dieser drei Gesichtspunkte ein Eingriff in die Planungshoheit des Klägers in Betracht. 

c) Schließlich werden durch das planfestgestellte Vorhaben keine gemeindlichen Einrichtungen des Klägers erheblich 

beeinträchtigt. Der für die Kindertagesstätte "Kleine Strolche" gemäß § 2 I Nr. 1 der 16. BImSchV geltende Tagesgrenzwert 

von 57 dB(A) wird nicht überschritten. Zwar enthalten die immissionstechnischen Untersuchungen keine individuelle 

Berechnung der dort zu erwartenden Lärmwerte. Auch liegt entgegen dem Vortrag des Beklagten der die Grenzwerte 
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einhaltende Immissionsort Nr. 68 nicht unmittelbar neben der Tagesstätte, sondern im Inneren des Baugebiets "Im O.". 

Jedoch wird in der Verkehrslärmprognose ein Beurteilungspegel von 57 dB(A) nur an den der Autobahn sehr viel näher 

gelegenen Immissionsorten Nr. 135 und 136 erreicht und selbst dort nicht überschritten. Auch die für den "Kronensaal" 

geltenden Grenzwerte von 64 dB(A) tagsüber und 54 dB(A) nachts (§ 2 I Nr. 3 der 16. BImSchV) werden an keinem 

Immissionsort überschritten. Eine Beeinträchtigung gemeindlicher Einrichtungen des Klägers ist daher ausgeschlossen. 

d) Soweit Lärmschutzgesichtspunkte auch unterhalb der Erheblichkeitsschwelle des § 2 I 16. BImSchV abwägungsrelevant 

sind (vgl. BVerwG, B. v. 5.3.1999 - 4 A 7.98 - Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 149 S. 20), trägt der 

Planfeststellungsbeschluss dem mit dem Hinweis Rechnung, dass das Vorhaben zu einer erheblichen Verringerung der 

bisherigen Lärmbelastung führt. Danach bestand kein Anlass, Lärmschutzbelange weitergehend zu berücksichtigen und 

zusätzliche Lärmschutzmaßnahmen in Erwägung zu ziehen (vgl. BVerwG, Urt. v. 23.11.2005 - 9 A 28.04 - BVerwGE 124, 

334 <345>). 

3. Schließlich beeinträchtigt das planfestgestellte Vorhaben nicht das Selbstgestaltungsrecht des Klägers. Abwehransprüche 

erwachsen aus diesem in den Schutzbereich des Art. 28 II 1 GG fallenden Recht allenfalls dann, wenn die Gemeinde durch 

Maßnahmen betroffen wird, die das Ortsbild entscheidend prägen und hierdurch nachhaltig auf das Gemeindegebiet und 

die Entwicklung der Gemeinde einwirken (BVerwG, Urteile vom 30.5.2012 - 9 A 35.10 - Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 

225 Rn. 36 und vom 15.12.2016 - 4 A 4.15 - juris Rn. 59). 
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